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Zusammenfassung 

Die Bundesregierung hat sich zum Ziel gesetzt, bis 2045 Treibhausgasneutralität zu erreichen. Bis 2030 

sollen die Emissionen in Deutschland um 65 % gegenüber 1990 sinken.1 Dafür müssen alle Gemeinden, 

Städte und Landkreise ihren Teil dazu beitragen. Ingelheim am Rhein hat sich zum Ziel gesetzt bereits 

2040 die Treibhausgasneutralität zu erreichen. Seit 2014 ist die Gemeinde Mitglied des Klima-

Bündnisses, welches als Netzwerk von Städten, Gemeinden und Landkreisen fungiert. 

Im Jahr 2023 hat die Stadtverwaltung das integriertes energetische Quartierskonzept für das Quartier 

„Ober-Ingelheim“ in Auftrag gegeben. Zielsetzung für das Konzept war es, Energieeinsparpotenziale 

im Quartier aufzuzeigen. Konkret wurden Potenziale zur Reduktion von Treibhausgasen, zur Erhöhung 

der Energieeffizienz, zum Ausbau erneuerbarer Energien und zur Verringerung des Primär- und End-

energiebedarfs im Quartier ermittelt. Darüber hinaus verknüpft das Konzept funktionale, städtebauli-

che, verkehrliche und klimatische Ausgangsbedingungen und Potenziale. 

Auf dieser Grundlage konnten unter maßgeblicher Beteiligung von Verwaltung, Fachakteur*innen und 

Bürger*innen, in einem partizipativen Prozess konkrete Handlungsvorschläge und Maßnahmen entwi-

ckelt werden, die eine hohe Akzeptanz erfahren. Zur Verbesserung der Wirtschaftlichkeit und Effizienz 

im Bereich Infrastruktur, Klimaanpassung sowie Gebäudeversorgung und -sanierung bilden die Maß-

nahmen eine Grundlage für kommunalpolitische Entscheidungsprozesse zugunsten einer zukunftsfä-

higen Wärmeversorgung im Quartier. 

Die Konzepterstellung erfolgte durch die EnergyEffizienz GmbH, die auf Basis einer Ausschreibung 

durch die Stadt Ingelheim am Rhein beauftragt wurde. Als Nachunternehmer wurde das Institut für 

elektrische Anlagen und Energienetze, Digitalisierung und Energiewirtschaft der RWTH Aachen für die 

energetischen Quartiersberechnungen in die Projektbearbeitung einbezogen. Die Projektbearbeitung 

erfolgte in enger Zusammenarbeit mit der Stadtverwaltung.  

Als zentrale Ergebnisse des Konzepts, resultierend aus einer energetischen, städtebaulichen und funk-

tionalen Ausgangsanalyse, einer Energie- und Treibhausgasbilanzierung, Potenzialanalysen, energeti-

schen Szenarienentwicklungen und Bildung räumlicher Schwerpunktbereiche, sowie diversen Akteurs-

veranstaltungen, können folgende Punkte hervorgehoben werden: 

• Das Konzept zeigt, dass die wesentlichen technischen Hebel zur Kosten- und Emissionsminde-

rung in einer Abkehr von Öl- und Gasheizungen und einem gezielten Wechsel hin zu Biomasse, 

Wärmepumpen und dem Zubau von Photovoltaik liegen. Je nachdem ob man einen möglichst 

kostengünstigen oder ökologischen Umbau zu Grunde legt, wird die eine oder die andere 

Heiztechnologie gezogen. Nicht zu empfehlen hingegen ist ein „Weiter so“, da dies der mit 

Abstand teuerste und emissionsintensivste Pfad ist. 

• Durch Hüllsanierung bei den Gebäuden im Quartier kann der Wärmebedarf im ökonomischs-

ten Szenario um 22 % und im ökologischsten Szenario um 52 % gesenkt werden. Beide Szena-

rien führen zu niedrigeren annuitätischen Kosten als die Fortführung des Ist-Zustandes. Der 

schnellste Weg zur Reduktion von Treibhausgasen liegt aber in der Abkehr von Öl- und Flüs-

 

1 (Die Bundesregierung, 2022) 
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siggasheizungen und im Einsatz von Biomasse und Wärmepumpen. Die bisherige Solarstrom-

erzeugung (7507 kWp) kann in den beiden Szenarien auf ca. 16.260 kWp bzw. 123.612 kWp 

ausgebaut werden.  

• Bereits die Umsetzung der rein ökonomischen Potenziale reduziert die Emissionen um 77 %. 

Gleichzeitig können hierbei Kostensenkungen in Höhe von 34 % erzielt werden. Die Senkung 

der Emissionen geht folglich Hand in Hand mit Kosteneinsparungen. In Richtung Treibhausgas-

neutralität führen nur darüber hinaus gehende Maßnahmen, insbesondere ein intensiverer 

Ausbau von Photovoltaikanlagen, die verstärkte Sanierung von Gebäudehüllen und der ge-

zielte Einsatz effizienter Sole/Wasser-Wärmepumpen, wo dies die Grundstücksgröße zulässt. 

Über 20 Jahre gesehen rentieren sich die hierfür notwendigen Mehrinvestitionen in beiden 

Szenarien gegenüber der Fortführung des Ist-Zustandes. Die Szenarien schließen sich nicht ge-

genseitig aus, ein Lock-In-Effekt, also ein Festfahren bei Entscheidung für ein Szenario, ist nicht 

zu erwarten. Aus diesem Grund sollte das ökonomische Optimum im ersten Schritt umgesetzt 

werden, um einen schnellen Einstieg zu finden. 

• Wärmenetze können an vielen Stellen im Quartier wirtschaftlich dargestellt werden. Beson-

ders geeignet ist der Ortskern, da hier die Bebauung sehr dicht und damit auch die Wärme-

dichte hoch ist. Entscheidend für die Wirtschaftlichkeit ist die Anschlussquote an das Netz. Je 

höher diese liegt, desto wirtschaftlicher werden das Netz und damit auch die Energiekosten 

für jeden Einzelnen.  

• Eine klima- und umweltgerechte Mobilität bietet viele Potenziale und ist ein weiterer Baustein 

in Richtung des angestrebten klimafreundlichen Quartiers. In Ober-Ingelheim gibt es ein gutes 

ÖPNV-Angebot und der Radweg entlang der Selz ist attraktiv. Dennoch dominiert der MIV im 

Quartier, sei es der fahrende oder der ruhende Verkehr. Maßnahmen, die zu einer Verände-

rung bzw. Verlagerung beitragen, sind von hoher Bedeutung. Wo möglich, soll mehr Fokus auf 

den Umweltverbund (ÖPNV, Radverkehr, Fußverkehr) gelegt werden. 

• Ökologische Aufwertungen (Grünflächen, Biodiversität etc.) sind an vielen Stellen im Quartier 

trotz wenigen freien Flächen möglich und notwendig, um das Quartier vor Überhitzung zu 

schützen. Dach- und Fassadenbegrünung können ein wichtiger Baustein sein, um insbesondere 

im Ortskern die Grüne Vernetzung zu stärken.  
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1 Einleitung 

1.1 Anlass und Hintergrund 

Mit dem Inkrafttreten der Gesetzesnovelle des Klimaschutzgesetzes am 31. August 2021 hat die Bun-

desregierung wegweisende Klimaschutzziele formuliert. Bis 2030 sollen die Emissionen um 65 % ge-

genüber 1990 sinken und bis 2045 soll die Treibhausgasneutralität erreicht werden. Die gesteckten 

Ziele werden regelmäßig per Monitoring überprüft und ggf. nachjustiert. Ab 2050 sollen negative Emis-

sionen anfallen, das heißt, es sollen mehr Treibhausgase in natürliche Senken eingebunden als ausge-

stoßen werden.2  

Diese Ziele verdeutlichen, dass Ressourcenschutz, Energieeffizienz und Klimaschutz heute zu den be-

sonders dringlichen gesellschaftlichen Aufgaben gehören. Der Verbrauch der Ressourcen ist zu hoch 

und muss absolut verringert werden. Natürliche Ressourcen sind Grundlage unseres menschlichen 

Seins und bilden das wichtigste Fundament unseres wirtschaftlichen Handelns und unseres Wohlstan-

des. Nachhaltige Entwicklung meint in diesem Zusammenhang, Umweltgesichtspunkte gleichberech-

tigt mit sozialen und wirtschaftlichen Gesichtspunkten zu berücksichtigen. Zukunftsfähig wirtschaften 

bedeutet also: Wir müssen unseren Kindern und Enkelkindern ein intaktes ökologisches, soziales und 

ökonomisches Gefüge hinterlassen. Fehlt ein Baustein, wird das gesamte Gefüge nicht funktionieren.3 

Um diese übergeordneten Ziele zu erreichen, hat es sich die Stadt Ingelheim am Rhein zur Aufgabe 

gemacht, einen energieeffizienten und klimagerechten Umbau auf der Ebene des Quartiers konzepti-

onell für eine machbare realitätsnahe Umsetzung vorzubereiten. Das vorliegende integrierte energe-

tische Quartierskonzepts soll zur Erreichung der Klimaschutzziele, zur Senkung des Verbrauchs fossiler 

Energieträger und zur Stärkung der lokalen Wertschöpfung beitragen. Rund ein Viertel des Gebäude-

bestandes im Quartier Ober-Ingelheim stammt aus den 60er und 70er Jahren, rund die Hälfte ist vor 

den 1960er Jahren errichtet worden. Der alte Ortskern von Ober-Ingelheim besteht größtenteils aus 

Gebäuden, die vor 1918 errichtet wurden und weite Teile stehen unter Denkmalschutz.  Im Rahmen 

des Klimaschutzes ist es von großer Bedeutung, diesen Gebäudebestand energetisch zu bewerten und 

Potenziale für Sanierungen und die Modernisierung der Strom- und Wärmeversorgung aufzudecken.  

Die meisten Gebäude werden mit den fossilen Energieträgern Gas und Öl (ca. 90 %) beheizt. Um in 

Ober-Ingelheim die entsprechenden Weichen für mehr Klimaschutz und Umweltschutz bis zum Jahr 

2035 zu stellen, müssen die gebäudebezogenen Potenziale der Strom- und Wärmeversorgung zur Re-

duzierung der Treibhausgasemissionen ermittelt und genutzt werden. Dies geschieht unter Beachtung 

ökonomischer und ökologischer, aber auch wohnungswirtschaftlicher, städtebaulicher und baukultu-

relle Aspekte. Ebenso werden denkmalpflegerische, demografische und soziale Gesichtspunkte in die 

Betrachtungen integriert. Bestandteil weiterer umfassender Analysen sind auch die Themen Mobilität 

und Klimafolgenanpassung. Grundsätzlich wird damit auch das Thema Standortattraktivität adressiert, 

wenn das Quartier einen zukunftsgerichteten Charakter aufweist. 

Zukünftig besteht das Ziel darin, eine Steigerung der Energieeffizienz der Gebäude und Infrastruktur, 

insbesondere bei der Wärmeversorgung, sowie einen verstärkten Einsatz regenerativer Energieträger 

 

2 (Die Bundesregierung, 2022) 

3 (Rat für nachhaltige Entwicklung, 2022) 
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zu erreichen. Hierzu sollen die technischen und wirtschaftlichen Einsparpotenziale auf Gebäudeebene 

aufgezeigt sowie konkrete und ganzheitliche Maßnahmen gemeinsam mit örtlichen Akteuren entwi-

ckelt werden. Ebenfalls soll untersucht werden, ob die Ausweisung von förmlichen Sanierungsgebieten 

nach BauGB eine sinnvolle umsetzungsbegleitende Maßnahme darstellt. 

Übergeordnete Aufgaben im Rahmen des integrierten energetischen Quartierskonzepts sind: 

• Aufzeigen von Einsparpotenzialen auf Gebäudeebene 

• Aufzeigen von Möglichkeiten für die Anpassung an den Klimawandel im Quartier 

• Entwicklung von Maßnahmen für die Förderung nachhaltiger Mobilitätsformen 

• Erstellung von Maßnahmen für die Handlungsfelder Organisation und Strukturelles, Gebäude 

und Energieversorgung, Klimaanpassung, Mobilität sowie Information, Beratung und Öffent-

lichkeitsarbeit 

• Eruierung und Bewertung von Optionen zum verstärkten Einsatz erneuerbarer Energien  

• Modellierungsrechnungen zu möglichen Nahwärmenetzen 

Um diese Aufgaben vollumfänglich erfüllen zu können, ist die Mitarbeit der Stadt selbst sowie der 

Städtischen Betriebe, aber auch der privaten Immobilieneigentümer*innen sowie weiterer Ankerak-

teure notwendig. 
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1.2 Methodik und Aufbau des Konzepts 

Die Vorgehensweise bei der Konzepterstellung wird im Folgenden entlang von Arbeitspaketen be-

schrieben (Abbildung 1). Nachdem eine detaillierte Ausgangsanalyse unter Einbeziehung von Informa-

tionen aus der Ortsbegehung sowie aus Interviews mit Schlüsselakteuren erfolgte, werden auf Basis 

dieser Analyse sowie der zur Verfügung gestellten Informationen der Energieversorger, der Netzbe-

treiber sowie weiterer Akteure städtebauliche und energetische Handlungsbedarfe abgeleitet und Po-

tenziale aufgedeckt. Um diese Potenziale erschließen zu können, werden Strategien und Lösungsan-

sätze entwickelt, die in einem Maßnahmenkatalog zur Umsetzung vorbereitet werden. Energieszena-

rien zeigen mögliche Handlungspfade auf. Die entwickelten Maßnahmen werden anschließend in ei-

nem Organisations- und Controlling-Konzept verankert, auf dessen Basis die Stadt Ingelheim die Um-

setzung der Maßnahmen sicherstellen kann. 

 

 

Abbildung 1: Aufbau des integrierten energetischen Quartierskonzepts Ober-Ingelheim, Ingelheim 
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2 Gesamtstädtische Ausgangssituation  

2.1 Raumordnung und regionale Bedeutung 

Die große kreisangehörige Stadt Ingelheim am Rhein liegt in Rheinland-Pfalz im Landkreis Mainz-Bin-

gen in der Region Rheinhessen-Nahe. Der Rhein bildet die Stadt und Landesgrenze zu Hessen. Die Stadt 

liegt westlich der Landeshauptstadt Mainz und östlich der Stadt Bingen, in jeweils rund 15 km Entfer-

nung. Ingelheim liegt im Einzugsbereich des Rhein-Main-Gebietes und ist ein Mittelzentrum in der Re-

gion.  

Rund 52 % der Gemarkungsfläche entfallen auf landwirtschaftliche Flächen (inklusive Weinanbauflä-

chen), rund 26 % sind Siedlungs- und Verkehrsflächen. Der Anteil der Waldflächen wird durch den 

Stadtwald, der sich als separate Fläche im Hunsrück befindet, auf rund 22 % angehoben.4 

Am Rhein und im Selztal ist das Gelände flach, während es am Mainzer Berg und Westerberg deutlich 

ansteigt. Das Stadtgebiet gliedert sich in zehn Stadtteile. Ober-Ingelheim, Nieder-Ingelheim, Ingelheim 

West, Frei-Weinheim, Sporkenheim, Großwinternheim, Wackernheim und Heidesheim am Rhein mit 

den Ortsteilen Uhlerborn und Heidenfahrt. Die Stadtteile Nieder-Ingelheim und Ober-Ingelheim mit 

ihren historisch bedeutsamen Ortskernen bilden den zentralen Siedlungsbereich mit dem wirtschaftli-

chen Stadtzentrum und dem großen Gewerbegebiet der Firma Boehringer. 

Im Norden ist die Stadt an die Autobahn A 60, welche Richtung Mainz und Bingen führt, gut an die 

Region angebunden. Die Bahnstrecke Mainz-Bingen führt ebenfalls durch Ingelheim und hat hier einen 

Haltepunkt. 

 

 

 
 

  

 

4 (Münch and Dr. Hietel, 2015) 

https://de.wikipedia.org/wiki/Ober-Ingelheim
https://de.wikipedia.org/wiki/Nieder-Ingelheim
https://de.wikipedia.org/wiki/Frei-Weinheim
https://de.wikipedia.org/wiki/Sporkenheim
https://de.wikipedia.org/wiki/Wackernheim
https://de.wikipedia.org/wiki/Heidesheim_am_Rhein
https://de.wikipedia.org/wiki/Uhlerborn
https://de.wikipedia.org/wiki/Heidenfahrt
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2.2 Soziodemographische Entwicklung 

In Ingelheim leben 36.002 Menschen (Stand 20225), wovon rund 15% im Untersuchungsgebiet Ober-

Ingelheim leben. Der Anteil der unter 20-Jährigen liegt bei 19 %, der Anteil der über 65-Jährigen bei 

21,7 %, damit befindet sich Ingelheim im Durchschnitt des Landkreises. Der Altenquotient6 liegt in 

Ingelheim mit 37,2 (Stand 2022) unter dem Durchschnitt der verbandsfreien Gemeinden gleicher Grö-

ßenordnung mit 41,1 (Stand 2022).7 Die natürliche Bevölkerungsentwicklung weist ein konstantes Ge-

burtendefizit vor. Insgesamt wird Ingelheim jedoch durch Zuzüge als wachstumsstarke Kommune be-

schrieben, was vor allem auch durch die räumliche Nähe und die gute Anbindung an den Ballungsraum 

des Rhein-Main-Gebietes zu begründen ist.8 Der demografische Wandel wird von der Stadt durch eine 

Demografiestrategie als besondere Planungsaufgabe angegangen.9   

Die Stadt Ingelheim am Rhein wird laut des „Wegweisers Kommune“ der Bertelsmann Stiftung dem 

Demografietyp 11 zugeordnet, der mit dem Titel „Sehr wohlhabende Städte und Gemeinden in Regio-

nen der Wissensgesellschaft“ gekennzeichnet wird. Kommunen, die diesem Demografietyp zugeord-

net werden, zeichnen sich durch sozioökonomisch, demografisch und finanziell gute Rahmenbedin-

gungen aus. 

 

2.3 Stadtstruktur und Wohnen 
Ingelheim ist über Jahrzehnte aus mehreren Dörfern zu einer Gemeinde zusammengewachsen und ist 
1939 zur Stadt erhoben worden. Den Siedlungsschwerpunkt bilden die ehemals selbstständigen Dörfer 
Ober-Ingelheim, Nieder-Ingelheim, Ingelheim West, Frei-Weinheim mit Sportkenheim. 1972 wurde 
Großwinternheim eingemeindet. Zuletzt ist die Stadt 2019 durch die Eingemeindung von Heidesheim 
und Wackernheim auf ihre heutige Größe angewachsen.10 Durch die ehemals eigenständigen 
Gemeinden mit ihren historischen Bedeutungen hat jeder Stadtteil seine eigene Identität. 

Das wirtschaftliche Zentrum der Stadt befindet sich nördlich des Untersuchungsgebietes. Hierauf liegt 

ein Fokus der Stadtentwicklung von Ingelheim und wird im Sinne des „Rahmenplanes Stadtmitte“ ent-

wickelt11. Die Bahngleise trennen den Kernstadtbereich von dem sich nördlich befindenden Gewerbe-

gebiet der Firma Boehringer Pharma, welches einen großen Flächenanteil des zentralen Siedlungskör-

pers einnimmt. 

 

5 Vgl. Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 

6 Definition Statistisches Bundesamt: Der Altenquotient bildet das Verhältnis der Personen im Rentenalter (z. B. 
65 Jahre und älter) zu 100 Personen im erwerbsfähigen Alter (z. B. von 20 bis unter 65 Jahren) ab. 

7 Vgl. Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 

8 (ALP Institut für Wohnen und Stadtentwicklung, 2023) 

9 (Stadt Ingelheim, 2022) 

10 (ALP Institut für Wohnen und Stadtentwicklung, 2023) 

11 (planquadrat Architekten und Stadtplaner, 2010) 
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Abbildung 2: Stadtteile von Ingelheim 

 

Insgesamt gibt es in Ingelheim 18.161 Wohnungen (Stand 2022). Die durchschnittliche Wohnfläche pro 
Einwohner*in liegt mit 52,2 m² etwas über dem Durchschnitt der Verbandsgemeinden mit ähnlicher 
Größe und deutlich über dem gesamt deutschen Durchschnitt von 47 m² pro Kopf. Als Einzugsgebiet 
des Rhein-Main-Gebietes wird ein steigender Wohnraumbedarf prognostiziert.12 Wichtiger Akteur in 
der Wohnungswirtschaft ist die Wohnbaugesellschaft Ingelheim am Rhein GmbH (WBI), die über rund 
9 % des Mietwohnungsbestandes verfügt.  

Derzeit wird der Flächennutzungsplan fortgeschrieben, der in seiner bestehenden Fassung aus dem 
Jahre 1996 stammt. Darin wird festgelegt sein, für welche Nutzungen zukünftig welche Flächen zur 
Verfügung stehen. Damit nimmt der FNP einen großen Einfluss auf das Wachstum einer Stadt. Das 
Stadtentwicklungskonzept 2040 legt bereits einige Leitlinien der zukünftigen Entwicklung fest und 
stellt so das Verbindungsglied zwischen dem aktuellen und dem zukünftigen FNP her. Es wird unter 
anderem eine flächensparende Entwicklung der Stadt, die sich vorrangig auf Innenentwicklungspoten-
ziale konzentriert, als Ziel formuliert.13 Das Wohnbauflächenkonzept für Ingelheim am Rhein (2023) 
legt eine detaillierte Analyse der Ausgangsbedingungen dar und hat zum Ziel eine bedarfsorientierte, 
adäquate Wohnraumentwicklung sicherzustellen. 

 

12 (ALP Institut für Wohnen und Stadtentwicklung, 2023) 

13 (Stadtverwaltung Ingelheim am Rhein, 2022a) 
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Ober-Ingelheim ist einer der zehn Stadtteile von Ingelheim. Der Stadtteil dient vornehmlich als Wohn-

gebiet mit einer guten Versorgungsinfrastruktur für die Bedarfe des täglichen Lebens. Im Stadtteil be-

finden sich Bildungseinrichtungen, gewerbliche Betriebe, Verwaltungseinrichtungen und soziale Treff-

punkte.  

Im Süden des Untersuchungsgebietes ist eine Siedlungserweiterung geplant. Im Landschaftsplan wird 

hier auf die Entwicklung einer besonders ökologischen und siedlungsklimatischen Qualität verwiesen. 

Im Westen des Stadtteils, angrenzend an die Selz, besteht ein Rahmenplan für das Neubaugebiet 

„Grießmühle“.14 Da sich das Neubaugebiet noch nicht in der Bauleitplanung befindet, kann es im Quar-

tierskonzept nur am Rande berücksichtigt werden. Die Vernetzung der beiden Quartiere in Hinblick auf 

Freiraum und Mobilität ist jedoch zu befürworten. Auch für die Wilhelm-Leuschner-Straße liegt ein 

aktueller Rahmenplan vor, der mögliche Wohnbebauungen in unterschiedlichen Varianten darstellt. 

Ebenso wie bei dem Neubaugebiet „Grießmühle“ befindet sich das Gebiet noch nicht in der Bauleit-

planung, weshalb jegliche Annahmen für das Quartierskonzept zu diesem Zeitpunkt rein spekulativ 

wären. 

Ingelheim ist eine historisch gewachsene Stadt, in der der Denkmalschutz eine große Rolle spielt. Es 

liegen daher in Ingelheim einige Gestaltungssatzungen und Bebauungspläne vor, deren Festsetzungen 

das äußere Erscheinungsbild der Gebäude betrifft. Bei Sanierungsmaßnahmen und Eingriffen in den 

Städtebau sind diese Dokumente unbedingt zu beachten. Das Untersuchungsgebiet Ober-Ingelheim 

gehört zum ältesten Teil der Stadt und umfasst das Gebiet der ehemaligen Ortsmauer von Ober-Ingel-

heim mit dem historischen Ortskern. Auch eine Vielzahl an Kulturdenkmälern und geschützten Ge-

samtanlagen und Denkmalzonen befindet sich im Untersuchungsgebiet. Aufgrund der besonderen 

städtebaulichen Qualität unterliegt das Gebiet innerhalb der ehemaligen Ortsmauer (Abbildung 3) be-

sonderen Gestaltungsgrundsätzen, die in einem eigenen Bebauungsplan festgesetzt sind (‘Einfacher 

Bebauungsplan “Gestaltung Ober-Ingelheim innerhalb der ehemaligen Ortsmauer”’, 2019). Stichwort-

artig werden hier die für das Integrierte Quartierskonzept relevanten Aspekte aufgeführt: 

- Bei Sanierungs- und Umbaumaßnahmen sind die Proportionen und Gliederungen der histori-

schen Fassaden beizubehalten bzw. wieder herzustellen. Neubaufassaden müssen sich in Pro-

portion und Gliederung bezüglich der historischen Fassaden in die nähere Umgebungsbebau-

ung einfügen, dies betrifft insbesondere das Verhältnis von offenen zu geschlossenen Fassa-

denanteilen.  

- Rauchrohre, Schornsteine, Lüftungsleitungen und sonstige Abgaselemente an den straßensei-

tigen Fassaden und Dachflächen sind unzulässig. 

- An historischen Gebäuden (Baujahr vor 1945) sind beim Einbau neuer Fenster die Flügelteilung 

und die historische Sprossenteilung beizubehalten bzw. wiederherzustellen. 

- Sonnenkollektoren, Solarzellen und Photovoltaikanlagen sind zulässig, wenn sie in der gleichen 

Neigung wie das Dach flach auf dem Dach installiert werden und müssen sich an den Fenstern 

der Hauptfassade in der Achse oder den Außenlinien orientieren. Sie müssen einen Abstand 

zu den Dachrändern und dem First von mindestens 1,0 m einhalten. 

 

14 (prosa Architektur und Stadtplanung, 2023) 
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Die Auflagen für Denkmalschutzzonen und Kulturdenkmäler wurde im Quartierskonzept berücksich-

tigt. Rund 38 % des Gebäudebestandes liegt innerhalb der geschützten Gesamtanlage. Es gilt dennoch, 

dass Auflagen immer im Einzelfall zu prüfen sind. Weitere geltenden Bebauungspläne und Satzungen, 

die das Untersuchungsgebiet betreffen und die im Quartierskonzept berücksichtigt wurden, sind: 

- Gestaltungssatzung Hinterhofen 

- Satzung über eine Veränderungssperre für das Plangebiet Bebauungsplan „Südlich der Bur-

gunderstraße “ 

- B-Plan Hammergasse 

- B-Plan Marktplatz 

- B-Plan Jungefernpfad 

 

Abbildung 3: Denkmalschutz und städtebauliche Planungen 

2.4 Arbeiten und Gewerbe 

Ingelheim ist Teil des westlichen Rhein-Main-Gebietes und bildet einen landesweit bedeutsamen 

Arbeitsmarktschwerpunkt15. Rund 19.870 sozialversicherungspflichtige Personen sind in Ingelheim 

gemeldet. Der größte Arbeitgeber in Ingelheim ist das Pharmaunternehmen Boehringer, welches rund 

 

15 (Ministerium des Innern und für Sport, 2008) 
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9.500 Mitarbeitende in der Stadt beschäftigt. Durch die räumliche Nähe zu den großen Städten Mainz, 

Wiesbaden und Frankfurt ist Ingelheim auch Wohnort für Auspendler*innen. Durch das hohe 

Arbeitsplatzangebot besteht allerdings ein Einpendlerüberschuss in Ingelheim.16 Darüber hinaus 

zeichnen sich die Ortsteile von Ingelheim auch durch kleine und mittlere Unternehmen, 

Dienstleistungen und intakte Ortskerne aus. Die Standortfaktoren, die Ingelheim als beliebten 

Wohnort auszeichnen liegen auf der Hand. Und so ist die Einwohner*innenzahl von Ingelheim 

zwischen 2011 und 2021 auch um 5,1 % gestiegen, was einen Entwicklungsdruck auf die Wohnlagen 

in Ingelheim ausübt.17  

Zukünftig soll ein Gewerbeflächenentwicklungskonzept die Entwicklung des Arbeits- und 

Wirtschaftsstandorts Ingelheim steuern. Dieses wird im Zuge der Neuaufstellung des 

Flächennutzungsplans entwickelt.18 

Ingelheim liegt innerhalb der größten Weinbauregion Deutschlands. Touristisch reizvoll ist Ingelheim 

außerdem aufgrund der Rad- und Wanderwege entlang der Gewässer Rhein und Selz, dem 

Landschaftsbild und durch die historisch interessanten Ortskerne und Denkmäler. Im 

Untersuchungsgebiet Ober-Ingelheim befinden sich als touristische Anziehungspunkte u.a. die 

Burgkirche sowie Weingüter mit Gastronomie und Hotelbetrieben. 

 

  

 

16 (Stadtverwaltung Ingelheim am Rhein, 2022b) 

17 (ALP Institut für Wohnen und Stadtentwicklung, 2023) 

18 (Stadtverwaltung Ingelheim am Rhein, 2022a) 
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2.5 Mobilität 

Im Rahmen einer ganzheitlichen Betrachtung der Ausgangssituation der Stadt Ingelheim findet auch 

der Mobilitätssektor Eingang in die Analyse. Ingelheim am Rhein ist als Teil der Metropolregion Rhein-

Main sehr gut an die überregionale Infrastruktur, sowohl Autobahn als auch Schiene, angebunden. Im 

Leitbild 2035 ist der Leitsatz formuliert, den Rad- und Fußverkehr, sowie den ÖPNV zu stärken.19 

 

2.5.1 ÖPNV  

Der ÖPNV wird in Ingelheim stadtintern durch den Stadtbusverkehr gewährleistet, der zu einem Groß-

teil bereits auf Elektrobetrieb umgerüstet ist. Es verkehren sechs Stadtbuslinien und mehrere Regio-

nalbuslinien, die von oder über den zentralen Omnibusbahnhof am Bahnhof fahren. Die Dichte der 

Bushaltestellen in Ingelheim ist hoch. Im Untersuchungsgebiet Ober-Ingelheim und daran angrenzend 

befinden sich 17 Bushaltestellen und gewährleisten eine gute Erreichbarkeit. Der Rhein-Nahe Nahver-

kehrsverband stellt eine interaktive Fahrplanauskunft auf der Internetseite zur Verfügung.20  

Ingelheim ist außerdem durch drei Bahnhöfe an das regionale Schienennetz angebunden, der Bahnhof 

in Nieder-Ingelheim, Heidesheim und Uhlerborn. Die Regionalbahnen RB 26 und RB 33, sowie die Re-

gionalexpresse 2 und 3 binden die Stadt bis Köln, Saarbrücken und Koblenz an. Mainz wird in ca. 15 

Minuten, Wiesbaden in 30 Minuten und Frankfurt am Main in rund 60 Minuten mit der Bahn erreicht. 

 
Abbildung 4: Linienplan Rhein-Main-Verkehrsbund, 2024 

 

19 (Stadtverwaltung Ingelheim am Rhein, 2022a) 

20 www.rnn.info/fahrplanauskunft 
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2.5.2 Individualverkehr 

Ingelheim liegt westlich von Mainz am Rande der Metropolregion Rhein-Main und ist in Ost-West-

Richtung über die A60 an das Bundesverkehrsnetz direkt angebunden. Ein weiterer Ausbau der A60 

auf Höhe von Ingelheim ist im Bundesverkehrswegeplan 2030 vorgesehen.21 Nach Süden wird Ingel-

heim über die Landesstraße L428 in die Region verkehrlich angebunden, die auch an dem Untersu-

chungsgebiet Ober-Ingelheim vorbeiführt. Nach Norden stellt der Rhein eine Barriere für den Straßen-

verkehr dar (Abbildung 5). 

Der Motorisierungsgrad von Ingelheim kann für das Jahr 2021 mit 667 zugelassenen PKW pro 1000 

Einwohner*innen beziffert werden. Laut Kraftfahrt-Bundesamt waren 23.464 PKW zugelassen. Es gibt 

265 Elektro-PKW in Ingelheim und es befinden sich 19 Ladestationen im Stadtgebiet, im Untersu-

chungsgebiet liegt keine Ladestation.22  

Im Verkehrsentwicklungsplan 2040 wurden die Verkehrszusammenhänge untersucht. Einfluss auf den 

Verkehr nehmen die Zielorte. Für das Untersuchungsgebiet ist dies im zentral gelegenen historischen 

Ortskern und an der Präsident-Mohr Schule festzustellen, wodurch sich insbesondere für die Bahnhof-

straße ein höheres Verkehrsaufkommen ergibt (Stadtverwaltung Ingelheim am Rhein, 2022b).  

Es besteht ein Einpendlerüberschuss in Ingelheim, was durch den großen Arbeitgeber Boehringer 

Pharma zu erklären ist. Aus diesem Grund ist der Verkehr in Ingelheim zu den Stoßzeiten stark belastet. 

Insbesondere auch die Landesstraße L428, die von Süden an die A60 anschließt und am Untersu-

chungsgebiet vorbeiführt und die Bahnhofstraße, die ortsauswärts in den Neuweg übergeht, sind von 

einer erhöhten Belastung betroffen. 

 

21 (Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur, 2016) 

22 www.goingelectric.de, Zugriff: 20.12.2023 

http://www.goingelectric.de/
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Abbildung 5: Verkehrsnetz 
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Abbildung 6 zeigt eine Statistik zur Anzahl der neuzugelassenen Elektroautos in Deutschland von 2009 

bis 2022. Diese Statistik bezieht sich auf Personenkraftwagen mit elektrischem Antrieb. Laut dem Kraft-

fahrt-Bundesamt betrug die Anzahl der Neuzulassungen von Elektroautos im Jahr 2022 470.559 

Fahrzeuge. Die Abbildung lässt erkennen, dass die jährliche Steigerungsrate seit 2016 hoch ist. 

Außerdem können über Hybridfahrzeuge und Plug-In-Hybride als Übergangstechnologien weitere 

Steigerungen erzielt werden. Zur Abschätzung der Elektromobilität im Untersuchungsgebiet Ober-

Ingelheim siehe Kapitel 7 ‚Klima- und umweltgerechte Mobilität‘. 

 

Abbildung 6: Anzahl der Neuzulassungen von Elektroautos von 2009 bis 2022 23 

  

 

23 (Kraftfahrt-Bundesamt, 2023) 
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2.5.3 Fuß- und Radverkehr 

Im Leitbild 2035 der Stadt Ingelheim ist der Leitsatz formuliert, den Rad- und Fußverkehr, sowie den 

ÖPNV zu stärken.24 2010 wurde Ingelheim am Rhein als fahrradfreundliche Gemeinde ausgezeichnet. 

Gut bewertet wird Ingelheim im ADFC-Fahrradklimatest 2022 bei der Beschaffenheit der Radwege und 

der Abstellanlagen. Verbesserungsbedarf wird bei der Radwegeführung und der Ampelschaltung für 

Radfahrer gesehen25. E-Bike-Stationen, Fahrradwerkstätten und Fahrradabstellanlagen, u.a. das Fahr-

radparkhaus am Bahnhof, erhöhen die Attraktivität für Radfahrer*innen in Ingelheim.  

Mit der sogenannten Pendlerradroute von Mainz über Ingelheim bis Bingen soll der Umstieg vom Auto 

auf das Rad für den Arbeitsweg attraktiver werden. Der Streckenabschnitt Ingelheim ist bereits fertig. 

Die überörtliche Verbindung zwischen Ober-Ingelheim und Großwinternheim sollte zukünftig verbes-

sert werden.26 

Besonders reizvoll ist die grüne Umgebung von Ingelheim. Spazier- und Wanderwege in den Weinber-

gen oder in Richtung Westerberg stellen eine wichtige Erholungsfunktion dar. Betrachtet man die ein-

zelnen Stadtteile für sich, so ist die Fußgängerfreundlichkeit durch die kompakten Ortskerne und kurze 

Wege gegeben. Insgesamt ist Ingelheim aber weitläufig und nicht jede Strecke kann zu Fuß bewältigt 

werden. In den historischen Ortskernen sind die Straßen teils sehr eng und die Gehwege entsprechend 

schmal, teilweise zu schmal für einen Kinderwagen oder Rollator. Ebenfalls als Barriere werden Stei-

gungen und unebene Bodenbeläge wahrgenommen. Da wo möglich, wird der barrierefreie Ausbau 

bereits vorangetrieben.27  

 

  

 

24 (Stadtverwaltung Ingelheim am Rhein, 2022a) 

25 (ADFC, 2022) 

26 (‘Abschlussbericht Elektromobilitätsbericht Ingelheim’, 2021) 

27 (Stadt Ingelheim, 2022) 
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2.6 Klima  

Ingelheim möchte bis 2040 klimaneutral werden. Das Leitbild 2035 der Stadt formuliert in dem eigenen 

Handlungsfeld „Klimaschutz, Stadtgrün und Landschaft“ einige Leitsätze, die sowohl den Klimaschutz 

als auch Klimaanpassung zur wichtigen Prämisse der Stadtentwicklung machen. Ein Masterplan, der 

das Ziel verfolgt, bis 2040 eine CO2-neutrale und klimaresiliente Stadt zu werden, wurde beschlossen. 

Auch das Quartierskonzept betrachtet das Handlungsfeld Klimaschutz und Klimaanpassung und 

integriert dieses konzeptionell.  

2.6.1 Klimaschutz 

In Ingelheim nimmt der Klimaschutz eine wichtige Stellung in der Stadtentwicklung ein. Mit dem 

Klimaschutzkonzept aus dem Jahre 2012 wurde frühzeitig eine umfangreiche Bestandsaufnahme zum 

energetischen IST-Zustand der Stadt, sowie zu den Energieeinsparpotenzialen aufgezeigt. Seit 2014 ist 

Ingelheim Mitglied des Klima-Bündnisses, welches als Netzwerk von Städten, Gemeinden und 

Landkreisen fungiert. Mit der Umsetzung des Klimaschutzkonzeptes ist die Klimaschutzmanagerin der 

Stadt Ingelheim beauftragt. Eine Fortschreibung des Klimaschutzkonzeptes steht nun an.  

Die Erschließung von Erneuerbaren-Energien-Potenzialen zur Wärme- und Stromerzeugung ist auch 

eines der Ziele für die Fortschreibung des Flächennutzungsplans 2040. Dazu wurden Teilkonzepte für 

Freiflächen Photovoltaik und Windenergie erstellt. Eine Untersuchung zur Nutzung von Agri-PV liegt 

ebenfalls vor.28 Der Ausbau der Windenergie wird als größtes Potenzial gesehen, die CO2-Emissionen 

von Ingelheim drastisch zu senken.29 

Aufzeichnungen des Deutschen Wetterdienstes an der Messstation Mainz-Lerchenberg zeigen auf, 

dass sich Temperatursteigerungen als Folge des globalen Klimawandels nachvollziehen lassen. Der 

Schutz von Natur und Landschaft ist ein wichtiger Hebel, um eine Fortschreitung des Klimawandels 

nicht weiter zu begünstigen. Naturschutzgebiete befinden sich im Nordosten, Nordwesten und 

Südwesten der Gemarkung. Das Naturschutzgebiet „Nordausläufer Westerberg“ befindet sich westlich 

von dem Untersuchungsgebiet Ober-Ingelheim. Der Biotopverbund entlang des Selztals verläuft 

westlich des Untersuchungsgebietes (Abbildung 7). Es gibt eine ortsansässisge Naturschutzgruppe, die 

sich für den Natur-, Umwelt- und Biotopschutz engagiert.  

 

 

28 (Jestaedt, 2023a), (Bieber and Keinath, no date) 

29 (Walter and Münch, 2012) 
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Abbildung 7: Naturschutzflächen Ingelheim am Rhein 
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2.6.2 Klimaanpassung 
Die Anpassung an die Folgen des Klimawandels ist ein wichtiger Bestandteil um zukünftigen Extrem-

wetterereignissen und dauerhaften Folgewirkungen, wie Hitzebelastung in den Sommermonaten und 

Dürre, entgegenzuwirken. Zukünftig wird es darauf ankommen die Grüne Infrastruktur und den Was-

serkreislauf so mit der bebauten Umwelt zu verweben, dass Erholung, Ökologie, Abkühlung und Be-

wässerung optimiert werden und zu einem angenehmen Stadtklima beitragen.30 

Das Thema Klimaanpassung ist in Ingelheim schon vielfach verankert. Im Zuge des Klimaschutzkon-

zeptes wurde ein Teilkonzept „Anpassung an die Folgen des Klimawandels“ erstellt. Dieses sieht u.a. 

vor, den Grünanteil der Siedlungsbereiche zu erhöhen. Im Leitbild 2035 der Stadt Ingelheim ist das 

Ziel formuliert, den Auswirkungen des Klimawandels auch stadtplanerische Lösungen entgegenzuset-

zen, um gesunde Wohnverhältnisse auch in Zukunft zu gewährleisten. 2023 wurde das Klimaanpas-

sungskonzept „KlimPraxing“ fertiggestellt, das eine umfangreiche Klimaanalyse enthält. Der Land-

schaftsplan wurde 2023 fortgeschrieben. Hierin werden die unterschiedlichen Schutzgüter (nach §1 

BNatSchG) behandelt und ein Leitbild für die Entwicklung aufgezeigt (Abbildung 8). 

Der Großraum Ingelheim ist als klimaökologischer Ausgleichsraum wirksam. Durch das Selztal, west-

lich entlang des Untersuchungsgebietes, verläuft eine wichtige Kaltluftzufuhr, sowie auch von den 

Weinbergen im Osten des Untersuchungsgebietes.  

 

30 (Dr. Carlo W. Becker, 2019) 
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Abbildung 8: Landschaftsplan 2023, Ausschnitt Ober-Ingelheim 
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2.7 Energie und technische Infrastruktur 

Im Folgenden werden die energetischen Infrastrukturen, die Wasserversorgung und Abwasserentsor-

gung, die Straßenbeleuchtung sowie die Breitbandversorgung betrachtet. Grundlage für die weitere 

Ausgestaltung der lokalen Netze bzw. deren energieeffiziente Umrüstung ist die Analyse der einzelnen 

technischen Infrastrukturen im Untersuchungsgebiet in Ingelheim. Grundlage bilden auch die Potenzi-

alanalysen zu verschiedenen Erneuerbaren-Energien-Potenzialen. 

2.7.1 Strom 

Die Rheinhessische Energie- und Wasserversorgungs-GmbH ist für die Stromversorgung in Ingelheim 

zuständig. Die Versorgung läuft durch 100 % Ökostrom aus Wasserkraft.  

Laut Energiebericht 2023 wurden in Ingelheim 6.385 MWh Strom für öffentliche Gebäude und Einrich-

tungen verbraucht. Den größten Anteil am Stromverbrauch haben Straßenbeleuchtungen und Ampeln 

mit 29 %.31 

Es sind insgesamt 24 PV-Anlagen auf städtischen Gebäuden installiert, die eine Gesamtleistung von 

808 kWp haben. Laut Stadtratsbeschluss von 2023 sollen alle städtischen Gebäude zeitnah mit PV aus-

gestattet werden. Darüber hinaus ist eine PV-Pflicht für alle zukünftigen Planungen von öffentlichen 

Gebäuden beschlossen worden.  

Windenergieanlagen gibt es in Ingelheim keine.32 Eine Untersuchung möglicher Potenzialflächen ist 

erfolgt. Diese befinden sich am Mainzer Berg und am Westerberg. Die Integration in den Flächennut-

zungsplan 2040 ist vorgesehen. Ebenso wurden Potenzialflächen für Freiflächen-PV-Anlagen im Stadt-

gebiet ermittelt.33 

2.7.2 Wärme 

Die Rheinhessische Energie- und Wasserversorgungs-GmbH versorgt Ingelheim mit Gas zur Wärmeer-

zeugung. Im Untersuchungsgebiet Ober-Ingelheim ist ein Gasnetz vorhanden. Der angebotene Arbeits-

preis liegt derzeit im Durchschnitt bei 12 bis 13 Cent/ kWh.34 

2.7.3 Wasserversorgung 

Die Wasserversorgung von Ingelheim läuft über die Rheinhessische Energie- und Wasserversorgungs-

GmbH. Wie das Unternehmen auf seiner Internetseite angibt, erfolgt die Wassergewinnung über die 

Entnahme von Grundwasser in unmittelbarer Nähe des Rheins. 

2.7.4 Straßenbeleuchtung 

Der Umstieg zu energieeffizienter und insektenfreundlicher LED-Straßenbeleuchtung wird in Ingelheim 

auf Grundlage des Masterplans „Energieeffiziente Straßenbeleuchtung“ umgesetzt. 

 

31 (Ingelheim am Rhein, 2023) 

32 (Planungsgemeinschaft Rheinhessen-Nahe, 2020) 

33 (Jestaedt, 2023b) 

34 www.rheinhessische.de (Zugriff: 25.4.2024) 

http://www.rheinhessische.de/
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2.7.5 Breitbandversorgung 

Der Breitbandausbau wird im gesamten Kreis Mainz-Bingen vorangetrieben. Schon heute gelten nur 

ca. 4 % der Adressen als mit weniger als 30 Mbit/s unterversorgt. Die Ausbaustufe für Ingelheim ist 

2022 gestartet. Insgesamt werden 128 km Tiefbaustrecke gebaut.  
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2.8 Gebäudebestand im Quartier Ober-Ingelheim 

Zur Vorbereitung auf Berechnungen und Bilanzierungen wurde der Gebäudebestand erfasst. Das un-

tersuchte Quartier umfasst 1.648 Gebäude. Für eine möglichst detaillierte Aufnahme des Gebäudebe-

standes wurden die Aufnahmen der Vor-Ort-Begehungen mit Satellitenfotos, Katasterdaten, Gasnetz-

daten, Angaben durch die Verwaltung sowie mit den Ergebnissen einer Fragebogenaktion von Gebäu-

deeigentümer*innen (Rücklauf 326 Fragebögen, Quote 19,7 %, siehe Anhang A: Fragebogen ) kombi-

niert. Wichtige Parameter der Gebäude sind unter anderem die Gebäudegeometrie, die beheizte 

Wohnfläche oder beheizte Fläche von Nichtwohngebäuden, der Gebäudetyp, die Baualtersklasse, an-

grenzende Objekte, beheizte Flächen im Dach- und Kellergeschoss, Fensterflächenanteile, U-Werte, 

weitere Dachcharakteristika sowie bei Nichtwohngebäuden der besondere Nutzungstyp. Durch die 

Fragebogenaktion konnte eine genauere Einsicht in typische Bauweisen und das Nutzerverhalten (Ver-

brauchsangaben) genommen werden. Abbildung 10 zeigt eine 3D-Ansicht des Quartiers ohne Abbil-

dung der Dachformen (LoD1). 

 
Abbildung 9: Einordnung des Quartiers Ober-Ingelheim in die gesamte Stadt 
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Abbildung 10: 3D Darstellung Quartier Ober-Ingelheim 
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2.8.1 Gebäudetypologie 

Das Quartier setzt sich überwiegend aus Ein- und Zweifamilienhäusern sowie kleinen Mehrfamilien-

häusern zusammen. Vereinzelt befinden sich auch Gebäude für öffentliche Zwecke, gewerblich ge-

nutzte Gebäude sowie Mischnutzungen im Quartier. Eine Konzentration von Nutzungsmischung ist im 

alten Ortskern und entlang der Bahnhofstraße festzustellen. Das Quartier ist unterschiedlich dicht be-

baut. Innerhalb der ehemaligen Ortsmauer ist das Quartier dicht bebaut mit teils engen Straßen. Au-

ßerhalb dieses Bereiches ist die Bebauung lockerer, aber dennoch städtisch. 

Von den 1.648 Gebäuden im Untersuchungsgebiet werden 1.586 Gebäude als Wohngebäude genutzt. 

24 Gebäude sind öffentlichen, kulturellen und sonstigen Zwecken zuzuordnen. Außerdem sind 6 rein 

gewerblich genutzte Gebäude sowie 32 mischgenutzte Gebäude zu finden. Einfamilienhäuser (EFH) 

stellen mit einem Anteil von 78 % gemeinsam mit den Zweifamilienhäusern (ZFH) (5 %) und kleinen 

Mehrfamilienhäusern (MFH 3-6 Whg.) (rund 10 %) die häufigsten Nutzertypen dar. Abbildung 11 zeigt 

die Verteilung der Nutzertypen auf einen Blick.  

 
Abbildung 11: Nutzertypen 
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Abbildung 12: Verteilung der Nutzertypen in Prozent 

Die Kenntnis über die gesamten Flächenverteilungen ist notwendig, um neben der Gebäudeanzahl je 

Nutzertyp deren energetische Relevanz zu verstehen. Zusätzlich wird die Größe der beheizten Flächen 

je Objekt für die energetischen Berechnung benötigt. Die gesamte beheizte Fläche kann auf 375.760 

m2 geschätzt werden. Darunter entfallen gerundet 253.256 m² auf EFH. ZFH tragen 14.475 m² bei, 

kleinere Mehrfamilienhäuser entsprechend einen größeren Flächenanteil von 47.957 m². Mittlere und 

größere MFH beanspruchen Flächen von je ca. 27.000 m². Die öffentlichen, kulturellen und sonstigen 

Gebäude verfügen über eine Fläche von 24.204 m², gewerbliche Flächen haben nur einen geringen 

Anteil mit 4.483 m² und mischgenutzte Flächen spielen mit ca. 15.138 m² eine Rolle.  
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Abbildung 13: Verteilung der beheizten Flächen nach Nutzertypen in Prozent 

Die beheizten Flächen können noch nach der Größe sortiert werden, um die Gebäude des Quartiers 

besser einschätzen zu können, siehe Abbildung 14. Es zeigt sich, dass die Einfamilienhäuser eher im 

oberen Bereich der beheizten Fläche eines durchschnittlichen Wohnhauses in Deutschland (120-200 

m²) angesiedelt sind. Die EFH bewegen sich im Mittel bei 197 m² und im Median bei 178 m², ZFH sind 

etwas kleiner im Durchschnitt (Mittel 177 m²/ Median 179 m²), MFH (3-6 Whg.) liegen Mittel bei 311 

m² (Median 300 m²) und MFH (7-12 Whg) bei 595 m² im Mittel (Median 568 m²). Die größeren MFH 

(>12 Whg.) liegen im Mittel bei 1.737 m² und im Median bei 1.237 m². Die öffentlichen, kulturellen und 

sonstigen Gebäude rangieren im oberen Bereich (1100 m²/573 m²). Die sechs gewerblichen Gebäude 

sind in ihrer Fläche sehr heterogen (747 m²/341 m²). Die Mischnutzungen fallen kleiner aus (473 

m²/357 m²). Insbesondere in Bezug auf die EFH sind entsprechend dieser Verteilung hohe Wärme- und 

Strombedarfe und somit Kosten zu erwarten. 

 
Abbildung 14: Verteilung der beheizten Fläche nach Größenklasse 
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Abbildung 15: Verteilung der beheizten Fläche nach Nutzertyp 

Neben den Flächen und der Art der Nutzung ist die Baualtersklasse der Gebäude ein wesentliches 

Merkmal, um energetische Betrachtungen durchführen zu können. Aus den Klassen lassen sich letztlich 

Standard-U-Werte35 ableiten. Diese werden dann durch bekannte Sanierungen im Quartier modifiziert. 

Bei vorliegenden Fragebögen wurden ggf. Wandaufbauten mitgeteilt, für die eigene U-Werte berech-

net wurden. Abbildung 16 zeigt die Quartierskarte mit den vorkommenden Baualtersklassen. Etwa die 

Hälfte der Gebäude entstammen Klassen älter als 1957. Ein weiterer Teil der Gebäude im Quartier 

stammt aus den 1960iger und 1970iger Jahren (27%). In den 80er Jahren wurde rund 10% des Gebäu-

debestandes errichtet. In jüngerer Zeit haben neue Gebäude Baulücken gefüllt oder abgerissene Ge-

bäude ersetzt (6% seit 2002). 

 

35 Der U-Wert gibt an, wieviel Wärme durch ein Bauteil bei einem bestimmten Temperaturunterschied zwischen 
den beiden Bauteilseiten fließt. 
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Abbildung 16: Baualtersklassen im Quartier 

Entsprechend der Quartierskarte werden in Abbildung 16 die Gebäude auf die Baualtersklassen ver-

teilt. Es ist zu erkennen, dass rund ein Drittel der Gebäude vor 1918 erbaut wurde (32%). Zwischen 

1918 und 1948 wurden weitere 15% erbaut. In den 1960igern und 1970igern wurden rund 27% der 

Gebäude errichtet. Diese Gebäude haben in der Regel in ihrem unsanierten Zustand energetische Män-

gel, da sie noch vor der ersten Wärmeschutzverordnung erbaut worden sind. Da diese Gebäude häufig 

bis heute energetisch nicht ertüchtigt worden sind, kann ein hoher Sanierungsbedarf im Quartier vor-

liegen. Gebäude, die ab der ersten und zweiten Wärmeschutzverordnung (1977/1982) errichtet wur-

den (hier Baualtersklassen von 1979 bis 1994), gehen nur noch mit 12 % in die Statistik ein. Moderne 

Gebäude, die ab der dritten Wärmeschutzverordnung 1995 und den folgenden Jahren errichtet wur-

den, gehen mit 9% in die Statistik ein. 
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Abbildung 17: Baualtersklassen der Gebäude 

Abbildung 18 offenbart, dass insgesamt die beheizten Flächen recht gleichmäßig mit der Errichtung 

der entsprechenden Gebäude wuchs. Typischerweise sind die Gebäude aus den 1960iger und 1970iger 

Jahren tendenziell größer. Dadurch, dass diese Objekte noch vor der ersten Wärmeschutzverordnung 

errichtet worden sind, führt dies häufig zu einem hohen Wärmeverbrauch und hohen Heizkosten. 

Rund 84 % der Gebäude wurden vor der ersten Wärmeschutzverordnung errichtet. 
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Abbildung 18:Beheizte Flächen nach Baualtersklasse in Prozent 

2.8.2 Gebäudesanierungen 

Der Stand der Gebäudesanierung wird im Folgenden mittels Erkenntnissen aus Begehungen und Aus-

künften der Eigentümer*innen im Quartier abgebildet und wo nötig durch statistische Werte ergänzt. 

Die hinterlegten U-Werte wurden, sofern möglich, durch vorhandene Angaben von Mauerwerksauf-

bauten und Dämmungen angepasst. Der Fragebogenrücklauf konnte den Datenpool zu Zusammen-

hängen zwischen Baualtersklassen und folgenden Hüllsanierungen und Heizungstauschen erweitern. 

Dies führt zu einer Kalibrierung der Datenbasis und schärft anschließend die Ergebnisse. Zusätzlich 

wurde angenommen, dass bei durch Außenansicht festgestellten Dacherneuerungen auch eine ener-

getische Anpassung des Daches bzw. der Decke durchgeführt wurde. Bei rundumsanierten Gebäuden 

wird zudem unterstellt, dass bei Vorhandensein eines Kellers auch eine Fußboden- bzw. Kellerdecken-

sanierung und bei Fachwerkhäusern oder ähnlicher erhaltenswürdiger Fassade bei nicht aufgetragener 

Außenwanddämmung eine Innenwanddämmung vorgenommen wurde sowie die Fenster getauscht 

wurden. Abbildung 19 zeigt diesen Sanierungsstand, wobei Hüllsanierungen nur gezählt werden, wenn 

sie jünger als 30 Jahre sind und Heizungstausche und die Installation von Solarthermie und Photovol-

taik weniger als 20 Jahre zurückliegen. Fehler im Rahmen der Annahmen können nicht ausgeschlossen 

werden. 

Abbildung 19 zeigt die Sanierungen prozentual zur absoluten Gebäudeanzahl des jeweiligen Nutzungs-

typs. Es zeigt sich, dass es ein hohes Potenzial im gesamten Quartier gibt, die Gebäudehüllen auf einen 
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neueren Stand zu bringen. Insbesondere Fassaden, Dächer/Obere Geschossdecken und Kellerde-

cken/Fußböden/Kellerwände erfahren bisher kaum eine Anpassung an einen modernen Standard. 

Über alle Nutzertypen hinweg sind Sanierungen im Bereich Heizung und Fenster bereits häufiger er-

folgt. Solarthermie- und Photovoltaikanlagen (ST+PV) kommen nur wenig zum Einsatz, was auch in 

Teilen auf bestehenden Denkmalschutz zurückzuführen sein kann. Die hohe Anzahl an alten Heizungen 

erweist sich ebenfalls als großes Optimierungspotenzial. 

 
Abbildung 19: Energetische Sanierungen der letzten Jahrzehnte, prozentual 

Abbildung 20 und Abbildung 21 sortieren diese energetischen Sanierungsmaßnahmen bei EFH und 

Zwei- bzw. Mehrfamilienhäusern auf die letzten Jahrzehnte. Bezogen auf Fassaden, Dach/Oberste Ge-

schossdecke und Fußboden/Kellerwandsanierungen wurde bei Weitem keine jährliche Sanierungsrate 

von 2 % erreicht, die deutschlandweit als Ziel angepeilt wird. Insgesamt kann bei EFH keine deutliche 

Steigerung der Hüllsanierungsrate beobachtet werden. Fenster und Heizungen werden üblicherweise 

regelmäßiger ausgetauscht. Hier ist in den jüngeren Zeitspannen 2003-2012 und 2013-2022 eine Zu-

nahme zu sehen. Der Zubau an PV- und Solarthermieanlagen ab dem Jahr 1993 deutet darauf hin, dass 

die ersten Eigentümer*innen sich den erneuerbaren Energien zuwenden. Dennoch sind diese Techno-

logien noch nicht ansatzweise ausgereizt. Ähnlich verhält es sich bei Zwei- und Mehrfamilienhäusern. 
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Abbildung 20: Energetische Sanierungen bei EFH der letzten Jahrzehnte36 

 
Abbildung 21: Energetische Sanierungen bei Gebäuden mit mehr als einer Wohneinheit der letzten Jahrzehnte37 

Auf Basis der Befragung, des Datenpools für typisierte Gebäude und der Gebäudealter können zudem 

die Fensteralter im gesamten Quartier abgeschätzt werden. So sind 47 % aller Fenster 20 Jahre und 

jünger. 23 % der Fenster sind zwischen 21 und 30 Jahre alt. Dringender Austauschbedarf besteht bei 

Fenstern, die älter als 30 Jahren sind (40 %), da häufig die Dämmqualität des Einbauzustands nachge-

lassen hat. Aber auch Fenster die 20 Jahre und älter sind, bieten in der Regel ein Energieeinsparpoten-

zial und können durch bessere ausgetauscht werden, auch wenn die Fassade energetisch nicht verbes-

 

36 Darstellung EnergyEffizienz GmbH (2023), Datenbasis EnergyEffizienz GmbH (2023). Technik 20 Jahre, Hüllsa-
nierungen 30 Jahre. 

37 Darstellung EnergyEffizienz GmbH (2023), Datenbasis EnergyEffizienz GmbH (2023). Technik 20 Jahre, Hüllsa-
nierungen 30 Jahre. 
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sert wurde, da diese häufig bereits einen besseren U-Wert aufweist. Abbildung 22 zeigt diese Alters-

struktur unter Anwendung lokaler Erkenntnisse. Im Idealfall kann ein Fenstertausch mit umfangreiche-

ren Sanierungsmaßnahmen einhergehen, um eine bauphysikalisch sinnvolle Gesamtlösung zu finden. 

 
Abbildung 22: Altersstruktur der Fenster38 

2.8.3 Anlagentechnik 

Im Folgenden wird die Anlagentechnik genauer untersucht. Es kommen überwiegend fossile Haupthei-

zungen zum Einsatz: Gas- und Ölheizungen machen 91 %, bzw. 77% Gas und 14% Öl, des Anteils aus. 

Erneuerbaren Energien kommen wenig zum Einsatz: Luft/Wasser-Wärmepumpen, Sole/Wasser-Wär-

mepumpen und Elektroheizungen stellen zu 7 % die Wärmeversorgung sicher. Elektroheizungen kön-

nen durch den steigenden grünen Stromanteil inzwischen auch zu den erneuerbaren Heizungen ge-

rechnet werden. Pelletheizungen werden bei 2 % der Gebäude genutzt. Abbildung 23 zeigt die Vertei-

lung der Heizungstypen. Seit 2024 können folgende Heizungstypen den erneuerbaren Energien zuge-

rechnet werden: Wärmepumpen, Biomasseheizungen, elektrische Heizungen sowie Fern- bzw. Nah-

wärme. Fernwärme gilt bereits dann auch als erneuerbare Energie, wenn sie real noch fossil ist. Hin-

tergrund ist, dass Betreiber eine Transformationsstrategie vorzulegen haben, die eine Umstellung auf 

erneuerbare Energien garantiert. Abbildung 24 zeigt ergänzend die Einbaujahre der Hauptheizungen. 

Insgesamt 265 Heizungen wurden vor 1993 eingebaut. Es gibt viele weitere Anlagen, die mit 20 bis 30 

Jahren zeitnah austauschbedürftig sind. Gemeinsamen mit den Analysen in 2.8.2 Gebäudesanierungen 

kann festgehalten werden, dass es sinnvoll ist, den heutigen Zeitpunkt für Sanierungsüberlegungen zu 

nutzen, da in diesem Jahrzehnt bei vielen Gebäuden ein turnusmäßiger Austausch von Fenstern und 

Heizungen anstünde. Der niedrige Sanierungsstand weiterer Hüllelemente sollte zudem zum Anlass 

genommen werden, ganzheitliche Optimierungen vorzunehmen.  

Abbildung 25 stellt zusätzlich nach Gebäudenutzung sortiert die installierten Leistungen von Photovol-

taik- und Solarthermieanlagen dar. Öffentliche Liegenschaften oder gewerbliche Objekte nutzen der-

 

38 Darstellung EnergyEffizienz GmbH (2023), Datenbasis EnergyEffizienz GmbH (2023) 

27%

20%

23%

17%

6%

6%

1%

0-10 Jahre

11-20 Jahre

21-30 Jahre

31-40 Jahre

41-50 Jahre

51-60 Jahre

61-70 Jahre



 

 

Gesamtstädtische Ausgangssituation 

38 

zeit keine Photovoltaik und nur wenig Solarthermie. Abbildung 26 und Abbildung 27 zeigen die Quar-

tierskarte und die Verortung von installierten Photovoltaik- bzw. Solarthermieanlagen. Insgesamt sind 

120 Photovoltaikanlagen und 78 Solarthermieanlagen installiert. Da 23 Gebäude sowohl Solarthermie 

als auch Photovoltaik installiert haben, liegt der Anteil der Gebäude mit PV/ST bei 10%. Insgesamt 

besteht großer Nachholbedarf, um die städtischen Klimaschutzziele, bis 2040 treibhausgasneutral zu 

werden, zu erreichen und das Quartier dauerhaft vor hohen fossilen Energiepreisen zu schützen. Mit-

tels Photovoltaik- und Solarthermieanlagen können Gebäudeeigentümer*innen den Grad der Autarkie 

steigern und sich vor steigenden CO2-Preisen schützen. Dies gilt es auch mit den Denkmalschutzaufla-

gen zu vereinen. 

 

 
Abbildung 23: Eingesetzte Energieträger bei Hauptheizungen39 

 

39 Darstellung EnergyEffizienz GmbH (2024), Datenbasis EnergyEffizienz GmbH (2024) 
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Abbildung 24: Baujahre der Hauptheizungen40 

 

 
Abbildung 25: Installierte Leistungen Photovoltaik- und Solarthermieanlagen41 

 

40 Darstellung EnergyEffizienz GmbH (2023), Datenbasis EnergyEffizienz GmbH (2023) 

41 Darstellung EnergyEffizienz GmbH (2023), Datenbasis EnergyEffizienz GmbH (2023) 
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Abbildung 26: Vorhandene Photovoltaikanlagen im Quartier 
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Abbildung 27: Vorhandene Solarthermie im Quartier 
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3 Gebäude-Energie- und CO2-Bilanz 

In diesem Kapitel werden zunächst der Energieverbrauch bzw. Energiebedarf und anschließend die 

damit verbundenen Treibhausgasemissionen analysiert. Die Berechnungen für dieses Kapitel erfolgten 

durch die EnergyEffizienz GmbH sowie unter Mitarbeit des Instituts für Elektrische Anlagen und Netze, 

Digitalisierung und Energiewirtschaft der RWTH Aachen. 

3.1 Energiebilanzierung 

Um den Gebäudeenergieverbrauch des Ist-Zustands im Untersuchungsgebiet sowie die dadurch ent-

stehenden Treibhausgasemissionen darzustellen, werden im Folgenden die Bereiche Strom und 

Wärme betrachtet. Zunächst werden der Nutzwärme- und Strombedarf ermittelt, unabhängig von Hei-

zungstechnologien. Die Bilanzierung wird mit dem in Kapitel 4.1 vorgestellten Planungstool durchge-

führt. Sofern Verbrauchsangaben zur Verfügung standen, wurden diese genutzt. Bei allen Angaben 

handelt es sich um bestmögliche Schätzungen. 

3.1.1 Wärmesektor 

Der Nutzwärmebedarf beschreibt die notwendige Wärmemenge, um ein Gebäude über das Jahr zu 

beheizen sowie Warmwasser bereitzustellen. Die Nutzwärme ist zu unterscheiden von der Endenergie, 

die die Wirkungsgrade der Heizungen berücksichtigt. Abbildung 28 zeigt den gesamten geschätzten 

Nutzwärmebedarf des Quartiers (ca. 64.102 MWh). Die größten Verbraucher stellen die EFH dar mit 

knapp 65 %, gefolgt von den ZFH mit 12 %. Kleinere MFH folgen mit 8 % und große MFH mit 4,4 %.  

 
Abbildung 28: Verteilung des Nutzwärmebedarfs42 

Tabelle 1 listet übersichtlich die Nutzwärmebedarfe der Nutzungstypen nach Baualtersklassen sortiert 

auf. Gemäß der zahlenmäßigen Dominanz benötigen die Gebäude der Baualtersklassen 1958-1968 und 

 

42 Darstellung EnergyEffizienz GmbH (2023), Datenbasis EnergyEffizienz GmbH (2023) 
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1860-1918 besonders viel Wärmeenergie. Gleichzeitig sind diese Klassen in ihrer unsanierten 

Grundsubstanz in der Regel energetisch schlechter aufgestellt als andere Baualtersklassen. Der Fokus 

für Sanierungen sollte unbedingt in die Klassen vor der ersten Wärmeschutzverordnung von 1977 fal-

len. 

 
Tabelle 1: Nutzwärmebedarf [MWhth/a]43 

 

Tabelle 2 schlüsselt die Nutzwärmebedarfe weiter auf und zeigt die Mittelwerte eines Typs und zusätz-

lich die Baualtersklassen. EFH benötigen im Durchschnitt 32.298 kWh/a, ZFH 43.292 kWh/a, MFH ent-

sprechend mehr. Die benötigte Wärmemenge sinkt, je jünger die Gebäude werden. Auch hier zeigt 

sich, dass der Fokus auf die Objekte vor 1977 gesetzt werden sollte. Tabelle 3 gibt die Mittelwerte 

bezogen auf die beheizte Fläche an. Grundsätzlich gilt natürlich, dass jüngere Gebäude ab der ersten 

Wärmeschutzverordnung dem Bedarf nach weniger Energie pro Fläche benötigen. Da einige Verbräu-

che bekannt sind, kann es auch zu unerwarteten Schwankungen zwischen und innerhalb der Klassen 

kommen. Grundsätzlich können sich Gebäude aus der gleichen Baualtersklasse durch unterschiedliche 

Kubatur und Bauweise im Bedarf unterscheiden, da in die Berechnungen unterschiedliche Grundrisse, 

Dachformen, Gauben, Keller usw. mit einfließen. Die modernsten Baualtersklassen zeigen, dass der 

Hüllaufbau enorme Auswirkungen auf den Bedarf hat. Beispielsweise benötigen EFH aus der Baual-

tersklasse 1918-1948 185 kWh/m² a und aus der Baualtersklasse 2016-2020 lediglich 69 kWh/m² a. Es 

müssen folglich erhebliche Investitionen in Hüllsanierungen bei älteren Objekten getätigt werden, um 

den Wärmebedarf zu senken. 

  

 

43 Datenbasis EnergyEffizienz GmbH (2023) 
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Tabelle 2: Nutzwärmebedarf [kWhth/a], Mittelwert44 

 

 
Tabelle 3: Nutzwärmebedarf [kWhth/m² a], Mittelwert45 

 
  

 

44 Darstellung EnergyEffizienz GmbH (2024), Datenbasis EnergyEffizienz GmbH (2023) 

45 Darstellung EnergyEffizienz GmbH (2024), Datenbasis EnergyEffizienz GmbH (2023) 
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Abbildung 29 trägt die Nutzwärmebedarfe auf die Quartierskarte ab, indem adressscharfe Bedarfe 

innerhalb eines Subquartiers bzw. Straßenzuges (Cluster) aufaddiert werden und diese entsprechend 

der Gewichtung eingefärbt werden. Der Nutzwärmebedarf ist u.a. abhängig von der 

Gebäudebaualtersklasse, der beheizten Fläche, getätigten Sanierungen, Anzahl der Wohneinheiten 

etc. So lassen sich Hotspots unter Wahrung des Datenschutzes erkennen, zum Beispiel zur Abschätzung 

für genauere Wärmenetzverläufe. Zur weiteren Analyse werden die Wärmedichten für diese Cluster 

ermittelt, siehe Abbildung 30. Dabei wird der Wärmebedarf je Cluster durch die zugehörige Fläche 

geteilt. So fließt die Dichte der Bebauung mit ein und kann für die Vorabschätzung der 

Wirtschaftlichkeit von Nahwärmetrassen genutzt werden. 

 
Abbildung 29: Quartierskarte Nutzwärmebedarf46 

 

46 Darstellung EnergyEffizienz GmbH (2024), Datengrundlage EnergyEffizienz GmbH & Ingelheim am Rhein 
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Abbildung 30: Quartierskarte Nutzwärmedichte47 

Der Nutzwärmebedarf wird zu rund 76 % durch Erdgas und zu 15 % durch Öl gedeckt. Es folgen elekt-

rische Heizungen mit 4 % und L/W-Wärmepumpen mit 2%. Pelletheizungen erzeugen etwa 2 % des 

Bedarfs. Solarthermieanlage ergänzen in wenigen Fällen die Hauptheizungen. Kaminöfen als Zweithei-

zungen bleiben unbeachtet, weil stets unklar ist, wie stark sie zum eigentlichen Heizen oder lediglich 

zum Komfortgewinn genutzt werden. Abbildung 31 zeigt die Verhältnisse und den hohen fossilen Wär-

mebedarfsanteil im Quartier (91 %). 

 

47 Darstellung EnergyEffizienz GmbH (2024), Datenbasis EnergyEffizienz GmbH & Ingelheim am Rhein 
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Abbildung 31: Nutzwärmebilanz nach Energieträgern Status quo48 

  

 

48 Darstellung EnergyEffizienz GmbH (2024), Datenbasis EnergyEffizienz GmbH (2023) 
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3.1.2 Stromsektor 

Es ist der Gebäudestrom und der Heizstrom (für Wärmepumpen oder Stromheizungen etc.) zu unter-

scheiden. Auf den Gebäudestrom haben energetische Sanierungen keinen Einfluss. Tabelle 4 zeigt den 

Strombedarf ohne Heizungen im Mittel nach Nutzungstypen sortiert und Tabelle 5 den Gesamtbedarf 

ohne Heizungen mit 8.400 MWh. Abbildung 32 zeigt die zugehörige Verteilung. Der Strombedarf ska-

liert grundsätzlich stark mit der Anzahl der Wohneinheiten und der Anzahl der Bewohner*innen. Die 

Wohngebäude haben durch zahlenmäßige Dominanz einen entsprechend hohen Bedarf. Die öffentli-

chen, kulturellen und sonstigen Gebäude, die gewerblichen Einheiten sowie die Mischnutzungen tra-

gen knapp ein Fünftel zum Strombedarf bei. Abbildung 33 zeigt den aktuellen Strombedarf mit Heizun-

gen sowie das Verhältnis der Stromerzeugung mit den vorhandenen Photovoltaikanlagen. Die PV-An-

lagen decken bilanziell lediglich 7 % des Strombedarfs. 

 
Tabelle 4: Strombedarf [kWhel/a], Mittelwert (ohne Heizungen)49 

 
Tabelle 5: Strombedarf [kWhel/a], (ohne Heizungen)50 

 

 
Abbildung 32: Verteilung des Strombedarfs (ohne Heizungen)51 

 

49 Darstellung EnergyEffizienz GmbH (2023), Datenbasis EnergyEffizienz GmbH (2023) 

50 Darstellung EnergyEffizienz GmbH (2023), Datenbasis EnergyEffizienz GmbH (2023) 

51 Darstellung EnergyEffizienz GmbH (2023), Datenbasis EnergyEffizienz GmbH (2023) 
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Abbildung 33: Strombilanz Status quo52 

3.1.3 Treibhausgasbilanz 

Auf Basis der Strom- und Wärmebilanz wird im Folgenden eine Abschätzung der mit diesen Sektoren 

verbundenen Treibhausgasemissionen vorgenommen. Hierfür werden Emissionsfaktoren verwendet, 

die durch die EnergyEffizienz GmbH und das Institut für Elektrische Anlagen und Netze, Digitalisierung 

und Energiewirtschaft an der RWTH Aachen, ehemals Institut für Hochspannungstechnik, im Rahmen 

des Forschungsprojekts „Modellstadt25+“, sowie im laufenden Forschungsvorhaben Q-SWOP zusam-

mengestellt wurden (vgl. u.a. Schönberger et al. 2017). In den Faktoren sind Veränderungen enthalten, 

die sich im Laufe der nächsten Jahre ergeben werden. So wird sich z.B. der heutige Faktor für den 

Strommix in Zukunft verbessern. Gemäß der zu erwartenden sich verändernden Rahmenbedingungen 

seitens des Bundes (Konzeptionspapier von Wirtschafts- und Bauministerium, Verbot von neuen Hei-

zungen mit < 65 % Regenerativanteil ab Januar 2024) wurde außerdem angenommen, dass Wärme-

netzbetreiber eine Transformationsstrategie auf erneuerbare Energien oder Abwärme nachweisen 

müssen und Erdgasbezüge über Zertifikate einen 65 % Regenerativanteil erreichen können. Entste-

hende Treibhausgase in Vorketten wurden beachtet. 

Im Ergebnis zeigt sich, dass die Emissionen durch den Betrieb von Heiztechnik bei rund 10.150 t CO2 

pro Jahr liegen. Die größten Anteile davon entfallen hierbei auf die Gasheizungen mit 6.262 t CO2 sowie 

auf Ölheizungen mit 3.628 t CO2, siehe Tabelle 6. Durch Strom werden 781 t CO2 pro Jahr ausgestoßen. 

PV-Anlagen führen zu Emissionseinsparungen durch Einspeisung. Insgesamt werden jährlich ca. 10.931 

t CO2 ausgestoßen. 

  

 

52 Darstellung EnergyEffizienz GmbH (2023), Datenbasis EnergyEffizienz GmbH (2023) 
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Tabelle 6: Emissionsbilanz im Status quo53 

 

Endenergie 
[kWhEND/a] 

Emissionsfaktor54 
[kgCO2/ kWhEND] 

Emissionen 
[t CO2/a] 

Netzbezug 10.992.459 0,072 791 

PV-Einspeisung (Gut-
schrift)55 

693.599 -0,025 -17 

PV-Eigenverbrauch 
(neg. Gutschrift)  

154.905 0,047 7 

Σ Emissionen Strom  
 

781 

 

Gasheizung 57.452.073 0,109 6.262 

Ölheizung 11.554.001 0,314 3.628 

Pelletheizung 817.283 0,027 22 

L/W-Wärmepumpe 930.508 0,072 22 

S/W-Wärmepumpe 930.508 0,072 12 

Elektrisch 2.560.456 0,072 184 

Solarthermie 116.626 0,000 0 

Σ Emissionen Wärme 
 

 10.150 

    

Σ Emissionen gesamt 
 

 10.931 

 

 

  

 

53 Darstellung EnergyEffizienz GmbH (2024), Datenbasis EnergyEffizienz GmbH (2023) 

54 Vorketten sind berücksichtigt. 

55 Mitbeachtet werden ebenfalls Emissionen, die bei der PV-Modul-Herstellung anfallen und auf die erzeugten 
kWh umgelegt werden; hier negative Gutschrift genannt. 
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4 Gebäude-Energie- und Treibhausgasminderungspotenziale 

Im folgenden Kapitel werden die Potenziale in der Ausgestaltung der Heizungsstruktur und der Wahl 

der Hüllsanierungen untersucht, die zu einer Verminderung des Strom- und Wärmebedarfs, der Ener-

giekosten und der lokal verursachten Treibhausgasemissionen im Quartier führen. 

4.1 Berechnungsmethodik 

Für die Potenzialberechnung wurde ein Planungstool eingesetzt, das die EnergyEffizienz GmbH, die 

RWTH Aachen und die Stadt Lampertheim im Rahmen des F&E-Projekts Modellstadt25+ (2012-2017) 

entwickelt haben.56 Das Planungstool ist insbesondere auf die energieträgerübergreifende Anwendung 

in integrierten energetischen Quartierskonzepten ausgerichtet. Die Berechnungen im Rahmen des 

Quartierskonzepts wurden vom Institut für Elektrische Anlagen und Netze, Digitalisierung und Ener-

giewirtschaft der RWTH Aachen im Unterauftrag der EnergyEffizienz GmbH durchgeführt. 

Mithilfe des Planungsverfahrens kann das wirtschaftlich umsetzbare Erneuerbare-Energien- und Ener-

giesparpotenzial in Gebäuden und Quartieren ermittelt werden. Zudem lassen sich potenzielle Nah-

wärme-Gebiete und ökologisch-ökonomisch optimale Sanierungsmaßnahmen identifizieren. Abbil-

dung 34 zeigt eine exemplarische Lösung ohne Quartierszusammenhang für ein typisches 

Einzelgebäude mit einem Heizenergiebedarf von 40 MWh/a und einem Strombedarf von 3.000 kWh/a. 

In den jährlichen Gesamtkosten für die Energieversorgung sind sowohl die Betriebskosten als auch die 

auf ein Jahr heruntergebrochenen Investitionskosten für Sanierungen und Gebäudetechnik enthalten. 

Hierbei werden ein Betrachtungszeitraum von 20 Jahren und ein angenommener Kalkulationszins von 

3 % zugrunde gelegt. Preissteigerungen für Energieträger sowie CO2-Preissteigerungen werden berück-

sichtigt. In den jährlichen Emissionen werden sowohl die im Betrieb als auch die bei Herstellung und 

Entsorgung sämtlicher Technologien/Materialien anfallenden Emissionen berücksichtigt (Lebenszyk-

lusanalyse). 

Die dunkelblauen Punkte stellen die aus Kosten- und Umweltsicht effizienten bzw. optimalen Lösungen 

dar, d.h. es gibt keine Lösung, die zugleich kostengünstiger und mit weniger Treibhausgasemissionen 

verbunden ist. Die hellblauen Punkte in der Grafik bilden aus Kosten- und Umweltsicht ineffiziente 

Auslegungsvarianten für die Strom- und Wärmeversorgung des Gebäudes sowie ihre jeweiligen 

Auswirkungen auf Kosten und Emissionen von Treibhausgasen ab. Hinter jedem Punkt der Gesamtheit 

der Lösungen ist die konkrete Auslegung (Nennleistung der Erzeugungsanlagen in kW, Dämmstärke, 

Fenstertyp etc.) hinterlegt. Drei effiziente Lösungspunkte aus der Grafik seien beispielhaft 

herausgegriffen: 

• Punkt A stellt die kostengünstigste Lösung dar, die allerdings zugleich hohe 

Treibhausgasemissionen aufweist. Hier wird die Installation eines Gasbrennwertkessels 

vorgesehen. Zudem beinhaltet die Lösung die Dämmung der Kellerdecke. Auf eine 

Photovoltaikanlage wird aufgrund der Westausrichtung des Daches verzichtet. 

• Im Punkt B ist im Vergleich zum Punkt A die Installation einer Photovoltaikanlage vorgesehen. 

So können die Emissionen um ca. 20 % reduziert werden. Allerdings fallen Mehrkosten in Höhe 

von etwa 5 % an.  

 

56 (Schönberger, et al., 2017) 
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• Punkt C ist unter Umweltgesichtspunkten das Optimum, jedoch mit hohen Kosten verbunden. 

In dieser Lösung werden eine PV-Anlage sowie eine Pelletheizung installiert. 

 
Abbildung 34: Effiziente Sanierungs- und Versorgungslösungen am Beispiel eines Einzelgebäudes57 

Aktuelle Parameter können bei Anwendung auf das Quartier zu anderen Aussagen führen. Der 

genannte Fall ist rein exemplarisch und erklärt die Rechenlogik. Tabelle 7 zeigt die für die Quartiersbe-

rechnung berücksichtigten Technologien sowie die damit verbundenen wirtschaftlichen und ökologi-

schen Parameter. Außerdem werden EEG-Vergütungen und CO2-Gutschriften, bundesweite BAFA-För-

derungen für Heizungen und CO2-Steuern (mittelfristige Prognose: 120 €/t) beachtet. 

Das Planungstool dient insbesondere zur Identifizierung der effizienten Lösungen für die betrachteten 

Gebäude. Welche der effizienten Lösungen realisiert wird, hängt von den individuellen Präferenzen 

des Nutzers bzw. Entscheiders ab und wie dieser Kosten und Umweltauswirkungen der 

Energieversorgung gegeneinander gewichtet. 

  

 

57 Institut für Hochspannungstechnik, RWTH Aachen 
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Zusätzliche Effizienzpotenziale lassen sich zudem durch die Nutzung von Nahwärmenetzen 

erschließen. Abbildung 35 zeigt in einem Beispiel auf, wie sich die Kurve optimierter 

Versorgungslösungen verschieben kann, wenn eine mögliche Nahwärmeversorgung mit einbezogen 

wird. Hierbei wird insbesondere das Potenzial zur Reduktion von Emissionen bei geringeren 

Zusatzkosten als bei der Individualversorgung deutlich. 

 
Abbildung 35: Effiziente Lösungen mit und ohne Nahwärmenetz-Option für ein Beispielquartier58 

Zusammenfassend lassen sich folgende Vorteile des Planungsverfahrens festhalten: 

• Endogene Bestimmung der optimalen Versorgungsstruktur (nicht nur Bewertung vorgegebe-

ner Lösungsalternativen) 

• Multikriterieller Optimierungsansatz hinsichtlich finanzieller und ökologischer Ziele 

• Integrierte Betrachtung von Strom- und Wärmebedarf/-versorgung 

• Ganzheitlicher Ansatz mit Einbeziehung von Lebenszyklusanalysen in die ökologische Bewer-

tung 

• Hoher Detaillierungsgrad der Teilmodelle für die verschiedenen Technologien der Strom- und 

Wärmeversorgung sowie für die Bestimmung der Strom-/Wärmebedarfe 

• Transparente Planungsgrundlage für Investoren und Kommunalpolitik, zu welchen Kosten wel-

che Energie- und Umweltziele erreicht werden können 

  

 

58 Institut für Hochspannungstechnik, RWTH Aachen 
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Tabelle 7: Übersicht der wirtschaftlichen und ökologischen Parameter der berücksichtigten Technologien auf Ba-
sis von Schönberger et al. 2017 
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59 0-4.000 kWh: 0,00; 4.001-50.000 kWh: 11,97; 50.001-99.999.999: 26,78 

60 0-4.000 kWh: 0,0690; 4.001-50.000 kWh: 0,0579; 50.001-99.999.999: 0,0533 
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4.2 Einzelgebäudeoptimierung 

Im Folgenden wird die Berechnungsmethodik auf alle Gebäude im Quartier angewendet. Die Einzelge-

bäudeoptimierung konkretisiert den energetischen Umbau des Gebäudebestandes. Gebäude und 

Wohnungen werden durch Sanierungen und Heizungsumstellungen marktfähiger sowie der Energie-

bedarf, die Treibhausgasemissionen und die Betriebskosten gesenkt. Ein Gebäuderückbau wird durch 

Sanierungen vermieden und so bleibt auch das baukulturelle Erbe erhalten. Sanierte Gebäude stellen 

zudem einen erhöhten Komfort bereit, da durch Hüllsanierungen die Oberflächentemperaturen der 

Innenwände steigen. Im Sommer kann eine Wärmedämmung das Aufheizen des Gebäudes hinauszö-

gern. 

Für die grundsätzlich technologieoffenen Optimierungsberechnungen werden weitere Restriktionen 

genutzt, wie die Sperrung einzelner Heizungstechnologien bei bestimmten Gebäuden, wie Pellethei-

zungen, wenn kein Kellergeschoss vorhanden ist. Photovoltaik- und Solarthermieanlagen können aus 

baulichen Gründen teilweise nicht auf der kompletten Dachfläche eingesetzt werden. Sole/Wasser-

Wärmepumpen können grundsätzlich in Verbindung mit Erdwärmekörben oder -kollektoren einge-

setzt werden. Gemäß Abbildung 36 sind im gesamten Quartier Sonden aus wasserwirtschaftlicher Sicht 

möglich, allerdings muss die Prüfung durch eine Fachbehörde erfolgen. Bei rund 80 % der Gebäude 

genügen allerdings die freien Grundstücksflächen nicht, sofern von oberflächennaher Geothermie aus-

gegangen wird (Abbildung 37). Bei diesen Gebäuden wurde die Heiztechnologie Sole-Wasser-Wärme-

pumpe gesperrt.  

 

 

Abbildung 36: Standortbewertung für die wasserrechtliche Erlaubnisfähigkeit von Erdwärmesonden61 

 

61 Landesamt für Geologie und Bergbau, Stand 2023 
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Abbildung 37: Eignung Grundstücke für Erdwärmesonden62 

Im Folgenden werden die Ergebnisse der Einzelgebäudeoptimierung präsentiert. Insgesamt wurden 

bei den 1648 Gebäuden pareto-optimale63 Lösungen ermittelt und zu 13.915 Kreuzkombinationen 

zusammengefasst und sortiert. Abbildung 38 zeigt diese Sortierung der Lösungen mit den 

annuitätischen Gesamtkosten und zugehörigen Treibhausgasemissionen. Zum Vergleich ist der Status 

quo abgetragen (linkes Ende: nur Betriebskosten, rechtes Ende: Betriebskosten und annuitätischer 

Reinvest in Anlagentechnik). Im ökonomischen Optimum sowie im ökologischen Optimum sinken die 

Kosten gegenüber dem Status quo (rechter Punkt, Betrieb und Reinvest) und die Emissionen. Unter 

dem Status quo kann auch die Fortführung des Ist-Zustandes verstanden werden, da in dieser 

Betrachtung auch im Status quo Kostensteigerungen der Brennstoffe, sich verändernde 

Emissionsfaktoren usw. mit einkalkuliert sind. Emissionseinsparungen entlang der pareto-optimalen 

Lösungskurve (rechtes Ende) werden relativ teurer und sind nicht lohnenswert. Eine bilanzielle 

Treibhausgasneutralität ist auch mithilfe der Gutschriften für eingespeisten Strom aus PV-Anlagen im 

Durchschnitt der betrachteten 20 Jahre nicht ganz möglich. Dennoch böte eine weitreichende 

 

62 Darstellung EnergyEffizienz GmbH (2024), Datengrundlage LGB Rheinland-Pfalz, Stadt Ingelheim am Rhein 

63 Pareto-Optimum: Ein Zustand, in dem es nicht möglich ist, eine Eigenschaft zu verbessern, ohne zeitgleich eine 
andere verschlechtern zu müssen. Beispiel für Einzelgebäudeoptimierung: Senkung der annuitätischen Kosten ist 
in einem Berechnungszustand nicht möglich, ohne die Emissionen steigen zu lassen. 
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Verstromung des Quartiers die Grundlage für Klimaneutralität ab Ende des Betrachtungszeitraums, da 

hier der Strommix nahezu keine Emissionen mehr aufweisen werden darf. 

 
Abbildung 38: 13.915 pareto-optimale Lösungen im Quartier64 

Abbildung 39 zeigt nochmals separat die Fortführung des Ist-Zustandes und die Kosten- und 

Emissionseinsparungen im ökonomischen Optimum. Die Kosten der Energieversorgung können pro 

Jahr um 34 % (- 6,2 Mio. €/a) gesenkt und Emissionen in Höhe von 77 % (-8.618 t CO2e/a) vermieden 

werden, wenn in Sanierungen, Photovoltaikanlagen und erneuerbare Heizungstechnologien investiert 

wird und der Betrachtungshorizont 20 Jahre beträgt. 

 

64 Institut für Elektrische Anlagen und Netze, Digitalisierung und Energiewirtschaft der RWTH Aachen, IAEW 
(2024): Berechnungsergebnisse Ober-Ingelheim 
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Abbildung 39: Analyseergebnis der Einzelgebäudeoptimierung, ökonomisches Optimum 65  

Die errechneten Einsparungen werden im ökonomischen Optimum durch die Umsetzung folgender 

Maßnahmen erreicht: 

• Installation von 291 PV-Anlagen. Bisher sind 120 PV-Anlagen und 78 Solarthermie-Anlagen 

installiert. Ökonomisch vorteilhaft sind Solarthermie-Anlagen selten, da Überschüsse nicht 

genutzt werden können und die Anlagen aufwändiger zu warten sind. Die bestehenden 

Solarthermie-Anlagen sollten natürlich dennoch weiterbetrieben werden. 

• 475 L/W-Wärmepumpen, 24 Stromheizungen und 1102 Pelletheizungen, einige wenige 

Gebäude hängen bereits an Wärmenetzen 

• Sanierungsmaßnahmen bei Gebäuden (595x Wand, 982x Fenster, 836x Dach, 

270x Kellerdecke) 

• Stationäre Batteriespeicher sind in der Regel weder ökonomisch noch ökologisch vorteilhaft. 

Nur ein sehr spezielles Verhältnis zwischen Wärmebedarf (Deckung über Wärmepumpe), 

Dacheigenschaften, PV-Größe und Stromverbräuchen schafft die richtigen Voraussetzungen, 

um einen finanziellen Vorteil zu erzielen. Sinken die Investitionskosten in Zukunft für solche 

Systeme, kann sich dieses Gesamtsystem häufiger lohnen. Ökologisch scheiden 

Batteriespeicher bisher aus, da die CO2-Emissionen bei der Herstellung aktuell noch zu hoch 

sind. 

Das ökonomische Optimum zeichnet sich demnach durch eine Abkehr von Gasheizungen und 

Erdölheizungen hin zu dem Zubau von Biomasseheizungen und Wärmepumpen sowie dem erhöhten 

Einsatz von PV-Anlagen aus. Stromheizungen können in wenigen Fällen günstiger sein als eine 

Wärmepumpe. Voraussetzung ist ein sehr niedriger Wärmebedarf. Sanierungsmaßnahmen spielen bei 

schlecht gedämmten Gebäuden eine wesentliche Rolle, um für Wärmepumpen fit gemacht zu werden.  

 

65 Institut für Elektrische Anlagen und Netze, Digitalisierung und Energiewirtschaft der RWTH Aachen, IAEW 
(2024): Berechnungsergebnisse Ober-Ingelheim/Darstellung EnergyEffizienz GmbH 
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Abbildung 40 vergleicht die Wärmebilanz (Nutzwärme) des Status quo mit dem ökonomischen 

Optimum und den 13.915 weiteren pareto-optimalen Lösungen. Die letzte ID, Nr. 13.915, stellt das 

ökologische Optimum dar. Im ökonomischen Optimum sinkt der Bedarf durch die bereits genannten 

Sanierungen (-22 %). In Richtung ökologischem Optimum verdrängen die effizienteren S/W-

Wärmepumpen dort die L/W-Wärmepumpen, wo S/W-Wärmepumpen möglich sind. Durch die 

Sperrungen bleiben aber stets L/W-Wärmepumpen bestehen. Stromheizungen und Pelletheizungen 

werden in Richtung ökologischem Optimum durch Wärmepumpen ersetzt, da der Strommix mit 

weniger Emissionen behaftet sein wird als Pellets. Im ökologischen Optimum werden noch mehr 

Sanierungen durchgeführt, sodass der Wärmebedarf um 52 % sinkt. 

 
Abbildung 40: Wärmebilanz, Status quo, ökon. Optimum und 13.915 weitere pareto-optimale Lösungen66 

Neben dem Wärmebedarf wurde auch der Strombedarf berechnet. In Zukunft werden die Emissionen 

in einem Quartier bei einem vermehrten Einsatz von Wärmepumpen vom Emissionsfaktor des Netz-

stroms abhängen. Abbildung 41 vergleicht die Strombilanz des Status quo mit dem ökonomischen 

Optimum und den 13.915 weiteren pareto-optimalen Lösungen. Im ökonomischen Optimum werden 

bereits einige neue PV-Anlagen hinzugebaut. Die im ökonomischen Optimum hinzukommenden 

Anlagen sind insbesondere die Anlagen, die einen vergleichsweise hohen Eigenverbrauch ermöglichen. 

Im Status quo sind bereits 7507 kWp installiert, im ökonomischen Optimum werden16.260 kWp 

installiert. Erzeugt werden bisher 849 MWh/a Strom, wovon 155 MWh/a selbst genutzt werden. Im 

ökonomischen Optimum werden 2.349 MWh/a erzeugt, davon aber 1.321 MWh selbst genutzt 

(8,5facher Eigenverbrauch und 1,5fache Einspeisung ggü. Status quo). Im ökologischen Optimum steigt 

die installierte Leistung auf 123.612 kWp und die Produktion auf 17.753 MWh/a, selbstgenutzt werden 

 

66 Institut für Elektrische Anlagen und Netze, Digitalisierung und Energiewirtschaft der RWTH Aachen, IAEW 
(2024): Berechnungsergebnisse Ober-Ingelheim 
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davon 4.099 MWh/a. Der vermiedene Netzbezug sowie CO2-Gutschriften senken die Emissionen 

weiter. Im ökologischen Optimum sind fast alle Gebäude (1643 Gebäude) mit PV ausgerüstet. 

Der Zubau von Wärmepumpen erhöht den gesamten Strombedarf des Quartiers deutlich. Mit 

Haushaltsstrom werden im ökonomischen Optimum etwa 9,4 GWh/a benötigt. Da sich die Lastkurven 

von Wärmepumpen nicht stark mit den Erzeugungskurven der PV-Anlagen decken und sich 

Batteriespeicher nicht unter den pareto-optimalen Lösungen befinden, wird der PV-Eigenverbrauch in 

Richtung ökologischen Optimums nicht im Maße des Zubaus gesteigert. Höhere Grade an 

Eigenverbrauch im ökonomischen Optimum werden durch die öffentlichen Gebäude erreicht, die 

tagsüber einen vergleichsweise höheren Bedarf haben. Eine höhere Autarkie des Quartiers, 

insbesondere für Wohngebäude, ist ökologisch und ökonomisch gesehen für dieses Quartier nicht 

optimal, grundsätzlich aber umsetzbar. Zum Erreichen der Klimaneutralität werden 

Photovoltaikanlagen in Zukunft jedoch in jedem Fall ein elementarer Bestandteil sein. Durch einen 

Vollausbau, wie im ökologischen Optimum, erreicht die Einspeisung 70 % des Netzbezugs. Dies zeigt 

auch, dass Quartiere sich bilanziell im hohem Maße selbst versorgen können und weniger stark auf 

Importe angewiesen sind, wenn Speichertechnologien in großem Stil wirtschaftlich und ökologisch 

anwendbar werden. 

 
Abbildung 41: Strombilanz, Status quo, ökon. Optimum und 13.915 weitere pareto-optimale Lösungen67 

Abbildung 42 zeigt die Häufigkeit der Technologien und Sanierungen über alle Lösungen hinweg. Die 

verschiedenen Heizungstypen werden im ökonomischen Optimum überwiegend durch 

Pelletheizungen, Wärmepumpen und sehr wenige Stromheizungen ersetzt. Mit steigender 

Sanierungsrate und in Richtung ökologischerer Lösungen kommen auch Sole/Wasser-Wärmepumpen 

zum Einsatz. Im ökonomischen Optimum gilt, dass insbesondere Fenster zu tauschen und 

 

67 Institut für Elektrische Anlagen und Netze, Digitalisierung und Energiewirtschaft der RWTH Aachen, IAEW 
(2024): Berechnungsergebnisse Ober-Ingelheim 
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Dach/Oberste Geschossdecke zu dämmen sind.  Für weitere Wärmebedarfsreduktionen sind zusätzlich 

Wandsanierungen und Kellerdeckendämmung notwendig. 

 
Abbildung 42: Häufigkeitsverteilung Heizungstechnologien/Sanierungen, Status quo vs. 13.915 pareto-optimale 
Lösungen68 

  

 

68 Institut für Elektrische Anlagen und Netze, Digitalisierung und Energiewirtschaft der RWTH Aachen, IAEW 
(2024): Berechnungsergebnisse Ober-Ingelheim 
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4.3 Detail-Betrachtung für ausgewählte Gebäude 

Für 300 Gebäude69 wurden individuelle Steckbriefe für Gebäudeeigentümer*innen erstellt, die eine 

Fortführung des Ist-Zustandes im Vergleich zu möglichen Sanierungsvarianten aufzeigen. Wesentliche 

Angaben beruhen dabei auf den eingereichten Fragebögen. Ein Beispiel-Steckbrief findet sich in 

Anhang B. Die Steckbriefe dienen dazu, Eigentümer*innen erste Hinweise auf Potenziale und Zahlen 

an die Hand zu geben, um sich besser auf eine Sanierung und eine Heizungsumstellung vorzubereiten. 

Die Gebäudeeigentümer*innen erhielten zusätzlich weiteres Informationsmaterial zu 

Förderprogrammen, Erneuerbare-Energien-Technologien sowie zum Tausch von Heizung und Fenstern 

sowie zur Dachsanierung und Gebäudedämmung, siehe Anhang C: Gesetzliche Vorgaben und 

Förderprogramme für energetische Sanierung und Heizungsaustausch bis Anhang H: Informationen 

Gebäudedämmung. 

  

 

69 Es wurde für manche Gebäude mehr als ein Fragebogen eingereicht (Bsp. Zweifamilienhaus) oder ein Steck-
brief wurde nicht erwünscht. 
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5 Gebäude-Energie-Szenarien 

Auf Basis der vorangegangenen Abschnitte werden im Weiteren zwei Szenarien für die mögliche zu-

künftige energetische Entwicklung im Quartier beschrieben und berechnet. 

5.1 Annahmen für die Szenarien 

Für die Szenarien werden folgende Annahmen zugrunde gelegt: 

• Szenario „Wie bisher“: In diesem Szenario wird angenommen, dass die Gebäudeeigentü-

mer*innen im Quartier weiterhin auf einen hohen Anteil an Gas- und Ölheizungen setzen, der 

energetische Status quo der Gebäude erhalten bleibt und die Nutzung erneuerbarer Energien 

(PV-Anlagen, Biomasse, Solarthermie und Wärmepumpen) auf bisherigem Niveau fortgesetzt 

wird. 

• Szenario „Aktive Energiewende“: In diesem Szenario werden erhöhte lokale Anstrengungen 

zur Gebäudesanierung, zum Ausbau erneuerbarer Energien und eine Bereitschaft zur Abkehr 

von Gas- und Ölheizungen angenommen. Konkret wird für das Quartier davon ausgegangen, 

dass die in der Potenzialanalyse als wirtschaftlich ermittelten Maßnahmen (ökonomisches Op-

timum) kurz- bis mittelfristig umgesetzt werden. 

5.2 Energieverbrauch, Emissionen und Investitionskosten in den Szenarien 

Tabelle 8 stellt dar, welche Einsparungen beim End- und Primärenergiebedarf durch die Umsetzung 

des Szenarios „Aktive Energiewende“ erzielt werden können. Die dargestellten Zahlen machen deut-

lich, dass das Szenario „Aktive Energiewende“ mit einem starken Rückgang von Energieverbrauch und 

Emissionen verbunden ist. Der Primärenergiebedarf kann um 63 %, der Endenergiebedarf um 26 % 

und die Treibhausgasemissionen können um 79 % verringert werden. 

 
Tabelle 8: Szenarien im Vergleich: Energieverbrauch und Emissionen70 

 Szenario  
„wie bisher“ 

Szenario „Aktive 
Energiewende“ 

Reduktion 
absolut 

Reduk-
tion in % 

Primärenergiebe-
darf 

kWhPri/a 102.890.584 38.523.339 64.367.246 63 %  

Endenergie- 
bedarf 

kWhEnd/a 86.155.003 64.100.302 22.054.701 26 % 

Treibhausgas-
emissionen 

t CO2e/a 10.931 2.313 8.618 79 %  

 

Die Investitionskosten in den beiden Szenarien sind in Tabelle 9 dargestellt. Hierbei wird angenommen, 

dass im Szenario „Wie bisher“ lediglich Ersatzinvestitionen hinsichtlich der aktuellen Wärmeversor-

gung vorgenommen werden. Im Ergebnis zeigt sich, dass die Investitionskosten im Szenario „Aktive 

Energiewende“ deutlich höher liegen. Es werden in diesem Szenario 66,4 Mio. Euro investiert, das sind 

35 Mio. Euro mehr als im Szenario „Wie bisher“. Hierbei ist zu beachten, dass das Szenario „Aktive 

 

70 Datenbasis EnergyEffizienz GmbH (2024) 
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Energiewende“ – wie in Kapitel 4.2 beschrieben – unter Berücksichtigung der laufenden Energiekosten 

über 20 Jahre betrachtet (bei einem Kalkulationszins von 3 %) kostenmäßig das günstigere Szenario 

darstellt. Dies bedeutet im Umkehrschluss, dass die hohe Differenz bei den Investitionskosten durch 

die günstigeren laufenden Kosten im Betrachtungszeitraum mehr als ausgeglichen wird. Die laufenden 

Kosten im Szenario „Wie bisher“ liegen bei rund 17,9 Mio. Euro/Jahr, im Szenario „Aktive Energie-

wende“ bei rund 8,4 Mio. Euro/Jahr. Es werden über 20 Jahre in der Gesamtkostenrechnung insgesamt 

knapp 168 Mio. Euro eingespart. 

Welche konkreten Maßnahmen im Quartier zur Realisierung des Szenarios „Aktive Energiewende“ bei-

tragen können, ist im Kapitel 11 „Energetischer und städtebaulicher Maßnahmenkatalog und Umset-

zungsplan“ beschrieben. 

 
Tabelle 9: Szenarien im Vergleich: Investitionskosten über 20 Jahre und laufende jährliche Kosten71 

 

Szenario  
„wie bisher“ 

Betrag in Euro 

Szenario „Aktive Energie-
wende“ 

Betrag in Euro 

Ölheizungen 3.313.040 0 

Gasheizungen 14.535.372 0 

Sole/Wasser-Wärmepumpe 626.686 48.610 

Luft/Wasser-Wärmepumpe 551.032 11.210.827 

Pelletheizung 226.294 21.601.193 

Stromheizungen 533.262 161.342 

Wärmeübergabestation 45.851 20.460 

Solarthermie 550.942 0 

Photovoltaik 1.365.713 3.720.574 

Sanierung Wand 0 10.289.342 

Sanierung Dach 0 1.231.586 

Sanierung Fenster 0 6.439.669 

Sanierung Keller 0 1.962.119 

Summe Investitionskosten 31.143.015 66.432.060 

   

Laufende jährliche Kosten 

(für Anlagenwartung, Strom- und Brennstoff-
bezug inkl. Preissteigerungen, CO2-Beprei-
sung) 

17.995.086 8.440.569 

  

 

71 Datenbasis EnergyEffizienz GmbH (2024) 
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6 Wärmenetze 

Es wurden Potenziale für Wärmenetzversorgungsoptionen im Quartier untersucht und Daten zusam-

mengetragen. 

 

Abbildung 43: Wärmeliniendichte und Wärmedichte (Cluster) überlagert, Status Quo 
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Abbildung 44: Wärmeliniendichte und Wärmedichte (Cluster) überlagert, Ökonomisches Optimum 

Im Folgenden werden Potenziale für Fernwärmeversorgungen im Quartier untersucht. Die Berechnun-

gen erfolgten durch das Institut für Elektrische Anlagen und Netze, Digitalisierung und Energiewirt-

schaft der RWTH Aachen sowie die EnergyEffizienz GmbH. Da in die Betrachtungen die Bundesförde-

rung für energieeffiziente Wärmenetze (BEW) einfließt, ist eine Machbarkeitsstudie gemäß BEW not-

wendig. Die Erstellung wird mit einem Jahr abgeschätzt. Die darauf aufbauenden investiven Förderun-

gen gemäß BEW sind innerhalb von vier Jahren zu nutzen. Es besteht allerdings auch die Möglichkeit, 

den Bau eines Netzes auf mehrere Maßnahmenpakete á 4 Jahre zu verteilen. Abbildung 43 zeigt die 

Wärmeliniendichte und die Wärmedichte auf der Quartierskarte im Status quo und Abbildung 44 die im 

ökonomischen Optimum, wobei die Wärmedichten insgesamt sinken. 

Aufgrund des quartiersweiten hohen Interesses an Wärmenetzen in der Bürgerschaft (89 % der Be-

fragten haben Interesse an Fernwärme geäußert) kann dieser Form der Energieversorgung grundsätz-

lich eine hohe Bedeutung eingeräumt werden. 

Die Berechnungsergebnisse zu den angeschlossenen Objekten werden mit der Einzelgebäudeversor-

gung im Status quo und dem ökonomischen Optimum verglichen. Im Folgenden werden die in Abbil-

dung 45 dargestellten 5 Szenarien betrachtet, die zunächst in Basisvarianten (Energieträger Hackschnit-

zel) gerechnet werden. Die ersten zwei Szenarien beinhalten das Quartierszentrum und werden mit 

unterschiedlichen Anschlussquoten berechnet. Des Weiteren werden die Szenarien 3: Nordwesten, 4: 
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Nordosten und 5: Erweitertes Zentrum betrachtet. Die Basisvarianten dienen der Bewertung der Netz-

zuschnitte sowie der Ermittlung von Basiskennwerten. Anschließend werden die Heizzentralen der Sze-

narien in zwei unterschiedlichen Varianten designt. 

 

Abbildung 45: Wärmenetz-Szenarien 

Für die Anschlussnehmer ergeben sich Vorteile, wie der Gewinn von Fläche im Gebäude, sinkender 

Installations- und Betriebsaufwand und der Entfall von einem Risiko durch hohe Einzelinvestitionen im 

Reparaturfall. Die Berechnungsergebnisse werden in den folgenden Abschnitten dargestellt. Die räum-

liche Verteilung des Interesses an Nahwärme ist in Abbildung 46 erkennbar. 
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Abbildung 46: Nahwärme-Interesse gemäß Fragebogenaktion 
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6.1 Basisvarianten 

6.1.1 Wärmenetz Szenario 1: Quartierszentrum (100 % Anschlussquote, Hackschnit-
zel) 

Das Szenario 1 umfasst den Kern des Quartiers. Angeschlossen sind bei einer Anschlussquote von 

100 % 507 Objekte. In Abbildung 47 sind die angeschlossenen Gebäude und die Heizzentrale markiert. 

Die farblichen Verbindungen stellen die Wärmetrassen mit benötigter Nennweite dar. Die Zentrale 

wurde für die Berechnungen fiktiv im Osten des Quartiers platziert und mit einer Hackschnitzelheizung 

ausgestattet. Der genaue Standort muss in weiteren Planungen definiert werden.  

 

Abbildung 47: Fernwärmenetz Szenario 1, Quartierszentrum (Anschlussquote 100 %) 
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Abbildung 49 zeigt die Eckdaten des Netzes, der Zentrale und die erforderlichen Investitionen und Be-

triebskosten. Es wurden die Heizhausinvestitionskosten, die Planungs- und Genehmigungskosten so-

wie Kosten für Unvorhergesehenes einbezogen. Abbildung 48 zeigt den Vergleich der annuitätischen 

Kosten und der Treibhausgasemissionen des Netzes mit der Einzelgebäudeversorgung. Hier sind zu-

sätzlich auch die Investitionskosten für die Sanierungsmaßnahmen am Gebäude im Falle des ökono-

mischen Optimums eingerechnet, sowie Stromkosten und PV-Einspeisung der Gebäude. Durch den 

Verzicht auf fossile Energieträger gegenüber der Fortführung des Ist-Zustands und die zusätzlichen Ge-

bäudeoptimierungsmaßnahmen können Kosten eingespart werden. Durch den künftig grüneren 

Strommix schneidet die Verbrennung von Hackschnitzeln ökologisch betrachtet nur unwesentlich bes-

ser ab als Wärmepumpen. Bei der ganzheitlichen Betrachtung der Investitions- und Betriebskosten 

weist die Hackschnitzel-Heizzentrale in allen Szenarien geringere annuitätische Kosten als die Einzel-

gebäudeoptimierung auf. 

 

Abbildung 48: Annuitätische Kosten und Emissionen Wärmenetz Szenario 1, Quartierszentrum (Anschlussquote 
100 %) 
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Abbildung 49: Eckdaten Wärmenetz Szenario 1, Quartierszentrum (Anschlussquote 100 %) 
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6.1.2 Wärmenetz Szenario 2: Quartierzentrum (70 % Anschlussquote, Hackschnitzel) 

In Szenario 2, dargestellt in Abbildung 50, liegt die Anschlussquote bei 70 %, sodass 354 Objekte ange-

schlossen sind. Die weiteren Ausgangsbedingungen sind unverändert wie im Szenario 1. 

 

Abbildung 50: Wärmenetz Szenario 2, Quartierszentrum (Anschlussquote 70 %) 
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Abbildung 52 zeigt die Eckdaten des Netzes, der Zentrale und die erforderlichen Investitionen und Be-

triebskosten. Es wurden die Heizhausinvestitionskosten, die Planungs- und Genehmigungskosten so-

wie Kosten für Unvorhergesehenes miteinbezogen. Abbildung 51 zeigt den Vergleich der annuitätischen 

Kosten und den Treibhausgasemissionen des Netzes mit der Einzelgebäudeversorgung. Hier sind zu-

sätzlich auch die Investitionskosten für die Sanierungsmaßnahmen am Gebäude im Falle des ökono-

mischen Optimums eingerechnet, sowie Stromkosten und PV-Einspeisung der Gebäude. Die Kosten 

der Nahwärme-Option steigen im Vergleich zu Variante 1 nur um einen Prozentpunkt. Das Szenario 2 

ist somit auch günstiger sowie emissionsärmer gegenüber der Einzelgebäudeoptimierung. 

 

Abbildung 51: Annuitätische Kosten und Emissionen Wärmenetz Szenario 2, Quartierszentrum (Anschlussquote 
70 %) 
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Abbildung 52: Eckdaten Wärmenetz Szenario 2, Quartierszentrum (Anschlussquote 70 %) 
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6.1.3 Wärmenetz Szenario 3: Nordwesten (100 % Anschlussquote, Hackschnitzel) 

Das Szenario 3 umfasst den nordwestlichen Teil des Quartiers mit 187 angeschlossenen Objekten. In 

Abbildung 53Abbildung 47 sind die angeschlossenen Gebäude markiert. Die Zentrale liegt fiktiv in der 

Nähe des Ortsausgangs. Der genaue Standort muss in weiteren Planungen noch definiert werden.  

 

Abbildung 53: Fernwärmenetz Szenario 3, Nordwesten 
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Abbildung 55 zeigt die Eckdaten des Netzes, der Zentrale und die erforderlichen gebäudespezifischen 

Investitionen und Betriebskosten. Es wurden die Heizhausinvestitionskosten, die Planungs- und Ge-

nehmigungskosten sowie Kosten für Unvorhergesehenes miteinbezogen. Abbildung 54 zeigt den Ver-

gleich der annuitätischen Kosten und den Treibhausgasemissionen des Netzes mit der Einzelgebäude-

versorgung. Hier sind zusätzlich auch die Investitionskosten für die Sanierungsmaßnahmen am Ge-

bäude im Falle des ökonomischen Optimums eingerechnet, sowie Stromkosten und PV-Einspeisung 

der Gebäude. Wie bereits bei den vorherigen Szenarien können langfristig Kosten gegenüber der Ein-

zelgebäudeoptimierung eingespart werden. 

 

Abbildung 54: Annuitätische Kosten und Emissionen Wärmenetz Szenario 3, Nordwesten 
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Abbildung 55: Eckdaten Wärmenetz Szenario 3, Nordwesten 
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6.1.4 Wärmenetz Szenario 4: Nordosten (100 % Anschlussquote, Hackschnitzel) 

Das Szenario 4 umfasst den nordöstlichen Teil des Quartiers mit 76 angeschlossenen Objekten. In Ab-

bildung 56Abbildung 47 sind die angeschlossenen Gebäude markiert. Die Zentrale wurde fiktiv an die 

Berufsbildenden Schule gelegt. Der genaue Standort muss in weiteren Planungen noch definiert wer-

den.  

 

Abbildung 56: Wärmenetz Szenario 4, Nordosten 
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Abbildung 58 zeigt die Eckdaten des Netzes, der Zentrale und die erforderlichen gebäudespezifischen 

Investitionen und Betriebskosten. Es wurden die Heizhausinvestitionskosten, die Planungs- und Ge-

nehmigungskosten sowie Kosten für Unvorhergesehenes miteinbezogen. Abbildung 57 zeigt den Ver-

gleich der annuitätischen Kosten und den Treibhausgasemissionen des Netzes mit der Einzelgebäude-

versorgung. Hier sind zusätzlich auch die Investitionskosten für die Sanierungsmaßnahmen am Ge-

bäude im Falle des ökonomischen Optimums eingerechnet, sowie Stromkosten und PV-Einspeisung 

der Gebäude. Die Kosten liegen unterhalb der Einzelgebäudeoptimierung.  

 

Abbildung 57: Annuitätische Kosten und Emissionen Wärmenetz Szenario 4, Nordosten 

Fortführung
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Abbildung 58: Eckdaten Wärmenetz Szenario 4, Nordosten 
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6.1.5 Wärmenetz Szenario 5: Erweitertes Zentrum (100 % Anschlussquote, Hack-
schnitzel) 

Das Szenario 5 umfasst das erweiterte Quartierszentrum und befindet sich westlich des Gebiets aus 

Szenario 1 und 2. An das Netz sind 157 Objekte angeschlossen. In Abbildung 59 sind die angeschlossenen 

Gebäude markiert. Der Standort der Zentrale befindet sich fiktiv in der Nähe der Quartiersmitte. Der 

genaue Standort muss in weiteren Planungen noch definiert werden. In der Basisvariante ist der Ener-

gieträger Hackschnitzel. 

 

Abbildung 59: Wärmenetz Szenario 5, Erweitertes Zentrum 
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Abbildung 61Abbildung 61 zeigt die Eckdaten des Netzes, der Zentrale und die erforderlichen gebäude-

spezifischen Investitionen und Betriebskosten. Es wurden die Heizhausinvestitionskosten, die Pla-

nungs- und Genehmigungskosten sowie Kosten für Unvorhergesehenes miteinbezogen. Abbildung 60 

zeigt den Vergleich der annuitätischen Kosten und den Treibhausgasemissionen des Netzes mit der 

Einzelgebäudeversorgung. Hier sind zusätzlich auch die Investitionskosten für die Sanierungsmaßnah-

men am Gebäude im Falle des ökonomischen Optimums eingerechnet, sowie Stromkosten und PV-

Einspeisung der Gebäude. Wie bei den anderen Szenarien können langfristig Kosten eingespart wer-

den.  

 

 

Abbildung 60: Annuitätische Kosten und Emissionen Wärmenetz Szenario 5, Erweitertes Zentrum 
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Abbildung 61: Eckdaten Wärmenetz Szenario 5, Erweitertes Zentrum  
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6.2 Designte Szenarien 

Aufbauend auf den Basisvarianten wird nun die Heizzentrale in zwei Varianten detaillierter „designt“, 

sodass sie den Anforderungen der einzelnen Gebiete genügt. Da die benötigten Wärmemengen und 

Heizleistungen in den Gebieten bekannt sind, kann anhand der Jahresdauerlinien unter Einbezug vor-

handener erneuerbarer Potenziale, die Heizzentrale und ein Energiemix ausgelegt werden. Redundan-

zen sollten miteingeplant werden. Es ist sinnvoll die Fernwärmenetzgebiete im Folgenden einzeln ab-

zubilden, damit je Netz genauere Daten zu den Investitions- und Betriebskosten sowie zum CO2-Aus-

stoß vorliegen. Die Angaben zu Investitionskosten und Planungs- sowie Ausführungsanforderungen 

ermöglichen einen Vergleich zwischen den verschiedenen Netzvarianten, sodass auch eine zeitliche 

Priorisierung der Planung erfolgen kann (nicht Teil dieses Konzepts). Die gesamte Betrachtung lässt die 

Möglichkeit offen, die Bundesförderung für effiziente Wärmenetze (BEW) als Förderprodukt nutzen zu 

können. 

Abbildung 62 zeigt beispielhaft eine ungeordnete Wärmelastkurve inklusive Wärmeverluste eines fik-

tiven Wärmenetzes im Jahresverlauf. Für jedes Szenario wurden die Wärmelastkurven ermittelt und 

für die Festlegung der Energieträger zugrunde gelegt. Für die Auslegung des Energieträgermixes, bei 

dem es insbesondere auf Grund-, Spitzen- und Schwachlasten ankommt, wird die ungeordnete Wär-

melastkurve geordnet in Form einer Jahresdauerlinie dargestellt. 

 

Abbildung 62: Beispielhafte Wärmelastkurve (ungeordnet) 
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Anhand des Szenarios 1 (Quartierszentrum (Anschlussquote 100 %)) werden zwei verschiedenen Vari-

anten erläutert: 

Variante 1: Der Leistungsbedarf liegt bei 8,2 MW (Abbildung 49). Die Grundlast wird in Variante 1 über 

einen Hackschnitzelkessel abgebildet. Dazu werden 5,74 MW Leistung installiert, die 70 % der Gesamt-

leistung abdecken. Die Förderung nach BEW sieht vor, dass Hackschnitzel nur in Anlagen mit bis zu 

1,0 MW verbrannt werden dürfen. Leistungsklassen darüber hinaus müssen Holzabfälle zugeführt wer-

den. Zur Verbrennung nicht genormter Abfälle sind teurere Biomassekessel notwendig. Die Störanfäl-

ligkeit dürfte ebenfalls steigen. Die notwendige stetige Verfügbarkeit von Abfällen erschwert diesen 

Betriebsmodus. Die Spitzen- und Schwachlasten von 2,46 MW übernimmt eine Luft-Wasser-Wärme-

pumpe. Die folgende geordnete Jahresdauerlinie (Abbildung 63) zeigt die Abdeckungen der beiden 

Heizungstypen. Redundanzen werden im weiteren Textverlauf diskutiert. 

 

 

Abbildung 63: Design Variante 1 Jahresdauerlinie geordnet 

 

Variante 2: Der Leistungsbedarf bleibt im Vergleich zu der Variante 1 unverändert. Das Design der 

Anlage, zu sehen in Abbildung 64, wird gegensätzlich zur Variante 1 vorgenommen. Folglich ist in Vari-

ante 2 eine Luft-Wasser-Wärmepumpe mit einer Leistung von 5,74 MW und ein Hackschnitzelkessel 

mit einer Leistung von 2,46 MW installiert. In diesem Fall deckt die Wärmepumpe 70 % des Gesamt-

leistung in der Grundlast. 
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Abbildung 64: Design Variante 2 Jahresdauerlinie geordnet 

 

Weitere Aspekte und Redundanz: Die zuvor beschriebenen Varianten sind eigenständig und unabhän-

gig anwendbar. In beiden Varianten wird eine Gasredundanz mit einer Leistung von 6 MW aufgebaut. 

Pufferspeicher: Die Pufferspeicher in den Szenarien 1 bis 5 wurden mit 287.000 Litern, 203.000 Litern, 

98.000 Litern, 63.00 Litern und 77.000 Litern dimensioniert. 

LKW-Anfahrten durch Hackschnitzellieferungen: Bei der Variante 2 mit vorwiegender Wärmepum-

pennutzung fällt im Vergleich zu Variante 1 nur ein Bruchteil des Anlieferungsverkehrs für Hackschnit-

zel an. So werden in dem Szenario 1 4,7 LKW-Anfahrten pro Woche bei Variante 1 beziehungsweise 

2,0 bei Variante 2 in der Heizperiode fällig. Die Angaben beziehen sich auf eine Ladung von 90 m³ pro 

LKW. Bei Szenario 2 mit geringerer Anschlussquote fallen die Anfahrten auf 3,3 (1,4). Weiterhin werden 

für das Szenario 3 1,7 (0,7), für das Szenario 4 1,0 (0,4) und für das Szenario 5 1,2 (0,5) LKW-Anfahrten 

pro Woche benötigt. 

Überblick über Kostenstrukturen der Szenarien: In den folgenden Abbildungen Abbildung 65 bis 

Abbildung 79 sind die annuitätischen Kosten und Emissionen sowie die Eckdaten der Szenarien und die 

Energiemixe abgetragen. Es zeigt sich, dass die Förderung einen erheblichen Anteil an der Wirtschaft-

lichkeit der Netze hat und mit der Einzelgebäudeoptimierung konkurrieren kann. Außerdem werden 

Gestehungskosten abgeschätzt, die als minimale Arbeitspreise verstanden werden können. Die Kosten 

liegen bei Variante 1 mit Hackschnitzelkessel in der Grundlast stets unter der Einzelgebäudeoptimie-

rung, während Variante 2 mit Luft-Wasser-Wärmepumpe in der Grundlast bei aktuellen Strompreisen 

weniger wirtschaftlich ist. Aus den Abbildungen geht hervor, dass alle fünf Szenarien bei entsprechen-

der Anschlussquote und je nach Energieträger wirtschaftlich sein können. Jedoch sind die Szenarien 1 

und 5 am wirtschaftlichsten, da dort auch die Bereiche mit der höchsten Wärmeliniendichte vorliegen. 
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Abbildung 65: Annuitätische Kosten und Emissionen Wärmenetz Szenario 1, Variante 1 & 2 (Designtes Szenario) 

 

 

Abbildung 66: Design Szenario 1 (Energiemix inkl. Redundanz) 
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Abbildung 67: Eckdaten Wärmenetz Szenario 1, Variante 1 & 2 (Designtes Szenario) 

 

Orange= Hackschnitzel 

Grundlast, L/W-WP Spitze 

Schwarz= L/W-WP Grund-

last, Hackschnitzel Spitze 

Grün= Kosten inkl. Förde-

rung 
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Abbildung 68: Annuitätische Kosten und Emissionen Wärmenetz Szenario 2, Variante 1 & 2 (Designtes Szenario) 

 

 

Abbildung 69: Design Szenario 2 (Energiemix inkl. Redundanz) 
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Abbildung 70: Eckdaten Wärmenetz Szenario 2, Variante 1 & 2 (Designtes Szenario) 

 

Orange= Hackschnitzel 

Grundlast, L/W-WP Spitze 

Schwarz= L/W-WP Grund-

last, Hackschnitzel Spitze 

Grün= Kosten inkl. Förde-

rung 
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Abbildung 71: Annuitätische Kosten und Emissionen Wärmenetz Szenario 3, Variante 1 & 2 (Designtes Szenario) 

 

 

Abbildung 72: Design Szenario 3 (Energiemix inkl. Redundanz) 
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Abbildung 73: Eckdaten Wärmenetz Szenario 3, Variante 1 & 2 (Designtes Szenario) 

 

Orange= Hackschnitzel 

Grundlast, L/W-WP Spitze 

Schwarz= L/W-WP Grund-

last, Hackschnitzel Spitze 

Grün= Kosten inkl. Förde-

rung 
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Abbildung 74: Annuitätische Kosten und Emissionen Wärmenetz Szenario 4, Variante 1 & 2 (Designtes Szenario) 

 

 

Abbildung 75: Design Szenario 4 (Energiemix inkl. Redundanz) 
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Abbildung 76: Eckdaten Wärmenetz Szenario 4, Variante 1 & 2 (Designtes Szenario) 

  

Orange= Hackschnitzel 

Grundlast, L/W-WP Spitze 

Schwarz= L/W-WP Grund-

last, Hackschnitzel Spitze 

Grün= Kosten inkl. Förde-

rung 
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Abbildung 77: Annuitätische Kosten und Emissionen Wärmenetz Szenario 5, Variante 1 & 2 (Designtes Szenario) 

 

 

Abbildung 78: Design Szenario 5 (Energiemix inkl. Redundanz) 
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Abbildung 79: Eckdaten Wärmenetz Szenario 5, Variante 1 & 2 (Designtes Szenario) 
  

Orange= Hackschnitzel 

Grundlast, L/W-WP Spitze 

Schwarz= L/W-WP Grund-

last, Hackschnitzel Spitze 

Grün= Kosten inkl. Förde-

rung 
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6.3 Förderfähigkeit von Wärmenetzen 

Bei einem Netzaufbau kann auf zwei Förderprogramme zurückgegriffen werden, die im Folgenden dis-

kutiert werden. Eine Förderung für die vorgeschlagenen Netze kann an dieser Stelle noch nicht ange-

geben werden, da in einer detaillierteren Planung weitere Details zu klären sind. 

Bundesförderung für effiziente Wärmenetze (BEW) 

Am 15.09.2022 ist die Bundesförderung für effiziente Wärmenetze (BEW) in Kraft getreten. Sie unter-

stützt den Neubau von Wärmenetzen mit hohen Anteilen erneuerbarer Energien sowie die Dekarbo-

nisierung von Bestandsnetzen und soll die Wirtschaftlichkeitslücke zu einem fossilen Netz (kontrafak-

tischer Fall) schließen. Das Programm gliedert sich in vier Module (Förderquote in %): 

1. Modul 1: die Förderung von Transformationsplänen oder Machbarkeitsstudien (50 %) 

2. Modul 2: die systemische Förderung eines Wärmenetzes (Investitionsförderung) (40 %) 

3. Modul 3: die Förderung von Einzelmaßnahmen an einem Bestandswärmenetz (40 %) 

4. Modul 4: die Betriebskostenförderungen für Solarthermieanlagen und Wärmepumpen 

Die maximalen Förderquoten von Modul 1 liegen bei 2 Mio. €, die für Module 2 und 3 je bei 100 Mio. 

€ und sind begrenzt auf die zu ermittelnde Wirtschaftlichkeitslücke. Diese Lücke muss über die Netz-

lebenszeit mit Hilfe von Formularen der BAFA ermittelt werden. 

Bei der Konzeptionierung der Fernwärmenetze im betrachteten Quartier handelt es sich um den Neu-

bau von Netzen. Machbarkeitsstudien und Investitionsförderungen sowie Betriebskostenförderungen 

wären möglich. Die Module setzen einander voraus. Förderfähig sind solche Neubaunetze, die zu 75 % 

mit erneuerbaren Energien gespeist werden, jedoch bis 2045 treibhausgasneutral sein müssen. Der 

maximale zulässige Biomasseanteil ist abhängig von der Netzgröße. Kleine Wärmenetze mit Verteillei-

tungslängen bis 20 km dürfen zu 100 % mit Biomasse beheizt werden. Bei installierten Leistungen ab 1 

MW dürfen allerdings keine Hackschnitzel, Scheithölzer oder Pellets aus naturbelassenem Holz genutzt 

werden, es muss stattdessen unter anderem auf Holzreste aus Abfällen oder aus Pflegeschnittgut zu-

rückgegriffen werden. Die Netze müssen mindestens 17 Gebäude oder 101 Wohneinheiten versorgen. 

25 % der Wärmemenge dürfen über fossile Energieträger erzeugt werden, wenn diese aus KWK-Anla-

gen stammen oder reine Öl- oder Gaskessel diesen fossilen Anteil mit maximal 10 % abdecken. Der 

Betriebskostenförderung müssen die Module 2 oder 3 vorausgegangen sein. Solarthermieanlagen wer-

den mit 1 ct/kWh gefördert, die Betriebskostenförderung von Wärmepumpen ist abhängig von der 

Jahresarbeitszahl. 
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Bundesförderung für energieeffiziente Gebäude (BEG) 

Gemäß der aktuellen Fassung der Bundesförderung für energieeffiziente Gebäude (BEG) vom 

01.01.2024 können die Anschlusskosten an ein Wärme- oder Gebäudenetz bezuschusst werden. So-

wohl der Anschluss an ein Gebäudenetz als auch der Anschluss an ein Wärmenetz werden mit einem 

Fördersatz von 30 % und einem Geschwindigkeits-Bonus von maximal 25 % bezuschusst. Für selbst-

nutzende Eigentümer mit einem zu versteuernden Jahreseinkommen von bis zu 40.000 € kommt eine 

Erhöhung der Förderung um 30 % in Form eines Einkommens-Bonus hinzu. Förderungen für den An-

schluss an Gebäudenetze sind nur bei Bestandgebäudenetzen möglich. Ein Gebäudenetz ist gemäß 

BEW wie folgt definiert und damit klar von einem Wärmenetz abgegrenzt: Mindestens zwei bis maxi-

mal 16 Gebäude und maximal 100 Wohneinheiten. Dennoch ist auch eine Errichtung, ein Umbau oder 

eine Erweiterung eines Gebäudenetzes förderfähig, sofern 65 % erneuerbare Energien zum Einsatz 

kommen und der Anteil der Wärmeerzeugung durch Biomasseheizungen auf 75 % begrenzt ist. 
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7 Klima- und umweltgerechte Mobilität 

In diesem Kapitel wird sowohl das Verkehrssystem als auch die Verkehrsnutzung, das Verkehrshandeln 

und die zur Verfügung stehenden Mobilitätsformen in den Blick genommen. Der Mobilitätsbegriff stellt 

nicht den Ortswechsel an sich in den Mittelpunkt, sondern die grundsätzliche Beweglichkeit der Bevöl-

kerung.72 Darin liegt die Chance, durch ein differenziertes und vernetztes Mobilitätsangebot Möglich-

keiten und Anreize für ein klimaschonendes Verkehrsverhalten zu geben. Bei der Gestaltung einer 

klima- und umweltgerechten Mobilität geht es um die Reduktion von Treibhausgasemissionen, aber 

auch grundlegend um die Reduzierung des Individualverkehrs und die Förderung des Umweltver-

bunds, also Fuß- und Radverkehr sowie ÖPNV. Somit liegt bei dem Quartierskonzept ein besonderer 

Fokus auf der Nahmobilität73, dem Ausbau der kollaborativen Mobilität74 und der Elektromobilität. 

Eine Veränderung der Mobilität geht einher mit Veränderungen im öffentlichen Raum. Flächen, die 

dem bestehenden Verkehrssystem vorbehalten sind, können perspektivisch für eine Umnutzung zur 

Verfügung stehen. Um entsprechende Maßnahmen identifizieren zu können, bedarf es einer ausgiebi-

gen Analyse hinsichtlich der bestehenden Verkehrssituation sowie der Bedarfe vor Ort. Ziele des Kon-

zepts sind mehr Lebensqualität durch eine umweltverträglichere und sichere Kommune, sowie die In-

tegration eines attraktiven ÖPNV, Fuß- und Radverkehrs und der Ausbau der Elektromobilität. 

 

7.1 Methodik  

Durch die Fragebogenaktion, eigene Vor-Ort-Begehungen und durch weitere Daten und Dokumente, 

die uns zur Verkehrssituation von der Stadt zur Verfügung gestellt werden können, verschaffen wir uns 

einen guten Überblick zur bestehenden Infrastruktur und vorherrschenden Handlungsbedarfen. Dabei 

leistet das vorliegende Quartierskonzept keine eigene Verkehrserhebung oder -zählung. Dies muss ggf. 

in einem gesonderten Fachkonzept erfolgen. Eigene Berechnungen zur CO2-Bilanzierung des MIV und 

zu Minderungspotenzialen, sowie Analysen zur Erreichbarkeit mittels unserem Geoinformationssys-

tem, führen wir durch. Hierbei prüfen wir, ob die bestehenden Mobilitätspunkte (Bushaltestellen, S-

Bahnstationen, E-Bike Station, etc.), fußläufig für alle Bewohner*innen erreichbar sind, bzw. wo es 

Lücken gibt. Daraus lassen sich Rückschlüsse ziehen zum Versorgungsgrad des Quartiers. Was den In-

dividualverkehr betrifft, so richtet sich unser Blick auf die E-Mobilität. Hier errechnen wir einen mögli-

chen Bedarf an zusätzlichen Ladesäulen und suchen nach geeigneten Flächen im Quartier. In unserem 

Quartierskonzept gehen wir davon aus, dass sich durch den Mobilitätswandel der Flächenbedarf für 

den ruhenden Verkehr ebenfalls wandeln wird. Eine Erhebung der bestehenden Parkplatzflächen und 

möglichen Umnutzungen, insbesondere in Kombination mit Klimaanpassungsmaßnahmen, schlagen 

wir konzeptionell vor.  

Folgende Konzepte/Dokumente wurden uns von der Verwaltung zur Verfügung gestellt und sind 

Grundlage für die Bestandsaufnahme: 

 

72 (Schwedes, Oliver, 2016) 

73 Unter Nahmobilität werden Formen quartiersbezogener Mobilität sowie des nichtmotorisierten Verkehrs ver-
standen.(Bormann, 2016) 

74 Hierunter wird der ÖPNV und Sharing-Angebote verstanden 
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▪ Verkehrsentwicklungsplan 2040, 2023 

▪ Klimaschutzkonzept Ingelheim und Teilkonzepte klimafreundliche Mobilität/ Anpassung an die 

Folgen des Klimawandels, 2012 

▪ Verkehrs- und Parkraumuntersuchung Umfeld PMS, 2023 

▪ Abschlussbericht Elektromobilitätsbericht, 2023 

7.2 Bestandsaufnahme 

Befragungsergebnisse 

Insgesamt haben 326 Haushalte an der Befragung teilgenommen, wobei nicht alle Fragen von allen 

Teilnehmenden beantwortet wurden. Die Umfrage ist nicht repräsentativ. Die absolute Zahl der Ant-

worten ist den Diagrammen (Abbildung 80) zu entnehmen. 
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Abbildung 80: Auszug aus dem Themenbereich Mobilität im Rahmen der Fragebogenaktion 
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Abbildung 81: Marktplatz 

 

 

Abbildung 82: Bahnhofstraße ist stark frequentiert 
durch Durchgangsverkehr 

 

 

Abbildung 83: Fuß- und Radweg entlang der Selz 

 

Abbildung 84: Historischer Ortskern 
 

 

Abbildung 85: Fußweg im Quartier 

 

Abbildung 86: Wohnstraße mit schmalen Fußwegen, 
teilweise zugeparkt 

 

Bestehende Verkehrsinfrastruktur und Mobilitätsangebote 
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Individualverkehr 

Ober-Ingelheim liegt südlich der neuen Stadtmitte und des Bahnhofes, der über mehrere Buslinien in 

wenigen Minuten erreicht wird. Die zentral durch das Untersuchungsgebiet führende Bahnhofstraße 

ist als Kreisstraße klassifiziert. Zwei Verbindungsstraßen führen von der Bahnhofstraße Richtung Wes-

ten über die Selz auf die Landesstraße L 428. Das Ortsteilzentrum von Ober-Ingelheim ist durch seine 

soziale und wirtschaftliche Funktion ein frequentierter Zielort. Um das Ortsteilzentrum und an weite-

ren vereinzelten Zielorten im Quartier befinden sich öffentliche Parkplätze (Abbildung 87). Die Park-

raumsituation ist dennoch angespannt. Aus der Befragung geht hervor, dass rund 65% der Befragten 

(200 absolut) der Meinung sind, dass zu viele PKW im öffentlichen Raum parken (Abbildung 87). Eine 

neue Tiefgarage ist derzeit im Zuge der Planungen der Präsident-Mohr-Schule mit 80 Stellplätzen an-

gedacht. Als Mehrwert dieser Planung soll im oberirdischen, öffentlichen Raum ein Quartiersplatz mit 

Erschließungsfunktion entstehen. 

Nahezu das gesamte Untersuchungsgebiet ist Tempo-30 Zone bzw. verkehrsberuhigter Bereich. Der 

Durchgangsverkehr durch den Ortskern, insbesondere in der Bahnhofstraße, und die teilweise engen 

Verkehrsräume werden im Verkehrskonzept als Defizite benannt.75 

Im Ortsteilkern befinden sich keine öffentlichen Ladepunkte für Elektroautos, aber es besitzen einige 

Gebäude private Wallboxen auf dem Grundstück (aus Befragung: 45 absolut), siehe hierzu Abbildung 

88. Das Gebäude-Elektromobilitätsinfrastruktur-Gesetz regelt die Ausstattung der neuen Tiefgarage 

der Präsident-Mohr Schule mit geeigneter Leitungsinfrastruktur und Ladesäulen. Es wird empfohlen, 

dass alle neugeplanten Parkplätze mittel- bis langfristig mit einem Ladepunkt ausgestattet werden 

können. Darüber hinaus hat die Stadt Ingelheim ein Elektromobilitätskonzept erarbeitet, aus dem her-

vor geht, dass die Eignung für Ladesäuleninfrastruktur (LSI) in weiten Teilen des Gebietes als hoch bis 

sehr hoch eingeschätzt wird. Konkrete Standorte für den Ausbau der LSI wurden im Rahmen des Kon-

zeptes geprüft und können der Abbildung 88 entnommen werden. 

 

 

75 (Stadtverwaltung Ingelheim am Rhein, 2022b) 
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Abbildung 87: Hauptverkehrswege, Zielorte und Parken 
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Abbildung 88: Ladesäuleninfrastruktur Bestand und Ausbaukonzept76 

 

CO2-Bilanz des MIV 

Zur Einordnung der CO2-Emissionen von Fahrzeugen, die dem Quartier zugehörig sind, wird eine Bilanz 

erstellt und anschließend ein Minderungspotenzial berechnet. Dabei werden statistische Werte gel-

tend für die Stadt Ingelheim am Rhein auf das Quartier heruntergebrochen. Während in Ingelheim am 

Rhein 23.938 Pkw bei 36.002 Einwohner*innen gemeldet sind, liegt die geschätzte Anzahl an Pkw im 

Quartier bei 4.240. Krafträder sind 3.255 in Ingelheim am Rhein gemeldet, entsprechend im Quartier 

380 Stück. Lkw und Zugmaschinen werden dem Quartier nicht zugeordnet, auch wenn diese Typen in 

der Stadt gemeldet sind. Die Pkw lassen sich noch unterscheiden in Verbrenner (Benzin, Diesel), Plug-

In-Hybride sowie rein elektrisch betriebene Fahrzeuge. 

Werden jährliche, durchschnittliche Fahrleistungen bei durchschnittlichen Verbräuchen über Fahr-

zeugklassen und innerörtlichem sowie Überlandverkehr hinweg zu Grunde gelegt, können folgende 

Emissionen berechnet werden. Um ein Potenzial auszuweisen, kann ein langfristig erwartbarer Wech-

sel hin zur Elektromobilität hinterlegt werden. Hier wird auf die Wechselbereitschaft aus der Fragebo-

genaktion zurückgegriffen, in der eine Tendenz zu der entsprechenden Verhaltensänderung erkennbar 

ist, s. Abbildung 80 für die Umfrageergebnisse. 

 

76 (‘Abschlussbericht_Elektromobilitätskonzept_Ingelheim.pdf’, no date) 
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Der erwartbare Zuwachs an Elektroautos führt zu einem gesteigerten Bedarf an öffentlichen Ladesäu-

len. Die EU empfiehlt eine öffentliche Ladesäule je 10 Elektroautos. Im Status quo würden somit neun 

Säulen benötigt. Im Szenario Verkehrswende schon 297 Stück. Im Elektromobilitätskonzept wird auf 

mögliche Standorte hingewiesen. U.a. in der neuen Tiefgarage der Präsident-Mohr Schule sollen Lade-

punkte installiert werden (Abbildung 88). 

Der überwiegende Anteil an Ladesäulen wird von den privaten Eigentümer*innen selbst aufgestellt 

werden müssen.  

  



 

 

Klima- und umweltgerechte Mobilität 

110 

Tabelle 10: CO2-Emissionen durch MIV 

 Status quo Verkehrswende 

 Anzahl Fahrzeuge 
Emissionen [CO2e 

t/a] 
Anzahl Fahrzeuge 

Emissionen [CO2e 
t/a] 

Pkw Benzin 2.477 6.810 741 2.037 

Pkw Diesel 1.629 5.826 488 1.743 

Pkw Elektrisch 91 12 2.968 402 

Pkw Plug-In-Hyb-
rid 43 

90 43 90 

Lkw 0 0 0 0 

Krafträder 380 76 380 76 

Summe 4.620 12.815 4.620 4.348 

 

 

 

Abbildung 89: CO2-Emissionen durch MIV 
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ÖPNV 

Wie in Abbildung 90 zu erkennen ist, erreicht man in dem gesamten Untersuchungsgebiet bis auf einen 

kleinen Teil im Nordwesten, eine Bushaltestelle in 300 Meter Entfernung77. Je nach Bushaltestelle füh-

ren die Buslinien zum Bahnhof von Ingelheim, zu den anderen Stadtteilen oder in die Region. Der Bahn-

hof von Ingelheim ist in maximal 10 Minuten mit dem Stadtbus erreichbar. Im Verkehrsentwicklungs-

plan ist vorgesehen, die Zugänglichkeit zum ÖPNV durch eine Verbesserung der Haltestelleninfrastruk-

tur zusätzlich zu verbessern. Erzielt werden soll ein vermehrter Umstieg vom motorisierten Individual-

verkehr hin zum ÖPNV. Aus der Befragung geht hervor, dass 68% der Befragten (absolut 220) den 

ÖPNV bisher nicht nutzen. Anreiz würde laut Befragung eine andere Preisgestaltung, Pünktlichkeit und 

eine bessere Taktung schaffen (Abbildung 80). Entlang der zentralen Bahnhofstraße, die im Süden als 

Neuer Weg weitergeführt wird, sollen laut Verkehrsentwicklungskonzept konzeptionelle Maßnahmen 

zur Beschleunigung des Busverkehrs geprüft werden. Der barrierefreie Ausbau ist ebenso vorgesehen 

wie die bedarfsgerechte Anpassung der Fahrzeuggrößen. Darüber hinaus soll der Linien- und Schulbus-

verkehr langfristig elektrisch betrieben werden.78 

Im Ortsteilzentrum von Ober-Ingelheim befindet sich ein Car-Sharing Punkt. Über die Nutzung des An-

gebots ist nichts bekannt. Die tarifliche Kooperation zwischen ÖPNV, Car-Sharing und Leihradsystem 

ist eine Maßnahme des Verkehrsentwicklungsplans und soll das Mobilitätsangebot stärken. 

 

 

77 Hinweis: 300 Meter ist in Fachliteratur eine gängige Distanz, die noch als fußläufig erreichbar beschrieben wird 

78 (‘Verkehrsentwicklungsplan 2040.pdf’, no date) 
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Abbildung 90: Fußläufige Erreichbarkeit Bushaltestellen (300 m) 

 

Fuß- und Radverkehr 

Durch das Untersuchungsgebiet Ober-Ingelheim führt die regionale Hiwwel-Radroute durch das Orts-

teilzentrum. Entlang der Selz führt am westlichen Rand des Quartiers der Selztalradweg. Eine Stärkung 

des Radverkehrs durch die Ertüchtigung und Verbesserung der Radwege und durch ein erhöhtes An-

gebot an Radabstellanlagen, sowie weitere flankierende Maßnahmen ist im Verkehrsentwicklungsplan 

formuliert. Insbesondere entlang der Bahnhofstraße wird die fehlende Sicherheit für Radfahrer*innen 

bemängelt. Darüber hinaus soll ein separater Radweg am Neuen Weg zwischen Ober-Ingelheim und 

der L 428 hergestellt werden.  

Da Ober-Ingelheim einen intakten Ortsteilkern hat und landschaftlich direkt an das Selztal und die 

Weinberge angebunden ist, zudem mit der Burgkirche ein beliebtes Ausflugsziel bietet und nicht weit 

entfernt von der neuen Stadtmitte und dem Bahnhof liegt, ist davon auszugehen, dass der Fußverkehr 

eine große Rolle im Quartier spielt. Gehwege und separierte Fußwege sind im Quartier vorhanden. 

Insbesondere entlang der Selz auch mit Sitzgelegenheiten ausgestattet. Innerhalb des Ortsteilkerns ist 

der Straßenraum teils beengt und durch parkende Autos sind auch die Gehwege verschmälert. Der 

Fußverkehr muss sich hier meist dem MIV unterordnen. Im Verkehrsentwicklungsplan ist vorgesehen, 

gesicherte Querungshilfen entlang der Bahnhofstraße einzurichten. Durch die Neuplanung der Präsi-

dent-Mohr-Schule und die Verlegung der Parkplätze in der Hammergasse in eine Tiefgarage sollen 

neue Aufenthaltsqualitäten im öffentlichen Raum geschaffen werden. Der barrierefreie Ausbau der 
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Bushaltestellen ist eine wichtige Maßnahme, um die Fußgängerfreundlichkeit für alle Zielgruppen zu 

erhöhen und wird von der Stadt Ingelheim bereits angegangen. 

 
Abbildung 91: Radverkehr und Defizite  

7.3 Handlungsfelder und Potenziale 

Die Mobilitätswende soll den Umstieg auf umweltfreundliche Fortbewegungsmittel attraktiver ma-

chen und den Anteil des MIV im Quartier langfristig minimieren. Dafür sind bereits einige Maßnahmen 

im Verkehrsentwicklungsplan vorgesehen, die es hier zu unterstreichen gilt. Aufgrund der teils engen 

Straßenräume ist genau zu planen, wie alle Verkehrsteilnehmenden konfliktarm koexistieren können. 

Es sollte eine klare Orientierung im Quartier geben, auf welchen Straßen das Auto, der Bus, der Rad-

fahrende oder der zu Fußgehende Vorrang hat oder an welchen Stellen ein sogenannter Shared space, 

also ein Mischverkehr, die Rücksichtnahme aller Verkehrsteilnehmenden bedarf. Die Bahnhofstraße, 

die Alte Straße und Am Mühlborn sind aufgrund Ihrer Kategorisierung als Kreisstraße, bzw. als Zubrin-

ger der Bundesstraße für PKW und Busse wichtige Verbindungen. Gleichzeitig werden diese Straßen, 

insbesondere die Bahnhofstraße, auch von Fahrradfahrenden genutzt. Umso wichtiger ist es durch 

eine gute Verkehrsregelung die Sicherheit für diese zu erhöhen. Zudem sollte in anderen Straßen ein 

gezielter Ausgleich geschaffen und dem Rad- und Fußverkehr Vorrang gegeben werden. Die Hammer-

gasse verbindet den Ortsteilkern mit dem Selztalradweg und führt außerdem an der Präsident-Mohr 

Schule entlang. Es wird vorgeschlagen, diese Straße als sogenannte Klimastraße umzugestalten. Vor-

rang erhalten durch einen breiten Radweg oder die Ausweisung einer Fahrradstraße Radfahrende. Ggf. 

sollte hier langfristig nur noch Anwohnenden Verkehr und Erschließungsverkehr zur Tiefgarage ge-
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währt werden. Durch die Entschleunigung des Verkehrs wird die Verbindung auch für Fußgänger*in-

nen attraktiver. Eine Umgestaltung des öffentlichen Raumes und eine Minimierung der Parkplatzflä-

chen tragen zur Aufenthaltsqualität bei. Durch den neu gewonnen Platz können Bäume und Sitzgele-

genheiten entlang der Straße installiert werden. Sollten die Pläne des Nahwärmenetzes konkretisiert 

werden, ergibt sich bei der Straßenumgestaltung ein Synergieeffekt mit den Bodenarbeiten der Netz-

verlegung. 

Der Ortskern von Ober-Ingelheim ist gekennzeichnet durch eine dichte Bebauung, die wiederum eine 

gute Fußläufigkeit ermöglicht. Dies sollte weiter gefördert werden, indem die öffentlichen Plätze Auf-

enthaltsqualitäten bieten und sicher erreicht werden können. Der Marktplatz ist ein Schlüsselort im 

Quartier. Jedoch durch seine Lage an der stark frequentierten Bahnhofstraße auch wenig einladend 

zum Verweilen. Eine Verkehrsberuhigung an dieser Stelle soll die Qualitäten erhöhen. Darüber hinaus 

ist das Thema Barrierefreiheit ein wichtiges, welches es im Ortskern zu bewerkstelligen gilt. Es sollte 

geprüft werden, an welchen Stellen der Bodenbelag, Steigungen oder Bordsteine diese einschränken 

und wo gezielt Verbesserungen herbeigeführt werden können. 

Das Selztal und der Selztal-Radweg erfüllen eine wichtige Funktion für die überörtliche Verbindung des 

Stadtteils. Sollten sich die Pläne des Neubaugebietes „Grießmühle“ konkretisieren ist auch die Fuß- 

und Radverbindung von West nach Ost über die Selz durch ergänzende Brücken zu verbessern, sodass 

die Quartiere zusammenwachsen können.  

Es ist davon auszugehen, dass die Elektromobilität durch E-PKW zukünftig im privaten Sektor zuneh-

men wird. Für Ingelheim wird davon ausgegangen, dass bis 2035 der Anteil der E-PKW auf 44% an dem 

gesamten Fahrzeugbestand ansteigen wird. Noch besteht im Stadtgebiet von Ingelheim jedoch nur 

eine geringe öffentliche LSI. Im Elektromobilitätskonzept von 2021 wird darauf hingewiesen, dass ins-

besondere der Ausbau der privaten Ladeinfrastruktur in Wohngebieten fokussiert werden soll, da 

durch den hohen Anteil an Einfamilienhäusern die Möglichkeiten von privaten Wallboxen gegeben ist. 

Die öffentliche Ladeinfrastruktur soll aber ebenfalls da gezielt ausgebaut werden, wo es weniger pri-

vate Stellplätze gibt. Für das Untersuchungsgebiet Ober-Ingelheim lässt sich diesbezüglich feststellen, 

dass es einen Anteil von 83% EFH, DH, RH gibt, viele Grundstücke sind aber aufgrund der dichten his-

torischen Bebauung beengt. Nicht außer Acht zu lassen ist der zusätzliche Strombedarf, der mit der 

Elektrifizierung des Individualverkehrs einher geht. Dieser wird für Ingelheim auf 14 460 MWh im Jahr 

2030 geschätzt (‘Abschlussbericht Elektromobilitätsbericht Ingelheim’, 2021).  

 

8 Klimaanpassung und Ökologie 

Die Folgen des Klimawandels sind bereits irreversibel und erfordern die Integration von ortsspezifi-

schen Klimaanpassungsmaßnahmen, um die Resilienz unserer Städte und Gemeinden zu erhöhen, Vor-

sorge für die Folgen des Klimawandels zu treffen und so die Lebensqualität der Bevölkerung zu bewah-

ren. Mit dem Beschluss des Klimaanpassungsgesetz am 16.11.2023 ist nun auch ein gesetzlicher Rah-

men für die Klimaanpassung auf allen Verwaltungsebenen gegeben.  

In Rheinland-Pfalz unterstützt aktuell das Kompetenzzentrum für Klimawandelfolgen Kommunen bei 

Fragen zur Klimaanpassung. So können und müssen Kommunen heute aktiv werden bei der Klimaan-

passung. Durch informelle Planungsinstrumente, wie eigene Klimaanpassungskonzepte, Risikoanaly-

sen oder Hitzeaktionspläne schaffen Kommunen eine Planungsgrundlage. Hier ist die Stadt Ingelheim 
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Vorbild und hat bereits ein Teilkonzept „Anpassung an die Folgen des Klimawandels“ erarbeitet. Hand-

lungsspielräume für eine Integration von Klimaanpassungsmaßnahmen bei der formellen Planung von 

Gebäuden, Stadträumen und Freiräumen bietet auch das Baugesetzbuch. Durch Festsetzungen in Bau-

leitplänen oder verbindlichen Vereinbarungen in Städtebaulichen Verträgen können die Voraussetzun-

gen für Klimaanpassungsmaßnahmen geschaffen werden. Um die bestehenden Instrumente möglichst 

gut einsetzen zu können, bedarf es zunächst einem Verständnis der Betroffenheit und der Identifizie-

rung lokaler Gefahren und Risiken. Bei der Umsetzung müssen die Kommunen selbstbewusst eigene 

Standards definieren, denn in vielen Punkten sind die bestehenden Regelwerke noch nicht auf die 

neusten Erkenntnisse aus Wissenschaft und Praxis abgestimmt.79 Es ist zu erwarten, dass die Anforde-

rungen und die Verbindlichkeit an die Klimaanpassung für Kommunen mit dem neuen Klimaanpas-

sungsgesetz zunehmen werden.  

 

8.1 Methodik  

Jedes Quartier hat andere Ausgangsbedingungen. Die Örtlichkeit spielt eine große Rolle, welche Her-

ausforderungen und Potenziale vorliegen, um passgenaue Maßnahmen vorzuschlagen. Für die Be-

standsaufnahme und Analyse wird eine Kombination aus qualitativen und quantitativen Methoden 

angewendet. Durch die Fragebogenaktion und eigene Vor-Ort Begehungen nehmen wir Eindrücke und 

Hinweise vor Ort und aus der Bevölkerung auf. So bekommen wir einen ersten guten Eindruck zur 

Zufriedenheit der Bevölkerung mit der IST-Situation. Durch die eigenen Vor-Ort Begehungen schauen 

wir genau hin und können durch unsere Expertise eine Einschätzung zu vorherrschenden Problemen 

und Potenzialen geben. Ergänzt werden diese Eindrücke durch datengestützte Analysen, die wir mit-

tels unserem Geoinformationssystem durchführen. Hier verschaffen wir uns einen genauen Überblick 

zu den vorhandenen Grünflächen, der Erreichbarkeit und Verteilung im Quartier und berechnen auf 

Baublockebene den Versiegelungsgrad. Dadurch können wir Aussagen generieren, die es uns ermögli-

chen das Quartier räumlich differenziert zu betrachten und quantitative Werte miteinander zu verglei-

chen. Die Überlagerung der Informationen ermöglicht es uns dann differenzierte Maßnahmen vorzu-

schlagen. 

 

8.2 Bestandsaufnahme 

Befragungsergebnisse 

Insgesamt haben 326 Haushalte an der Befragung teilgenommen. Die Ergebnisse werden in Abbildung 

92 dargestellt. N=326 

 

 

79 (Dr. Carlo W. Becker, 2019) 
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Abbildung 92: Auszug aus den Befragungsergebnissen "Klimaanpassung" 

 

Begehungsbilder 

Abbildung 93: Separierung von privaten und öffent-
lichen Flächen 

Abbildung 94: Freifläche im Quartier 
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Abbildung 96: Landschaftliche Bezüge Weinberg Abbildung 95: Grünes Wohnumfeld 

Abbildung 97: Öffentliche begrünte Fläche 
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Umweltentlastung und Grünqualitäten 

Die Grüne Infrastruktur eines Quartieres setzt sich zusammen aus den öffentlichen Grünanlagen, dem 

Baumbestand und den privaten Grünflächen und Gärten. Beides hat für den Arten- und Naturschutz, 

sowie für die Umweltqualität und das Mikroklima eine hohe Bedeutung. Es macht Sinn, auch die Rand-

bereiche über die Quartiersgrenze hinaus mit in die Analyse einzubeziehen, da die Quartiersgrenze in 

der Lebenswirklichkeit und den klimatischen Zusammenhängen nicht existiert und die Grünvernetzung 

eine wichtige Komponente für die Freiraum- und Erholungsqualität ist.  

Um eine Klimawirksamkeit zu entwickeln, spielen die Größe der Grünfläche, die Beschaffenheit, die 

Pflege und der städtebauliche Kontext eine Rolle. Um zur Produktion von Kaltluft bei Nacht beizutra-

gen, müssen Grünflächen eine gewisse Größe haben (Richtwert > 2 ha). Des Weiteren wird die Durch-

lüftung des Quartiers nur gewährleistet, wenn die Zirkulation zwischen den Gebäuden möglich ist80. 

Wenn der Boden und die Bepflanzung so angelegt sind, dass sie Wasser aufnehmen, speichern und 

wieder abgeben können, dann profitiert die Umgebung von der Verdunstungskühle am Tag. Bäume 

leisten durch ihre Verschattungsleistung und die Verdunstung über die Blätter einen wichtigen Beitrag 

zum Stadtklima. 

Für Ober-Ingelheim haben insbesondere die grünen Ränder, mit dem Selztal im Westen und den Wein-

bergen im Osten, eine hohe Bedeutung. Das Selztal bildet eine wichtige Frischluftschneise, von der aus 

kalte Luft in das Quartier strömt. Ebenso wird die Durchlüftung durch die Weinberghänge gewährleis-

tet. Hierbei ist zu beachten, dass der Wirkbereich der Frischluftschneise in den Siedlungsbereich räum-

lich begrenzt ist (Richtwert rund 400 m-Radius). Daher ist die Grüne Infrastruktur innerhalb des Quar-

tiers besonders wichtig. Innerhalb des Quartiers gibt es jedoch wenige großflächige, öffentliche Grün-

räume. Vereinzelt werden Straßenrandbereiche extensiv begrünt, großkronige Bäume befinden sich 

an einigen Stellen im Quartier und die Spielplätze bieten eine Freizeit- und Erholungsfunktion. Deutlich 

wird die Grünqualität des Quartiers erst, wenn man sich auch die privaten Flächen anschaut (Abbildung 

98). Hier ist festzustellen, dass die Innenbereiche der Baublöcke teilweise durch Gärten üppig begrünt 

sind und alten Baumbestand aufweisen. Die Karte zum Versiegelungsgrad (Abbildung 100) zeigt auf, 

dass die am stärksten entsiegelten Bereiche im Osten und Süden des Quartiers liegen, da hier die Gär-

ten großzügig angelegt sind. Der Ortsteilkern jedoch ist stark versiegelt und dicht bebaut mit wenig 

Grün und Erholungsfunktion.  

 

80 (Felkner, Hollweg and Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung, 2023) 
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Abbildung 98: Öffentliche und private Grünflächen 

 

Umweltbelastung und Versiegelung 

Das Projekt KlimPaxIng, eine umfangreiche Untersuchung der Klimatischen Gegebenheiten in Ingel-

heim, legt dar, dass es in Ober-Ingelheim vor allem im dichten Ortsteilkern zu einer erhöhten Hitzebe-

lastung kommt. Aufgrund der dichten Bebauung und den engen Gassen ist hier der Versiegelungsgrad 

im Vergleich zu den umliegenden Wohngebieten hoch (Abbildung 100). Der Versiegelungsgrad ist ein 

Indikator für eine mögliche Hitzebelastung in den Sommermonaten, da es wenige Grün- und Freiflä-

chen gibt, die Entlastung und Abkühlung schaffen. Die solare Einstrahlung erhitzt die Baumaterialien 

Asphalt, Stein und Beton, die wiederum die Wärme an die Umgebung abstrahlen und diese kühlen sich 

auch über Nacht weniger schnell ab. So entsteht der sogenannte Hitzeinseleffekt. Lokal deutlich hö-

here Temperaturen als in umliegenden Gebieten sind die Folge.81 Entlastung können Grünflächen, 

Windaustausch, Durchlüftung und Verschattung durch Baumbestand bringen. Grünflächen und Bäume 

geben an heißen Tagen die gespeicherte Feuchtigkeit ab und sorgen so für eine Kühlung der unmittel-

baren Umgebung. In dem besonders kritischen Bereich innerhalb der ehemaligen Ortsmauer, sowie in 

Teilen der Bahnhofstraße bringen private Gärten und grüne Innenhöfe eine Entlastung. Innerhalb des 

Quartiers fehlen, aufgrund der dichten städtebaulichen Struktur größere Grünstrukturen, die der Er-

 

81 Vgl. u.a. https://www.umweltbundesamt.de/presse/pressemitteilungen/hitze-in-der-innenstadt-mehr-bae-
ume-schatten-noetig 
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holung und Freizeit dienen können. Daher ist es hier wichtig zu prüfen, wie die fußläufige Erreichbar-

keit von größeren zusammenhängenden Grünräumen in der Umgebung gegeben ist, um die Erreich-

barkeit gezielt zu verbessern. Naheliegende Grünstrukturen sind das Selztal, die Grünanlage rund um 

die Burgkirche und die Weinberge, auch der städtische Friedhof kann als Entlastungsfläche für das 

Quartier einbezogen werden. In Abbildung 65 ist erkennbar, dass der zentrale und nördliche Bereich 

des Quartiers eine weniger gute fußläufiger Erreichbarkeit besitzen. 

 

Zu den Folgen des Klimawandels kann das vermehrte Auftreten von Extremwetterereignissen gezählt 

werden. Starkregenereignisse können verheerende Folgen haben. Es ist daher wichtig, sich die topo-

grafischen Ausgangsbedingungen des Quartiers anzuschauen, um mögliche Sturzfluten vorherzusagen. 

Das Land Rheinland-Pfalz stellt flächendeckend für das Landesgebiet eine Sturzflutengefahrenkarte zur 

Verfügung, in der Aussagen über die Wasserabflussmenge, die Geschwindigkeit und die Fließwege auf-

gelöst nach Stunde aufgezeigt werden. Da die Topografie innerhalb des Untersuchungsgebietes von 

den Weinbergen im Osten Richtung Selz im Westen abnimmt, ist in diese Richtung auch die Sturzflut-

gefahr. Es wird dargestellt, dass insbesondere der Ortskern und Bereiche rund um die Selztalstraße 

gefährdet sind. Hier ist insbesondere darauf zu achten, Vorsorgemaßnahmen zu treffen. Dazu gehören 

die Entsiegelung von Flächen, das Anlegen von Abflussrinnen oder Versickerungsgräben und das Vor-

behalten von größeren Retentionsbecken.  

Abbildung 99: Erreichbarkeit Grünflächen/ Zugang zu Naherholungsbereichen 
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Abbildung 100: Versiegelungsgrad 

8.3 Handlungsfelder und Potenziale 

Die ortsspezifischen Ausgangsbedingungen und die Bestandsaufnahme und -analyse zu lokalen Um-

weltent- und -belastungen im Untersuchungsgebiet verdeutlichen einige Handlungsfelder und Poten-

ziale, die zu spezifischen Maßnahmen ausgearbeitet werden. Handlungsbedarf bei der Klimaanpas-

sung gibt es in allen Kommunen in Deutschland und so gibt es hier auch bereits eine Reihe an Literatur 

und Empfehlungen, um insbesondere den Herausforderungen Hitze, Überflutung, Dürre und Arten-

sterben auf kommunaler Ebene zu begegnen. 

Diese allgemein gültigen Empfehlungen gilt es nun für das Quartier Ober-Ingelheim zu spezifizieren, 

um eine möglichst umsetzungsorientierte Hilfestellung für die kommunale Planung zu geben. 

Die Empfehlungen für das Quartier Ober-Ingelheim wurden in einem Konzeptplan zusammengefasst 

dargestellt. Dieser verdeutlicht, wo im Quartier welche Schwerpunkte bei der Planung gesetzt werden 

können (Abbildung 101).  

Grundsätzlich lässt sich in Ober-Ingelheim feststellen, dass die Ränder des Quartiers durch die Wein-

berge, das Selztal und die angrenzenden Felder eine hohe Naherholungsqualität haben und dort Um-

weltbelastungen eine weniger große Rolle spielen. Der zentrale Ortskern des Quartiers und auch die 

nördlichen Bereiche in Richtung Stadtzentrum sind dichter bebaut und weisen eine höhere Umwelt-

belastung auf. Es gilt, die Ausgangsbedingungen so zu verbessern, dass die positive Wirkung der „grü-

nen Ränder“ bis zum dichten Ortskern vordringen kann. Dies kann durch die Qualifizierung kleinerer 

Freiflächen innerhalb des Quartiers durch geeignete Begrünungsmaßnahmen geschehen. Auch eine 
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Verkehrsberuhigung an ausgewählten Stellen, Verschattungsmaßnahmen und Fassadenbegrünung 

können einen Einfluss auf die Erholung und Gesundheit der Bewohnerschaft nehmen. Aufgrund der 

dichten Bebauung könnte ein Ansatz in Ober-Ingelheim die Qualifizierung einzelner Straßen zu „Klima-

straßen“, also linearen Grünräumen, sein. Konkret wird vorgeschlagen die Hammergasse umzugestal-

ten. Hierbei steht neben der Verkehrsverlagerung (siehe auch Kapitel 7) die Blau-Grüne-Infrastruktur 

im Vordergrund. Breite Grünstreifen als Versickerungsmulden, Baumpflanzungen mit ausreichendem 

Wurzelraum, Sitzgelegenheiten oder intervenierende Spielgeräte sollen die ökologische und Nutzungs-

qualität erhöhen. Darüber hinaus soll insbesondere für den alten Ortskern und im Einklang mit dem 

Denkmalschutz geprüft werden, welche weiteren Begrünungsmaßnahmen möglich sind. Beispiels-

weise Entsiegelung von Parkplätzen, Baumpflanzungen, Blühstreifen, etc. So entsteht ein kleinteiliges, 

grünes Netz. 

Qualifizierungen von Straßenräumen und Entsiegelung von Flächen sind sinnvoll, auch für die Entwick-

lung einer wassersensiblen Stadt. Dies ist insbesondere vor dem Hintergrund der Starkregenrisikoana-

lyse empfehlenswert. Es werden Bereiche in Ober Ingelheim identifiziert, wo die Überschwemmungs-

gefahr höher ist als in anderen Bereichen. Dies betrifft die tiefergelegenen Bereiche im Westen des 

Quartiers, sowie Abflusswege von den Weinbergen Richtung Selz. Auch Information und frühzeitige 

Warnung der Bevölkerung ist besonders in diesen Bereichen wichtig. 

Die privaten Gärten und Grundstücke wurden bereits bei der Bestandsanalyse als Potenzial erkannt. 

Durch Anreize zur naturnahen Gartengestaltung und lokalen Regenwasserbewirtschaftung, sowie 

Dach- und Fassadenbegrünung kann das private Grün noch mehr zur Klimaanpassung des Quartiers, 

der Ökologie und Artenvielfalt beitragen. Auch Blühpatenschaften sind eine Möglichkeit die Bewoh-

nerschaft für mehr Natur und Ökologie im Quartier zu gewinnen. Die Stadt und die gemeinwohlorien-

tierten Einrichtungen sollten als gutes Vorbild vorausgehen und geeignete Maßnahmen umsetzen, so 

wie es beispielsweise bei der Kita St. Michael bereits geschehen ist.  

Bei Neuplanungen, insbesondere bei der konkreten Bauleitplanung der „Grießmühle“ und der „Wil-

helm-Leuschner-Straße“ sollte ein besonderes Augenmerk auf die Klimaanpassung gelegt werden. 
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Abbildung 101: Konzeptplan Klima und Mobilität 
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9 Akteursbeteiligung 

Im Rahmen der Konzepterstellung waren der Bürgermeister, die relevanten Fachbereiche sowie Fach-

abteilungen der Verwaltung Ingelheim, die Mitarbeitenden der KlimaWerkstatt Ingelheim und die Bür-

gerschaft aktiv eingebunden.  

Der Austausch mit den aufgeführten Akteuren ist aufgrund ihrer Erfahrungen und Ortskenntnisse un-

entbehrlich für die Erstellung des Konzepts. Ebenso ist ihre Einbindung von signifikanter Bedeutung für 

die nun anstehende Umsetzung der Maßnahmen. 

Die Akteursbeteiligung umfasste mehrere virtuelle Sitzungen, Telefonate/E-Mail-Verkehr und eine Fra-

gebogenaktion einschließlich der Gebäudesteckbriefe sowie Vor-Ort-Veranstaltungen.  

Zu Beginn des Projekts fand eine Auftaktveranstaltung für Bürger*innen statt. Ziel war es, zum Zweck 

eines Quartierskonzepts zu informieren und Fragen zu beantworten. 

Beim Themenabend „Gebäude und Energie“ ging es vorrangig um die Informationsweitergabe an an-

wesende Bürger*innen zu nachhaltigen Heiztechnologien und Förderinformationen für Heizungen und 

Sanierungen. Die Bürger*innen hatten die Möglichkeit konkrete Fragen im Gespräch mit der EnergyEf-

fizienz an Thementischen zu stellen.  

Beim 2. Workshop zum Thema „Klimaanpassung und Mobilität“ war das Vor-Ort Wissen der Bürger*in-

nen gefragt. In einem dialogorientierten Workshopformat zu den Themen Klimaanpassung, Grün-

räume und Mobilität wurden Stärken und Schwächen in einer Karte verortet. Anschließend wurden 

gemeinsam Ziele und Ideen für die Verbesserung erarbeitet. Dies dient als Grundlage für die Erarbei-

tung der Maßnahmen. 

Die Abschlussveranstaltung bereitete Ergebnisse des Quartierskonzeptes für die Bürgerschaft auf und 

setzte einen Ausblick auf die Umsetzungsphase sowie die kommunale Wärmeplanung. Außerdem 

konnten Eigentümer*innen, die an der Fragebogenaktion teilgenommen hatten, ihren Gebäudesteck-

brief mit energetischen Berechnungen zur Fortführung des Status quo sowie Variantenbeschreibungen 

für eine ökonomische und ökologischere Ausrichtung des Gebäudes, in Empfang nehmen.  
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Tabelle 11: Vor-Ort-Termine/Video-Calls/Telefonkonferenzen 

DATUM  INHALT TEILNEHMER/INNEN DER VERANSTALTUNG 

03.05.2023 Auftaktgespräch Umwelt- und Grünflächenamt, EnergyEffizienz 

22.05.2023 
Steuerungs- 

gespräch  
Umwelt- und Grünflächenamt, Amt für Bauen und Planen, 
Wohnungsbaugesellschaft Ingelheim (WBI), EnergyEffizienz 

05.07.2023 
Auftaktveran-

staltung 
Öffentliche Veranstaltung mit EnergyEffizienz, Beigeordnete 
Dr. Döll, Umwelt- und Grünflächenamt 

Aug/Sep 2023 Begehung EnergyEffizienz 

27.10.2023 
Steuerungs- 

gespräch 
Umwelt- und Grünflächenamt, EnergyEffizienz 

08.11.2023 
Steuerungs- 

gespräch Kalte 
Nahwärme 

Umwelt- und Grünflächenamt, Rheinhessische, EnergyEffizi-
enz 

17.11.2023 1. Workshop 
Öffentliche Veranstaltung mit EnergyEffizienz, Beigeordnete 
Dr. Döll, Umwelt- und Grünflächenamt 

29.01.2024 
Steuerungs- 

gespräch 
Umwelt- und Grünflächenamt, EnergyEffizienz 

14.03.2024 
Steuerungsge-

spräch 
Umwelt- und Grünflächenamt, Rheinhessische, EnergyEffizi-
enz 

21.03.2024 2. Workshop 
Öffentliche Veranstaltung mit EnergyEffizienz, Beigeordnete 
Dr. Döll, Umwelt- und Grünflächenamt 

19.04.2024 
Steuerungs-ge-

spräch 
Umwelt- und Grünflächenamt, EnergyEffizienz 

25.04.2024 
Abschlussveran-

staltung 
Öffentliche Veranstaltung mit EnergyEffizienz, Beigeordnete 
Dr. Döll, Umwelt- und Grünflächenamt 
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Abbildung 102: Auftaktveranstaltung 

 
Abbildung 103: 1. Workshop 

 

 
Abbildung 104: Stellwand 2. Workshop 

 
Abbildung 105: 2. Workshop 

 

 
 

 

 
Abbildung 106: Abschlussveranstaltung          Abbildung 107: Abschlussveranstaltung 

  



 

 

Leitbild und Zielsetzung 

128 

10 Leitbild und Zielsetzung 

Mit dem Leitbild 2035 steckt sich die Stadt Ingelheim am Rhein ambitionierte Ziele, die unter folgen-

der Überschrift zusammengefasst werden: 

Ingelheim – Gemeinsam entwickeln, Vielfalt leben,  

nachhaltig handeln und bezahlbar wohnen 

Folgende Leitsätze werden u.a. im Leitbild genannt und sind besonders Grundlage für das vorliegende 

integrierte, energetische Quartierskonzept: 

• Handlungsfeld Wohnen, Bauen und Energie 

o Wir setzen den Auswirkungen des Klimawandels stadtplanerische Lösungen entgegen, 

um gesunde Wohnverhältnisse auch in Zukunft zu gewährleisten.  

o Wir setzen auf nachhaltige Bauweise, Sanierung und alternative Energieformen zur 

Klimawandelanpassung 

• Handlungsfeld Verkehr und Mobilität 

o Bei der Gestaltung von Verkehrswegen investieren wir in die Bedürfnisse unterschied-

licher Nutzergruppen, damit alle Menschen sicher in Ingelheim und zwischen allen 

Stadtteilen unterwegs sein können. Weiterhin soll eine gute Anbindung an den ÖPNV 

in der Region erfolgen.  

o Wir stärken den Rad- und Fußverkehr sowie den ÖPNV.  

o Wir vernetzen uns, um nachhaltige und emissionsarme Mobilität überregional zu för-

dern und umzusetzen.  

o Wir nutzen planerische und verkehrsrechtliche Instrumente zur Beruhigung, Vermin-

derung und Lenkung des motorisierten Verkehrs, unter Berücksichtigung der Bedürf-

nisse des ÖPNVs, um Belastungen so gering wie möglich zu halten und gerecht zu ver-

teilen. Dabei erhalten wir die gute Erreichbarkeit aller Stadtteile. 

• Handlungsfeld Klimaschutz, Stadtgrün und Landschaft 

o Wir werden bis spätestens 2040 CO2 -neutral und klimaresilient sein.  

o Wir streben einen sparsamen und verantwortungsvollen Umgang mit Ressourcen aller 

Art an. Wir setzen den Auswirkungen des Klimawandels wirksame Lösungen entgegen, 

um den Auswirkungen von Hitzestress, Starkregenereignissen und langanhaltender 

Trockenheit gewappnet zu sein.  

o Wir nutzen die Expertise von Verwaltung, wissenschaftlicher Begleitung und Anwoh-

nerinnen und Anwohnern, um Grünflächen in und um Ingelheim zu erhalten, zu erwei-

tern und zu vernetzen.  

o Wir sorgen für ausreichende Naherholungsangebote als wichtigen Baustein eines ge-

sunden und attraktiven Stadtlebens.  

o Wir erhalten und schützen unsere Kultur- und Naturlandschaft. 

Der Klimaschutz bekommt besondere Aufmerksamkeit durch das Klimaschutzkonzept, das bereits 

2012 erstellt wurde. Darüber hinaus befindet sich der Flächennutzungsplan derzeit in der Fortschrei-

bung und wird die Zielsetzungen des Leitbildes durch räumliche Aussagen stärken. Das Klimaanpas-

sungskonzept mit der Klimafunktionskarte gibt außerdem wichtige Planungshinweise. 
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Das vorliegende Quartierskonzept für Ober-Ingelheim soll dabei helfen, die Zielsetzungen zu erreichen 

und konkrete Maßnahmen lokal umzusetzen. Die im Rahmen der Bestandsanalyse und den quartiers-

weiten Optimierungsberechnungen resultierenden Handlungsoptionen zeigen, dass die einzelnen Ziel-

setzungen erreichbar sind und sich nicht gegenseitig ausschließen oder behindern. Die Umsetzung der 

im folgenden Kapitel beschriebenen Maßnahmen sollen die Zielsetzungen erfüllen und damit das Leit-

bild tragen. 
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11 Energetischer und städtebaulicher Maßnahmenkatalog und Um-

setzungsplan 

Im folgenden Kapitel wird auf Basis der Potenzialanalyse und der in Steuerungsgesprächen und der 

Workshops erarbeiteten Ergebnisse ein zielgruppenspezifischer und umsetzungsorientierter Maßnah-

menkatalog entwickelt. Anschließend werden die Maßnahmen in einer Übersicht zusammengefasst, 

Umsetzungshindernisse und Ansätze zu deren Überwindung beschrieben sowie ein Umsetzungszeit-

plan dargestellt. 

11.1 Maßnahmenkatalog 

Der Maßnahmenkatalog ist in fünf Handlungsfelder unterteilt. Die Maßnahmen des Katalogs werden 

in Form von Steckbriefen detailliert dargestellt. Er basiert insbesondere auf den Erkenntnissen der Po-

tenzialanalyse und der Akteursbeteiligung. 

 
In den nachfolgend dargestellten Steckbriefen werden die Maßnahmen hinsichtlich der anfallenden 

Kosten, dem benötigten Personalaufwand sowie weiteren Kriterien beschrieben und bewertet. Die 

qualitative und quantitative Einordnung in verschiedene Stufen ist in  

Tabelle 1 dargestellt. Die Ausgaben beziehen sich auf die für die Kommune anfallenden Kosten, um die 

Maßnahme umzusetzen. Förderungen, die für die Umsetzung beantragt werden können, wurden bei 

der Darstellung bereits kostenmindernd berücksichtigt. Dabei gilt es, zu beachten, dass sich Förder-

programme stets ändern können und somit keine Garantie darstellen. Die zu erzielenden Gewinne, 

beispielsweise aufgrund von Einsparungen, wurden nicht eingerechnet. Der Personalbedarf beschreibt 

die Arbeitstage der Verwaltung. Für die Priorisierung der Maßnahmen wurden neben den Ausgaben 

und dem anfallenden Personalaufwand auch die Klimaschutzwirkung sowie die regionale Wertschöp-

fung berücksichtigt. Zusätzlich flossen auch kategoriespezifische Kriterien, wie z.B. die Reichweite oder 

die Klimaanpassungswirkung, mit ein. Es wurden jeweils die Maßnahmen einer Kategorie vergleichend 

priorisiert, sodass nicht von einer Vergleichbarkeit zwischen Maßnahmen verschiedener Kategorien 

ausgegangen werden kann. 
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Tabelle 1: Legende 

Ausgaben 

keine niedrig mittel hoch 

keine Kosten < 20.000 Euro 20.000 – 50.000 Euro > 50.000 Euro 

 

Personalaufwand 

keiner niedrig mittel hoch 

kein Personalaufwand  1-20 AT 21-40 AT > 40 

 

Klimaschutzwirkung 

indirekt: niedrig indirekt: mittel indirekt: hoch 

Erreichung von Personengruppen 
zu Themen mit eher geringem 
Emissionsreduktionspotenzial 

Erreichung von Personengruppen 
zu Themen mit erhöhtem Emissi-
onsreduktionspotenzial (bspw. 
Sanierungen) 

Erreichung von Personengruppen 
zu Themen mit sehr hohem Emissi-
onsreduktionspotenzial (bspw. PV-
Installationen, nachhaltige 
Heiztechnologien) 

 

Direkte Klimaschutzwirkung: Maßnahmen, die einen direkten Einfluss auf die verursachten Emissionen aus-
üben (z.B. Sanierungsmaßnahmen, PV-Ausbau etc.) 

direkt, niedrig direkt, mittel direkt, hoch 

Einzelmaßnahmen, z.B. Sanierung 
kommunaler Gebäude 

Umsetzung von Maßnahmen mit 
mittlerem Emissionsreduktions-
potenzial (abhängig von Verbrau-
chergruppe und Höhe von Einspa-
rungseffekten) 

Umsetzung von Maßnahmen mit 
sehr hohem Emissionsreduktions-
potenzial (z.B. PV und Windkraft) in 
großem Stil 

 

Regionale Wertschöpfung 

keine niedrig mittel hoch 

Keine Wertschöpfungs-
effekte 

Einzelfälle an regiona-
ler Wertschöpfung  
(z.B. Unterstützung 
ökologischer Initiati-
ven) 

Regionale Wertschöpfung 
in größerem Stil (z.B. Wirt-
schaftsförderung für nach-
haltige Unternehmen) 

Vergleichsweise viele 
Möglichkeiten intensiver 
regionaler Wertschöp-
fung 
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Organisation und Strukturelles  

Erstellung und Umsetzung der Kommunalen Wärmeplanung unter Berücksichtigung des Quartiers-
konzeptes 

Steuerungsgruppe (inkl. relevanter Stadtentwicklung) 

Runder Tisch aktiver Akteure 

Monitoring & Controlling 

 

Gebäude und Energieversorgung 

Realisierung Wärmenetz(e) 

Photovoltaik-Offensive „Contracting-Modelle“ 

Kampagne: Nutzung von Wärmepumpen 

Beratung zur Umrüstung von Etagenheizungen 

 

Klimaanpassung 

Konzeptionelle Ausarbeitung des Grünzugs entlang der Selz 

Förderung der grünen Infrastruktur im Quartier durch Qualifizierung der kommunalen Flächen 

Wassermanagement im Quartier 

Umweltbildung an Schulen und Kitas 

Dach- und Fassadenbegrünung 

Kampagne „Naturnaher Garten“ 
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Mobilität 

Neuordnung und Neugestaltung des Verkehrs auf der Bahnhofstraße 

Punktuelle Umgestaltung des Parkraums 

Radverkehrsrouten im Quartier stärken & ausbauen 

Ausbau der E-Ladeinfrastruktur im Quartier 

Verkehrsberuhigung des Marktplatzes 

 

Information, Beratung und Öffentlichkeitsarbeit 

Einzelberatungen für Interessierte & Bauwillige  

Durchführung einer Wärmenetz-Kampagne 

Ausbau des digitalen Informationsangebots 

Energiesparmodelle an Schulen und Kitas 

Dialogformat „Energetische Sanierung im Einklang mit dem Denkmalschutz“ 
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11.1.1 Organisation und Strukturelles 
 

Erstellung und Umsetzung der Kommunalen Wärmeplanung 
unter Berücksichtigung des IQKs  
 
Organisation & Struktur 

 

 

Beschreibung 
Mithilfe der kommunalen Wärmeplanung soll eine klimaneutrale Wärmeversorgung 

entwickelt und umgesetzt werden. Am 18.12.2023 hat der Stadtrat beschlossen, die 

kommunale Wärmeplanung für das gesamte Stadtgebiet durchzuführen. Im ersten 

Schritt werden zunächst Informationen zu den vorliegenden Gebäudetypen ermittelt 

(Gebäudetyp, Baualtersklasse, Versorgungsstruktur aus Gas- und Fernwärmenetz, 

Heizzentralen, Speichern, Beheizstrukturen) und der aktuelle Wärmebedarf bzw. -

verbrauch sowie die damit verbundenen Treibhausgasemissionen analysiert. Anhand 

dieser Datenaufnahme sollen Energieeinsparpotenziale (Raumwärme, Warmwasser, 

Prozesswärme) in den verschiedenen Sektoren (Haushalt, Gewerbe-Handel-

Dienstleistungen, Industrie, öffentliche Liegenschaften) identifiziert sowie Potenziale 

erneuerbarer Energien, KWK und Abwärmepotenziale quantifiziert werden. Im 

Anschluss wird ein Szenario für das Jahr 2045 (2030 als Zwischenziel) erarbeitet, wie 

der zukünftige Wärmebedarf durch die Nutzung erneuerbarer Energien gedeckt und 

somit die Kommune klimaneutral versorgt werden kann. Hieraus wird eine lokale 

Wärmewendestrategie entwickelt. Im Fokus während der Erarbeitung der 

kommunalen Wärmeplanung steht dabei der Austausch sowie die Vernetzung mit 

allen beteiligten Stakeholdern. 

Das Quartierskonzept basiert in der Regel auf einer detaillierteren Datengrundlage 

als ein Wärmeplan, sodass die Ergebnisse des Quartierskonzeptes zwingend in die 

Kommunale Wärmeplanung einzubeziehen sind. Dazu bedarf es neben der 

Einbindung von Ausgangsdaten für die Bestandsanalyse auch der Berücksichtigung 

von bereits bestehenden Überlegungen zu Wärmenetzen. Ebenso sollten auch die 

Optimierungsberechnungen für Einzelgebäude eingebunden werden. Die 

Maßnahmen der Wärmewendestrategie sollten dabei für das Quartier Ober-

Ingelheim im Einklang mit dem Maßnahmenkatalog des Quartierskonzeptes stehen. 

 

Laufzeit  ☐ kurzfristig (< 1 Jahr) ☒ mittelfristig (1 – 3 Jahre) ☐ langfristig (> 3 Jahre) 

 
Ausschreibung der Kommunalen Wärmeplanung Stadt Ingelheim 

 
Datenerhebung und -sammlung unter Einbeziehung 

der Ausgangsdaten des Quartierskonzeptes für Ober-

Ingelheim 

Externer Dienstleister 

Personalstelle KWP 

Handlungsschritte & 

Verantwortliche 

Erarbeitung des Wärmeplans im Einklang mit dem 

Quartierskonzept  

Externer Dienstleister 

Personalstelle KWP 

 
Umsetzung der Wärmewendestrategie, ggf. auch in 

Kombination mit Maßnahmen aus dem 

Quartierskonzept, wenn sich diese überschneiden. 

alle relevanten 

Stakeholder 

Ausgaben ☐ niedrig ☐ mittel ☒ hoch 
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Die Ausgaben für die Kommunale Wärmeplanung werden als hoch eingeschätzt. Ggf. 

wird die Stadt zukünftig durch Konnexitätszahlungen vom Land Rheinland-Pfalz 

unterstützt. 

Personalaufwand ☐ niedrig ☐ mittel ☒ hoch 

Der Personalaufwand ist davon abhängig, welche Aufgaben der kommunalen 

Wärmeplanung durch einen Dienstleister übernommen werden. 

Machbarkeit 
Die Kommunale Wärmeplanung ist verpflichtend und bis zum 30.06.2028 zu 

erstellen. Das Quartierskonzept ermöglicht für das Gebiet eine gute Datenbasis, die 

auch für die Kommunale Wärmeplanung genutzt werden kann. 

Wirtschaftlichkeit 
 

Förderung 
- 

Klimaschutz  ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☐ mittel ☒ hoch 

Durch die Umsetzung des kommunalen Wärmeplans ist eine erhebliche CO2-

Einsparung zu erwarten, auch da im Wärmesektor die größten Einsparpotenziale 

bestehen. 

Endenergieeinsparung 
Durch die Umsetzung des kommunalen Wärmeplans ist eine erhebliche 

Endenergieeinsparung zu erwarten, auch da im Wärmesektor die größten 

Einsparpotenziale bestehen. 

Lokale Wertschöpfung ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☐ mittel ☒ hoch 

Mithilfe der kommunalen Wärmeplanung können Investitionsentscheidungen 

koordiniert getroffen und Synergieeffekte genutzt werden. Zudem wird der Abfluss 

finanzieller Mittel aus der Kommune heraus für fossile Energieträger gemindert, 

sodass ein direkter Beitrag zur lokalen Wertschöpfung geleistet wird. 

Zielgruppe 
Verwaltung, Unternehmen, Energieversorger, Bürger*innen 
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Steuerungsgruppe  
 
Organisation & Struktur 

 

 

Beschreibung 
Um die Maßnahmenumsetzung voranzutreiben und ein ständiges Controlling zu 

betreiben, ist es wichtig, die eine Steuerungsgruppe zu den Themen 

Wärmeversorgung, Klimaanpassung und Mobilität zu bilden und ggf. mit weiteren 

Personen nach Bedarf zu ergänzen. Die Gruppe überprüft regelmäßig den 

Umsetzungsstand der Maßnahmen, um die zielführende Umsetzung zu 

gewährleisten. Die Steuerungsgruppe sollte regelmäßig im vierteljährlichen 

Rhythmus tagen. Die Organisation liegt bei der Verwaltung. 

 

Laufzeit  ☐ kurzfristig (< 1 Jahr) ☐ mittelfristig (1 – 3 Jahre) ☒ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & 

Verantwortliche 

Festlegung der Teilnehmer*innen und Termine der 

regelmäßigen etwa 2-3 stündigen Treffen 

Bewertung des jeweiligen Umsetzungsstands der im 

Konzept vorgeschlagenen Maßnahmen  

ausgewählte Fachbereiche 

der Stadtverwaltung 

Ausgaben ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Maximal 5.000 Euro. 

Personalaufwand ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Der Arbeitsaufwand wird auf 15-20 AT geschätzt. 

Machbarkeit 
Da nur geringe Kosten zur Einrichtung einer Steuerungsgruppe anfallen sowie 

Interesse seitens der unterschiedlichen Fachbereiche sowie Fachabteilungen besteht, 

sich regelmäßig über bestimmte Maßnahmen auszutauschen, ist von einer hohen 

Umsetzungswahrscheinlichkeit auszugehen. 

Wirtschaftlichkeit 
Es fallen bei der Etablierung einer Steuerungsgruppe geringe Kosten an, jedoch ist 

dies gerechtfertigt, da die Steuerungsgruppe den Stand der Umsetzung überprüfen 

und ggf. nachsteuern kann. 

Förderung 
- 

Klimaschutz  ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☐ mittel ☒ hoch 

Durch die Steuerungsgruppe soll die Umsetzung der weiteren Maßnahmen 

vorangetrieben werden. Demnach kann diese Maßnahme indirekt zu erheblichen 

Emissionssenkungen führen. 

Endenergieeinsparung 
/ 

Lokale Wertschöpfung ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☐ mittel ☒ hoch 

Die Maßnahme hat indirekte Effekte auf die lokale Wertschöpfung. Diese ergeben 

sich durch die Umsetzung von weiteren Maßnahmen. 

Zielgruppe 
Verwaltung 
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Runder Tisch aktiver Akteure 
 
Organisation & Struktur 

 

 

Beschreibung 
Klimaschutz erfordert breite Akzeptanz in der Zivilgesellschaft. Um diese zu fördern, 

soll ein Runder Tisch ins Leben gerufen werden, wo unterschiedliche 

zivilgesellschaftliche Akteure (z.B. Vereine, Organisationen, Handwerksbetriebe, 

örtlicher Einzelhandel) regelmäßig, z.B. einmal im Quartal, an einem festen Ort 

zusammenkommen und sich über das Thema „Klimaschutz und Energiewende“ 

austauschen. Dieser Termin ist besucheroffen. Neben dem Austausch von 

Informationen wird interessierten Bürger*innen die Möglichkeit gegeben, auch 

analog an Informationen zu gelangen. Dazu können auch regelmäßig Experten 

eingeladen werden. Weitere Ansprechpartner*innen vor Ort können informieren, 

motivieren sowie Ängste und Vorurteile abbauen. 

 

Laufzeit  ☐ kurzfristig (< 1 Jahr) ☐ mittelfristig (1 – 3 Jahre) ☒ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & 

Verantwortliche 

Anschreiben von zivilgesellschaftlichen Akteuren zur 

Etabilierung eines runden Tisches, Klärung einer festen 

Räumlichkeit, ggf. Einladung von weiteren Experten zum 

Austausch 

Verwaltung, weitere 

zivilgesellschaftliche 

Akteure 

Ausgaben ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Ausgaben beziehen sich auf die Raummiete sowie mögliche Materalienkosten. Eine 

genaue Summe ist noch nicht abschätzbar.  

Personalaufwand ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Der Personalaufwand beschränkt sich auf die Vorbereitung sowie die Teilnahme am 

Runden Tisch.  

Der Arbeitsaufwand wird auf 10-15 AT geschätzt. 

Machbarkeit 
Die Wahrscheinlichkeit der Umsetzung ist als hoch einzuschätzen. Kosten fallen bis 

auf Material- sowie Raumkosten keine an. Ggf. müssen externe Referenten für die 

Teilnahme am Runden Tisch bezahlt werden. 

Wirtschaftlichkeit 
Aufgrund der niedrigen Kosten ist von keinem wirtschaftlichen Risiko auszugehen. 

Förderung 
- 

Klimaschutz  ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Durch die Information und Vernetzung der unterschiedlichen zivilgesellschaftlichen 

Akteure wird zu dem Thema „Klimaschutz & Energiewende“ informiert, beraten, ggf. 

diskutiert. Hierdurch können sich indirekt aufgrund einer Sensibilisierung für das 

Thema Endenergieeinsparungen ergeben. 

Endenergieeinsparung 
/ 

Lokale Wertschöpfung ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☐ mittel ☒ hoch 

Die Maßnahme hat indirekte Effekte auf die lokale Wertschöpfung. Diese ergeben 

sich durch die Umsetzung von Sanierungsmaßnahmen der Bürger*innen. 

Zielgruppe 
Haus- und Wohnungseigentümer*innen, Zivilgesellschaft, externe Referent*innen 
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Monitoring & Controlling  
 
Organisation & Struktur 

 

 

Beschreibung 
Während der Umsetzung von Maßnahmen sollten regelmäßig neben dem 

Umsetzungsstand auch auftretende Probleme sowie Zeitplan und Budget überprüft 

werden. Das Controlling sollte mit wenig Aufwand verbunden sein. Daher ist ein 

einfaches Monitoringsystem aufzubauen. Das Controlling beinhaltet die Überprüfung 

des Umsetzungsstands sowie die Überprüfung hinsichtlich der Zielerreichung. Im 

Monitoring wird der Umsetzungszeitraum, die Ausgaben, die Wirkung, Beteiligte, etc. 

festgehalten werden. Dies soll für alle Maßnahmen durchgeführt werden. Zur 

Überprüfung der Gesamtwirkung soll die Energie- & THG-Bilanz des energetisches 

Quartierskonzeptes regelmäßig fortgeschrieben werden. Die Fortschreibung 

ermöglicht eine sinnvolle Prüfung der Maßnahmen. Im Ergebnis kann die Entwicklung 

der Emissionen im Quartier transparent dargestellt und der Zielerreichungsgrad im 

Hinblick auf die Treibhausgasneutralität nachvollzogen werden. 

 

Laufzeit  ☐ kurzfristig (< 1 Jahr) ☐ mittelfristig (1 – 3 Jahre) ☒ langfristig (> 3 Jahre) 

 
Aufbau Monitoringsystem Verwaltung 

 
Durchführung des Controllings inkl. Erhebung von 

Kennzahlen zur Fortschreibung der Bilanzen 

Verwaltung 

Handlungsschritte & 

Verantwortliche 

Dokumentation + ggf. regelmäßige Veröffentlichung 

der Ergebnisse  

Steuerungsgruppe 

Ausgaben ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Neben dem Personalaufwand entstehen keine weiteren Kosten. 

Personalaufwand ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Der Personalaufwand beschränkt sich auf den Aufbau des Monitoringsystems und die 

Durchführung des Controllings. 

Der Arbeitsaufwand wird auf 30-40 AT geschätzt. 

Machbarkeit 
Das Quartierskonzept ermöglicht für das Gebiet eine solide Datenbasis und zeigt 

Möglichkeiten zum Aufbau eines Monitoringsystems auf, wodurch das Controlling 

inkl. weiteren Fortschreibungen der Bilanzen einfach umsetzbar ist. 

Wirtschaftlichkeit 
Aufgrund der niedrigen Kosten ist von keinem wirtschaftlichen Risiko auszugehen.  

Förderung 
- 

Klimaschutz  ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Durch die Veröffentlichung von THG- & Energiebilanzen können die Einspareffekte 

transparent für jeden Bürger aufgezeigt werden. Dies kann zur Umsetzung weiterer 

Maßnahmen motivieren. 

Endenergieeinsparung 
/ 

Lokale Wertschöpfung ☐ direkt ☐ indirekt     |     ☐ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Keine Wertschöpfungseffekte. 

Zielgruppe 
Verwaltung, Steuerungsgruppe, Politik, Bürger*innen 
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11.1.2 Gebäude und Energieversorgung 
 

Realisierung Wärmenetz(e) 

 

Gebäude & Energieversorgung  

 

 

Beschreibung Der Bau eines Wärmenetzes kann einen bedeutenden Beitrag zur Dekarbonisie-

rung der Wärmeversorgung im Quartier leisten. Das Wärmenetz kann auch, auf-

bauend auf der kommunalen Wärmeplanung in Verbindung mit anderen Gebie-

ten untersucht und durch eine Machbarkeitsstudie auf Umsetzbarkeit geprüft 

werden. Im Rahmen des Quartierskonzeptes wurde eine Datengrundlage ge-

schaffen sowie erste Netzberechnungen durchgeführt. Sie dienen zur Abschät-

zung der Wirtschaftlichkeit und der ökologischen Aspekte sowie als Grundlage 

zur Festlegung des Energieträgermixes. Die Daten sowie die Berechnungen de-

cken bereits einen großen Teil der Anforderungen einer Machbarkeitsstudie ab, 

die notwendiger Bestandteil einer investiven Förderung über die BEW (Bundes-

förderung für effiziente Wärmenetze) ist. In der Machbarkeitsstudie werden die 

konkreten Netzbereiche und Ausbaustufen festgelegt. Zusätzlich sollte ein geeig-

neter Energieträgermix detailliert berechnet und in der Folge festgelegt werden. 

Dazu sollten alle lokal verfügbaren Potenziale eingebunden werden. Die Studie 

sollte mit der kommunalen Wärmeplanung harmonieren und kann nach Fertig-

stellung weitere Schritte aufzeigen sowie eine Grundlage für akquirierende Maß-

nahmen bilden. Außerdem erhöht sie bereits die Planungssicherheit für Bür-

ger*innen. 

Zur Realisierung des Nahwärmnetzes ist insbesondere die konkrete Beteiligungs-

bereitschaft der Eigentümer*innen sicherzustellen. Es gilt zu beachten, dass die 

Stadt keine Wärmenetze realisieren, sondern lediglich den Prozess unterstützen 

kann. Bevor ggf. eine entsprechende Investition realisiert wird, ist eine intensive, 

kampagnenartige Bewerbung des Wärmenetzes bei potenziellen Anschlussneh-

mer*innen mit einer erneuten Abfrage der Anschlussbereitschaft notwendig. Ele-

mente der Wärmenetzkampagne können unter anderem Informationsveranstal-

tungen, Stände bei Veranstaltungen und gezielte Hausbesuche sein. Ebenso sind 

weitere Gespräche mit potenziellen Betreibern zu führen. Eine erste Kalkulation 

des möglichen Wärmetarifs ist dann durch den künftigen Wärmenetzbetreiber 

durchzuführen. 

Der Vergleich zwischen Nahwärmeversorgung und Einzelgebäudeoptimierung 

aus der Potenzialanalyse des Quartierskonzepts kann für die Akquise von An-

schlussnehmer*innen genutzt werden. Im Falle einer Hackschnitzelanlage als 

Wärmeerzeuger sollte frühzeitig geprüft werden, inwieweit auf lokale Produktion 

zurückgegriffen werden kann. Grundsätzlich kann auch der Einsatz von Wärme-

pumpen oder ergänzende Photovoltaik oder Solarthermie sinnvoll sein. 

 

Laufzeit ☐ kurzfristig (< 1 Jahr) ☐ mittelfristig (1 – 3 

Jahre) 

☒ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & Ver-

antwortliche 

Machbarkeitsstudie (bspw. nach BEW-Anforde-

rungen), Verknüpfung mit den Ergebnissen dieses 

Konzepts in Kooperation mit potenziellen Betrei-

bern 

Verwaltung 

Ingenieurbüro 

Potenzieller Betreiber 
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 Abstimmung und Umsetzung von Wärmenetz-

kampagne in Kooperation mit potenziellen Betrei-

bern oder Ingenieurbüros 

Verwaltung 

Steuerungsgruppe 

Potenzieller Betreiber 

 Vorverträge und Baubeschlüsse Verwaltung 

Betreiber 

 Ausschreibung/Planung Verwaltung / Betreiber 

Ingenieurbüro 

 Planungsrecht und Baubeginn Betreiber/Ingenieurbüro 

 Inbetriebnahme Betreiber 

Ausgaben ☐ niedrig ☐ mittel ☒ hoch 

Die Ausgaben belaufen sich je nach Netzvariante auf ca. 4,1 bis 21,9 Mio. Euro. 

Personalaufwand ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Der Personalaufwand wird auf circa 20-40 Arbeitstage geschätzt. 

Machbarkeit Die Maßnahme ist umsetzbar, wenn sich genügend interessierte Eigentümer*in-

nen finden. Die Berechnungen müssen allerdings an Ingenieurbüros und poten-

zielle Netzbetreiber weitergeleitet werden. 

Wirtschaftlichkeit Trotz einiger Jahre der Realisierung wird der Ertrag sehr sinnvoll und im besten 

Fall auch günstiger sein. Die mögliche jährliche Kosteneinsparung der Nahwärme-

netze beläuft sich auf 36-51% im Vergleich zum Status quo der angeschlossenen 

Gebäude. 

Förderung  Bundesförderung für effiziente Wärmenetze (BEW).  

- Förderung einer Machbarkeitsstudie (Modul 1) 

- Förderung der baulichen Umsetzung des Wärmenetzes (Modul 3) 

- Förderquote: 40 % der zuwendungsfähigen Kosten 

Zukunftsfähige Energieinfrastruktur (ZEIS) 

- Förderung einer Durchführbarkeitsstudie (Förderquote: 50 %) 

- Förderung der baulichen Umsetzung des Wärmenetzes 

- Förderquote: 20 % der zuwendungsfähigen Kosten 

- Kumulierbar mit BEW-Förderung 

Wenn keine BEW- oder ZEIS-Förderung in Anspruch genommen wird, besteht für 

anschlusswillige Bürger*innen die Möglichkeit, ihre Wärmeübergabestationen 

über die KfW fördern zu lassen. Die Förderung beträgt max. 70% der zuwendungs-

fähigen Kosten. Der Fördersatz beträgt 30 % Grundförderung. Sollte das jährliche 

Haushaltseinkommen unter 40.000 Euro liegen, werden zusätzlich 20 % Einkom-

mensbonus gewährt. Ergänzend kann bei selbstgenutztem Eigentum ein Ge-

schwindigkeitsbonus von max. 20 % bis 2028 in Anspruch genommen werden, 

wenn eine fossile Heizung ersetzt wird. 

Klimaschutz ☒ direkt ☐ indirekt     |     ☐ niedrig ☐ mittel ☒ hoch 

Die Berechnungen am Beispiel „NW-Netz 1“zeigen, dass sich bis zu 81 %  CO2-

Emissionen einsparen lassen, wenn ein Nahwärmenetz ausgebaut wird und 

gleichzeitig die weiteren Bausteine des Szenarios „Aktive Energiewende“ (Sanie-

rungen und Ausbau PV) umgesetzt werden. Im Gegensatz zur weitestgehenden 

Versorgung der Gebäude mit fossilen Energien im Status quo, können folgende 

Einsparungen durch die anderen Netze erzielt werden (Basisvarianten, Energie-

träger Hackschnitzel: 

- NW-Netz 1: 81 % 

- NW-Netz 2: 81 % 

- NW-Netz 3: 84 % 

- NW-Netz 4: 83 % 
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- NW-Netz 5: 80 % 

Endenergieeinsparung Endenergieeinsparungen ergeben sich bei der Nutzung von Hackschnitzeln nicht. 

Lediglich bei dem Betrieb einer Luft/Wasser-Wärmepumpe oder Solarther-

mie/Photovoltaik kann eine Einsparung erreicht werden. 

Lokale Wertschöpfung ☒ direkt ☐ indirekt     |     ☐ niedrig ☐ mittel ☒ hoch 

Die lokale Wortschöpfung wird gestärkt. Durch Ausschöpfung des wirtschaftli-

chen Potenzials des Nahwärmenetzes über den Betreiber, das umsetzende Hand-

werk und die angeschlossenen Endnutzer*innen kann eine hohe lokale Wert-

schöpfung erzielt werden. 

Zielgruppe Verwaltung, Investoren, Betreiber 
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Photovoltaik-Offensive „Contracting-Modelle“  

 

Gebäude & Energieversorgung  

 

 

Beschreibung Ein vorangegangenes städtisches Förderprogramm zur Errichtung von Photovoltaik-

anlagen auf privaten Dächern wurde sehr gut angenommen und hat die Ausbaurate 

deutlich gesteigert. Um die Möglichkeiten des Ausbaus zu erweitern, sollten im Rah-

men der Photovoltaik-Offensive insbesondere Contracting-Modelle beworben wer-

den. Diese bieten auch privaten Gebäudeeigentümer*innen die Gelegenheit, eine 

PV-Anlage auf ihrem Dach zu installieren, ohne die hohen Anfangsinvestitionen tra-

gen zu müssen. 

Die Kommune kann im Rahmen von Informationsveranstaltungen, ggf. unter Einbe-

zug von Infoständen oder verschiedenen Betreibern als Referenten, Contracting-Mo-

delle vorstellen, wobei Gebäudeeigentümer*innen ein Gesamtpaket aus Planung, Fi-

nanzierung und Umsetzung angeboten wird. Dies kann helfen, Gebäudeeigentü-

mer*innen zu erreichen, die entweder nicht über die nötigen finanziellen Mittel bzw. 

Kreditwürdigkeit verfügen oder aber den Aufwand scheuen, der mit Installation und 

Betrieb der Anlage verbunden ist. Eine besondere Rolle können hierbei Contracting-

Modelle spielen, bei denen Versorger oder andere Anbieter die Anlage finanzieren 

und der*die Gebäudeeigentümer*in die Anlage pachtet und betreibt. So entfällt die 

hohe Anfangsinvestition und zugleich können die Vorteile des PV-Eigenverbrauchs 

genutzt werden (insbesondere reduzierte oder entfallende EEG-Umlage). Eine wei-

tere unterstützende Möglichkeit ist z.B. die Verpachtung von Dachflächen. Durch die 

Verpachtung an einen Betreiber ergeben sich sichere Mieteinnahmen für die Ver-

pächter*innen. Es besteht außerdem die Möglichkeit, dass durch den Betreiber im 

Vorfeld eine Dachsanierung durchgeführt wird, was einen weiteren Anreiz bei den 

Hauseigentümer*innen schafft. 

 

Laufzeit ☐ kurzfristig (< 1 Jahr) ☒ mittelfristig (1 – 3 Jahre) ☐ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & 

Verantwortliche 

Gespräche mit potenziellen Betreibern Potenzielle Betreiber 

 Ausarbeitung eines oder mehrerer Contracting- bzw. 

Pacht-Modelle 

Betreiber 

 Ausarbeitung der Contracting- bzw. Pachtverträge und -

konditionen 

Betreiber 

 Informationsveranstaltung und kampagnenartige Be-

werbung der Modelle 

Betreiber 

 Prüfung der Eignung von Dachflächen, schließen von 

Verträgen, Realisierung 

Betreiber 

Ausgaben ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Bei Kampagnen, z.B. in Form von Flyern und einem einwöchigen Stand auf einem 

öffentlichen Platz für einige Stunden täglich zzgl. einer stadtteilbezogenen Veranstal-

tung können die Kosten auf 2.000-2.500€ zzgl. des Personalaufwands gerechnet wer-

den. Kommt eine umfassende Öffentlichkeitsarbeit (Pressemitteilungen, Plakate etc. 

ca. 1.000€) hinzu, werden Gesamtkosten von rund 10.000€ angenommen. 

Personalaufwand ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 
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Der Personalaufwand beträgt circa 20-30 Arbeitstage. 

Machbarkeit Die Maßnahme ist umsetzbar, sofern geeignete Betreiber gefunden werden und sich 

genügend Gebäudeeigentümer*innen beteiligen. 

Wirtschaftlichkeit Sofern Privatpersonen aufgrund der Kampagne ihre Gebäude vermehrt mit PV aus-

statten, trägt dies zu einer deutlichen Verringerung der CO2-Emissionen bei. 

Förderung  BAFA: EBN Modul 3: Contracting-Orientierungsberatung 

- Förderung der Vorbereitung eines Contracting-Modells inkl. Auswahl ge-

eigneter Gebäude 

- 80 % des förderfähigen Beratungshonorars, jedoch max. 7.000 € (bei jährl. 

Energiekosten des betrachteten Gebäudepools über 300.000 €: max. 

10.000 €) 

Klimaschutz ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☐ mittel ☒ hoch 

Der Photovoltaik-Ausbau, der durch die benannten Handlungsschritte angestoßen 

wird, trägt durch den erhöhten Eigenverbrauch und die damit verbundene Einspa-

rung von Netzstrom zur Einsparung von CO2 bei. Im Szenario „Aktive Energiewende“ 

kann durch die alleinige Installation von 171 PV-Anlagen eine jährliche CO2-Einspa-

rung von ca. 152 t CO2 erzielt werden. 

Endenergieeinsparung Die durch den reduzierten Netzbezug und den erhöhten Eigenbedarf zustande kom-

mende Endenergieeinsparung beläuft sich im Szenario „Aktive Energiewende“ auf 

1.701 MWh. 

Lokale Wertschöpfung ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☐ mittel ☒ hoch 

Der Photovoltaik-Ausbau trägt unmittelbar zu Handwerksaufträgen, Betreibergewin-

nen und Steuermehreinnahmen bei. Zudem wird der Abfluss finanzieller Mittel aus 

der Kommune heraus für fossile Energieträger gemindert, sodass ein direkter Beitrag 

zur lokalen Wertschöpfung geleistet wird. 

Zielgruppe Hauseigentümer*innen, Betreiber 
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Kampagne: Nutzung von Wärmepumpen 

 

Gebäude & Energieversorgung  

 

 

Beschreibung Aufgrund der Berechnungen, die im Rahmen des integrierten, energetischen Quar-

tierskonzeptes durchgeführt wurden, kann der Einsatz von Wärmepumpen aus fi-

nanzieller sowie ökologischer Sicht sinnvoll sein. Zusätzlich sind sie nahezu war-

tungsfrei und haben eine hohe Betriebssicherheit. Nicht nur für Neubauten und 

Gebäude, in denen Heizsysteme mit niedriger Vorlauftemperatur installiert wur-

den, ist der Einsatz von Wärmepumpen interessant, sondern auch nach Hüllsanie-

rungen bei Bestandsgebäuden. Durch die Bereitstellung von Informations- und Be-

ratungsangeboten sollten Gebäude- und Wohnungseigentümer*innen gezielt auf 

die Nutzung von Wärmepumpen hingewiesen werden. Bei der Installation einer 

Wärmepumpe sollte zudem immer über die potentielle Kombination mit einer 

Photovoltaikanlage informiert werden. Insbesondere bei anstehenden Sanierun-

gen ist auf ein entsprechendes Beratungsangebot hinzu-weisen und ggf. ein per-

sönliches Gespräch anzubieten. Außerdem könnten Informationen zur Nutzung 

von Wärmepumpen in die Maßnahme der Einzelberatung integriert werden. 

 

Laufzeit ☐ kurzfristig (< 1 Jahr) ☒ mittelfristig (1 – 3 Jahre) ☐ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & Ver-

antwortliche 

Recherche und Zusammenstellen von Informations-

material 

Verwaltung 

 Informationsbereitstellung und Beratung zu Wärme-

pumpen in den Beratungsangeboten ergänzen 

Verwaltung 

Ggf. Externe Dienstleister 

Ausgaben ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Die Investitionskosten für die Stadt setzen sich aus Sachkosten für die Planung und 

Realisierung von Informationsveranstaltungen und Beratungsangeboten zusam-

men, maximal 10.000 Euro. 

Personalaufwand ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Der Personalaufwand wird auf circa 15-20 Arbeitstage geschätzt. 

Machbarkeit Die Maßnahme ist einfach umsetzbar, sofern die finanziellen und personellen Res-

sourcen vorhanden sind. 

Wirtschaftlichkeit Aufwand und Ertrag stehen in guter Relation zueinander, da die Informationen und 

Klärung von Einzelfragen dazu führen können, dass Gebäudebesitzer*innen ener-

getisch umrüsten. 

Förderung  Elektrisch betriebene Wärmepumpen werden mit bis zu 70 % über die Bundesför-

derung für Effiziente Gebäude (BEG) des Bundes gefördert. Die Antragstellung er-

folgt über die Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW). Der Fördersatz beträgt 30 % 

Grundförderung für Luft- und Sole-Wasser-Wärmepumpen. Wenn als Wärme-

quelle Wasser, Erdreich oder Abwasser erschlossen wird, sind weitere 5% möglich. 

Sollte das jährliche Haushaltseinkommen unter 40.000 Euro liegen, werden zusätz-

lich 20 % Einkommensbonus gewährt. Ergänzend kann bei selbstgenutztem Eigen-

tum ein Geschwindigkeitsbonus von max. 20 % bis 2028 in Anspruch genommen 

werden, wenn eine fossile Heizung ersetzt wird. 

Klimaschutz ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☐ mittel ☒ hoch 

Eine Zunahme der Installationszahlen von Wärmepumpen verhindert die Nutzung 

von fossilen Energieträgern. Dies wirkt sich positiv auf die Treibhausgasbilanz aus. 

Im ökonomischen Optimum können durch den Einbau von Wärmepumpen ca. 
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1398 t CO2/Jahr im gesamten Quartier einspart werden, wenn eine Gebäudesan-

ierung bereits vorangegangen ist. 

Endenergieeinsparung Quartiersweit werden heute rund 86.155 MWh/a Wärme benötigt. Der Einsatz von 

476 Wärmepumpen (gemäß dem ermittelten ökologischen Optimum) führt dazu, 

dass die fossile Energienutzung zur Deckung des Endenergiebedarfs erheblich 

sinkt. Für das gesamte Quartier kann in diesem Szenario eine Endenergieeinspa-

rung von 22.054 MWh/a erzielt werden. 

Lokale Wertschöpfung ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Investitionen von Gebäudeeigentümer*innen und der Kommune sorgen für Auf-

träge für das lokale Handwerk. Zudem wird der Abfluss finanzieller Mittel aus der 

Kommune heraus für fossile Energieträger gemindert, sodass ein direkter Beitrag 

zur lokalen Wertschöpfung geleistet wird. 

Zielgruppe Hauseigentümer*innen, Unternehmen 
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Beratung zur Umrüstung von Etagenheizungen 

 

Gebäude & Energieversorgung  

 

 

Beschreibung Im Rahmen von geplanten Infoveranstaltungen mit Fachleuten sollen Bürger*in-

nen zu bestehenden Fördermitteln und gesetzlichen Regelungen zum Wechsel von 

Etagen- zu Zentralheizung informiert werden. Der Wechsel von einer Etagenhei-

zung mit fossilem Energieträger zu einer Zentralheizung mit erneuerbarem Ener-

gieträger bedarf in der Regel größeren Umbaumaßnahmen, sodass sich viele vor 

dem Aufwand und den Investitionen scheuen. Im Rahmen von Beratungsangebo-

ten sollen gezielt Eigentümer*innen von Gebäuden mit Etagenheizungen ange-

sprochen und ihnen Lösungsmöglichkeiten aufgezeigt werden, wie eine fossile Eta-

genheizung dennoch umgestellt werden kann. Auch erweiterte Übergangsfristen 

für den Wechsel und bessere Förderkonditionen sollen bei der Beratung erläutert 

werden. Die Beratungen sollen demnach zum Handeln motivieren. Eine detaillierte 

Auskunft wird es im Anschluss durch Energieberater*innen oder Heizungs-

bauer*innen geben. Daher können ergänzend zu den Beratungen stundenweise 

Sprechstunden durch beauftragte Energieberater*innen oder Vor-Ort-Termine mit 

Heizungsbauer*innen bei einem begrenzten Budgetrahmen angeboten werden. 

 

Laufzeit ☐ kurzfristig (< 1 Jahr) ☒ mittelfristig (1 – 3 Jahre) ☐ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & Ver-

antwortliche 

Vorbereitung und Umsetzung der Informationsveran-

staltung für die Umrüstung von Etagenheizungen 

Beauftragung von Experten und Vorbereitung der 

Kampagne 

Verwaltung 

Externer Dienstleister, z.B. 

Energieberater*in oder 

Heizungsbauer*in 

Ausgaben ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Die Ausgaben beziehen sich auf Sach- und Personalkosten. Es wird mit Kosten zwi-

schen 2.000 bis 5.000 Euro gerechnet. 

Personalaufwand ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Die Planung und Durchführung von Informationsveranstaltungen erfordert einen 

Personalaufwand von 10 – 20 AT. 

Machbarkeit Die Maßnahme ist umsetzbar, sofern Energieberater*innen und Heizungs-

bauer*innen für eine Kooperation gewonnen werden können und ausreichend Ge-

bäudeeigentümer*innen das Angebot nutzen. 

Wirtschaftlichkeit Ein Informationsangebot ist weniger aufwendig und erzielt einen hohen Nutzen. 

Wenn bei ausreichend Gebäudeeigentümer*innen durch die Informationsveran-

staltungen Hemmnisse abgebaut werden, kann von einem hohen Nutzen ausge-

gangen werden. 

Förderung  Die Umsetzung wird mit bis zu 70 % über die Bundesförderung für Effiziente Ge-

bäude (BEG) gefördert. Die Antragstellung erfolgt über die Kreditanstalt für Wie-

deraufbau (KfW). Der Fördersatz beträgt 30 % Grundförderung. Wenn als neue 

Wärmequelle Wasser, Erdreich oder Abwasser erschlossen wird, sind weitere 5% 

möglich. Sollte das jährliche Haushaltseinkommen unter 40.000 Euro liegen, wer-

den zusätzlich 20 % Einkommensbonus gewährt. Ergänzend kann bei selbstgenutz-

tem Eigentum ein Geschwindigkeitsbonus von max. 20 % bis 2028 in Anspruch ge-

nommen werden, wenn eine Etagenheizung (unabhängig ihres Alters) ersetzt wird. 

Klimaschutz ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 
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Wenn eine Umrüstung aller Etagenheizungen im Quartier erfolgt, kann von einer 

mittleren CO2-Einsparung ausgegangen werden. 

Endenergieeinsparung Die Maßnahme bewirkt eine mittlere Endenergieeinsparung. 

Lokale Wertschöpfung ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Investitionen bei der Umrüstung von Etagenheizungen können für Aufträge für das 

lokale Handwerk sorgen. Zudem wird der Abfluss finanzieller Mittel aus der Kom-

mune heraus für fossile Energieträger gemindert, sodass ein Beitrag zur lokalen 

Wertschöpfung geleistet wird. 

Zielgruppe Eigentümer*innen von Gebäuden mit Etagenheizungen 
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11.1.3 Klimaanpassung und Begrünung 
 

Konzeptionelle Ausarbeitung des Grünzugs entlang der Selz 
 
Klimaanpassung 

 

 

Beschreibung Das Quartier ist geprägt durch umliegende Grünräume und eine schnelle Erreich-
barkeit von Erholungsräumen. Der Grünzug entlang der Selz befindet sich im Wes-
ten des Quartiers und bildet die Verbindung zum geplanten Neubauquartier 
Grießmühle. Mithilfe von Brücken sollen beide Quartiere miteinander verknüpft 
und das Selztal zum zentralen Grünraum werden. Für die Stärkung der Biodiversität 
sollte das Selztal renaturiert und ein natürlicher Flusslauf der Selz ermöglicht wer-
den. Ergänzend dazu können Niststellen für in Wassernähe beheimatete Vogelar-
ten eingerichtet und Blühwiesen in Flussnähe angelegt werden. Der Bereich zwi-
schen beiden Quartieren kann dabei auch als Ausgangspunkt und positives Beispiel 
für eine größer angelegte Renaturierung dienen. Schließlich stellt das Selztal für 
das Quartier Ober-Ingelheim auch aufgrund der Höhenunterschiede die größte 
Versickerungs- und Auffangmöglichkeit von Regenwasser dar. Neben der Biodiver-
sität sollte allerdings auch in einem für die Natur verträglichen Maß die Aufent-
haltsqualität gestärkt werden. Schließlich dient das Selztal schon jetzt als Ort der 
Ruhe und angenehmen Mikroklimas, sowie als Sport- und Spielort für die Bewoh-
ner*innen von Ober-Ingelheim und über das Quartier hinaus als Fuß- und Radver-
bindung. Auch als Kaltluftschneise erfüllt das Selztal eine wichtige Funktion für das 
Klima beider Quartiere, sodass eine Aufweitung des Selztals auch eine erhöhte 
Nachtkühlung bewirkt. Auf diese Weise kann einer Überhitzung im westlichen Be-
reich von Ober-Ingelheim entgegengewirkt werden.  
Eine Entwicklung hin zum erlebbarer Naturraum kann demnach auch die Attrakti-
vität beider Quartiere positiv beeinflussen. Die Umgestaltung sollte mit intensiver 
Öffentlichkeitsarbeit begleitet werden. 

 

Laufzeit ☐ kurzfristig (< 1 Jahr) ☐ mittelfristig (1 – 3 

Jahre) 

☒ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & Ver-

antwortliche 

Ausarbeitung des Grünzugs im Zusammenhang mit 

dem Neubau des Quartiers Grießmühle 

 

Fachbereich Bauleitpla-

nung, Grünflächenamt 

 Auswahl und Planung von Maßnahmen zur Renatu-

rierung und Stärkung der Aufenthaltsqualität 

Verwaltung 

Ausgaben ☐ niedrig ☐ mittel ☒ hoch 

Die Ausgaben richten sich nach dem Aufwand der Umgestaltung des Freiraumes. 

Die Gesamtsumme kann noch nicht abschließend abgeschätzt werden. 

Personalaufwand ☐ niedrig ☐ mittel ☒ hoch 

Der Personalaufwand beträgt circa 40-50 Arbeitstage. 

Machbarkeit Die Maßnahme ist umsetzbar, wenn für größere Umgestaltungsmaßnahmen die 

Finanzierung z.B. durch Fördermittel gesichert ist. 

Wirtschaftlichkeit Die Wirtschaftlichkeit hängt maßgeblich von der Finanzierung der möglichen Pro-

jekte ab. Wenn keine Fördermittel für hoch-investive Maßnahmen gefunden wer-

den, ist von einer geringeren Umsetzungswahrscheinlichkeit auszugehen. 

Förderung KfW 444 „Natürlicher Klimaschutz in Kommunen 
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- z.B. für Naturerfahrungsräume, innerörtliche Kleingewässer renaturie-
ren, Beteiligungsprozesse 

- Zuschuss in Höhe von bis zu 90 % der förderfähigen Kosten 
Aktion Blau Plus 

- z.B. für die Optimierung des Zustands für Gewässer und Auen von der 
Quelle bis zur Mündung 

- Zuschuss für Kosten für den Grunderwerb sowie anfallende Nebenkos-
ten 

- Erforderliche, kleinere Maßnahmen bis 10 % der Gesamtkosten des 
Grunderwerbs 

Klimaschutz ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Klimaanpassung ☒ direkt ☐ indirekt     |     ☐ niedrig ☐ mittel ☒ hoch 

Endenergieeinsparung / 

Lokale Wertschöpfung ☒ direkt ☐ indirekt     |     ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Wertschöpfungseffekte entstehen, falls lokale Betriebe sowie Planungsbüros mit 

der Planung bzw. Umsetzung einzelner Maßnahmen beauftragt werden. 

Zielgruppe Bürger*innen 
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Förderung der grünen Infrastruktur durch Qualifizierung 
der kommunalen Grünflächen 
 
Klimaanpassung 

 

 

Beschreibung Auch wenn große Grünräume an das Quartier angrenzen, ist das Quartier im Zent-

rum, stark versiegelt und nach aktuellen Erkenntnissen der Starkregengefahren-

karte sowie der Stadtklimaanalyse potenziell stark gefährdet.  Dementsprechend 

bedarf es einer Neuausrichtung von ausgewählten Freiräumen hin zu erlebbaren, 

naturnahen und multifunktionalen Freiräumen. 

Da keine großen zusammenhängenden Grünflächen im Quartier vorhanden sind, 

sollten kleinere, insbesondere kommunale Flächen, so qualifiziert werden, dass sie 

ein umfassendes Netz aus vielen kleinen Flächen bilden, die die Erreichbarkeit von 

Entlastungsbereichen im Quartier erhöhen. 

Je nach Fläche, wird eruiert, welche Anpassung(en) für eine klimaangepasste Um-

gestaltung des Freiraums vorgenommen werden soll(en). Die Erkenntnisse aus 

dem Klimaanpassungskonzept fließen in die Umgestaltung mit ein. Ggf. kann ein 

vertiefendes Konzept auf Quartiersebene dabei helfen die notwendigen Anpas-

sungsmaßnahmen vorab konzeptionell zu erarbeiten. 

 

Die Freiräume sollen den heutigen und zukünftigen Herausforderungen der Anpas-

sung an den Klimawandel gerecht werden, dies beinhaltet z. B.:  

Entsiegelung von ausgewählten Flächen  

Klimaresiliente Bepflanzung mit Bäumen inkl. einer naturnahen Ausgestaltung der 

Freiräume (z.B. insektenfreundlich) 

Implementierung von Schwammstadtelementen, insbesondere durch multifunkti-

onale Retentionsflächen (z. B. Mulden-Rigolen-Systemen) 

Prüfung und Anpassung von ausreichender Verschattung an ausgewählten Flächen 

Durch eine flächendeckende grüne Infrastruktur in den am stärksten versiegelten 

Bereichen des Quartiers können neue Aufenthaltsqualitäten geschaffen und das 

Mikroklima nachhaltig verbessert werden. 

 

Laufzeit ☐ kurzfristig (< 1 Jahr) ☒ mittelfristig (1 – 3 

Jahre) 

☐ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & Ver-

antwortliche 

Identifizierung von ausgewählten Flächen für eine 

klimaangepasste Umgestaltung 

Fachbereich Stadtplanung, 

Grünflächenamt, ggf. ex-

terne Büros 

Planung und Umsetzung der Maßnahmen Fachbereich Stadtplanung, 

Grünflächenamt, ggf. ex-

terne Büros 

Ausgaben ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Die Ausgaben richten sich nach der Anzahl und dem Aufwand der umzugestalten-

den Freiräume. Die Gesamtsumme kann daher noch nicht abschließend abge-

schätzt werden. 

Personalaufwand ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Der Personalaufwand beträgt circa 15-20 Arbeitstage. 

Machbarkeit Die Maßnahme ist umsetzbar, sofern geeignete Flächen zur Verfügung stehen und 

die Finanzierung gesichert ist. 
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Wirtschaftlichkeit Aufwand und Ertrag stehen in guter Relation zueinander, da der Aufwand als mittel 

eingeschätzt wird, aber der Ertrag von hoher Bedeutung für die Attraktivität und 

das Mikroklima des Quartiers sein wird. 

Förderung KfW 444 „Natürlicher Klimaschutz in Kommunen 
- z.B. für Naturerfahrungsräume, innerörtliche Kleingewässer renaturie-

ren, Beteiligungsprozesse 
- Zuschuss in Höhe von bis zu 90 % der förderfähigen Kosten 

ZUG gGmbH „Förderrichtlinie Maßnahmen zur Anpassung an die Folgen des Klima-
wandels 

- Anpassungskonzept auf Quartiersebene 
- Max. Fördersumme: 225.000 €  

Klimaschutz  ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Klimaanpassung ☒ direkt ☐ indirekt     |     ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Endenergieeinsparung Keine Einsparungen. 

Lokale Wertschöpfung ☒ direkt ☐ indirekt     |     ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Wertschöpfungseffekte entstehen, falls lokale Betriebe sowie Planungsbüros mit 

der Planung bzw. Umsetzung einzelner Maßnahmen beauftragt werden. 

Zielgruppe Bürger*innen 
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Wassermanagement im Quartier 

 

Klimafolgenanpassung 

 

 

Beschreibung Entsprechend der Starkregengefahrenkarte und der Höhenverhältnisse im Quar-

tier wird deutlich, dass der Abfluss des Regenwassers aufgrund des Gefälles hin 

zur Selz erfolgt. Ein Hochwasser- und Starkregenschutzkonzept wird bereits von 

der Verwaltung erarbeitet. Um einen ganzheitlichen, natürlichen Umgang mit Re-

gen- und Grundwasser zu unterstützen und die Kanalisation zu entlasten, sollte 

das Regenwasser möglichst versickern und verzögert abgeleitet werden. Dazu 

sollte das Schwammstadt-Prinzip angewandt und eine Speicherung von Regen- 

und Schichtenwasser angestrebt werden. Auf diese Weise kann das Wasser durch 

Verdunstung wieder an den natürlichen Wasserkreislauf zurückgeführt werden, 

bzw. zur Bewässerung und der Grundwasserneubildung beitragen. Grünflächen 

und gezielte Versickerungsmulden und -flächen sollten dezentral im Quartier vor-

kommen, insbesondere auch da, wohin das Regenwasser mit dem Gefälle abfließt. 

Aufgrund des Gefälles sollten insbesondere Versickerungsmöglichkeiten von Ost 

nach West geschaffen werden, z.B. entlang von Straßen oder durch kleinteilige 

Grünflächen. Entlang von Straßen können Versickerungsmulden entstehen, 

wodurch auch von versiegelten Flächen so wenig Regenwasser wie möglich in die 

Kanalisation geleitet wird. Regenrinnen oder andere Leitsysteme lassen das Was-

ser nicht in die Kanalisation abfließen, sondern direkt auf die Versickerungsfläche. 

Bei Starkregenereignissen können durch das Gefälle sogenannte Sturzfluten ent-

stehen. Diese Gefährdung ist im Osten des Quartiers ausgeprägter als im Westen, 

da das Regenwasser von den Weinbergen herunterfließt. Hier sollte Bewohner*in-

nen durch Informationskampagnen auf mögliche Gefahren hingewiesen werden. 

Um das Wassermanagement im Quartier zusätzlich zu verbessern, sollten auch 

Regenauffangmöglichkeiten, wie z.B. Zisternen geschaffen werden. Diese können 

zur Bewässerung in Trockenperioden verwendet werden, sodass möglichst wenig 

Trinkwasser verbraucht werden muss. Ergänzt werden kann die Maßnahme durch 

eine Informationskampagne zum Thema Starkregenrisiko und Maßnahmen zur 

Minimierung dessen, sowohl auf öffentlichen als auch auf privaten Flächen. 

 

Laufzeit ☐ kurzfristig (< 1 Jahr) ☒ mittelfristig (1 – 3 Jahre) ☐ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & Ver-

antwortliche 

Identifizierung geeigneter Orte für Versickerungsflä-

chen und Regenauffang-möglichkeiten 

Verwaltung 

Einholung von Angeboten Verwaltung 

Bau der Versickerungsflächen und Regenauffang-

möglichkeiten 

lokale Betriebe 

 Informationskampagne zum Starkregenrisiko und 

begleitende Öffentlichkeitsarbeit zu umgesetzten 

Maßnahmen und Best-Practice-Beispielen 

Verwaltung 

Ausgaben ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Je nach Ausgestaltung betragen die Ausgaben circa 20.000 bis 50.000 Euro. 

Personalaufwand ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Der Personalaufwand beträgt circa 10 Arbeitstage. 
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Machbarkeit Die Maßnahme ist wirtschaftlich umsetzbar, sofern geeignete Flächen verfügbar 

sind und die Finanzierung gesichert ist. 

Wirtschaftlichkeit Aufwand und Ertrag stehen in guter Relation zueinander.  

Förderung KfW 444 „Natürlicher Klimaschutz in Kommunen 
- z.B. für Naturerfahrungsräume, innerörtliche Kleingewässer renaturie-

ren, Beteiligungsprozesse 
- Zuschuss in Höhe von bis zu 90 % der förderfähigen Kosten 

Klimaschutz  ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Klimafolgenanpassung ☒ direkt ☐ indirekt     |     ☐ niedrig ☐ mittel ☒ hoch 

Endenergieeinsparung Keine Einsparungen. 

Lokale Wertschöpfung ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Zielgruppe Bürger*innen 
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Umweltbildung an Schulen und Kitas 
 
Klimaanpassung 

 

 

Beschreibung Umweltbildung an Kitas und Schulen ist wichtig, da sie Lernende informiert und 
befähigt aktiv zum Umwelt- und Klimaschutz beizutragen und damit eine nachhal-
tigere und gerechtere Zukunft mitzugestalten. Daher sollen neue Ansätze gefun-
den werden, um den Stellenwert und den sorgsamen Umgang mit der eigenen Um-
welt zu lernen. 
Zusammen mit dem im Quartier befindlichen Kindergarten sowie ggf. weiteren Bil-
dungseinrichtungen im Stadtgebiet können erste Maßnahmen entwickelt werden. 
Mögliche Maßnahmen könnten sein: 

1) Durchführung von Bildungsangeboten (z.B. zum Thema Energie sparen, 
Fuß- und Handabdruck, erneuerbare Energien, Naturverbundenheit)  

2) Entsiegelung und Begrünung von Schulhöfen und Kindergärten zur Reduk-
tion von Hitzeinseln und als Verschattung z.B. Grüne Klassenzimmer 

3) Anlegen von Blühflächen, Hochbeeten oder Pflanzen von Bäumen mit re-
levanten Akteuren (z.B. Städtische Betriebe, externe Referent*innen) 

4) Zero-Waste-Kampagne in Verbindung mit einem Müllsammeltag 
5) Biologische/regionale Lebensmittel (Bildungsangebote sowie schrittweise 

Umstellung des Schul-/Kitaessens) 

 

Laufzeit ☐ kurzfristig (< 1 Jahr) ☒ mittelfristig (1 – 3 

Jahre) 

☐ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & Ver-

antwortliche 

Identifizierung von möglichen Maßnahmen 

 

Kindergarten, Präsident-

Mohr-Schule, weitere Bil-

dungseinrichtungen, Ver-

waltung 

 Umsetzung der Maßnahmen Kindergarten, Präsident-

Mohr-Schule, weitere Bil-

dungseinrichtungen, ggf. 

externe Dienstleister 

Ausgaben ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Die Ausgaben richten sich nach dem Aufwand der Maßnahme. Die Gesamtsumme 

kann abschließend noch nicht abgeschätzt werden.  

Personalaufwand ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Der Personalaufwand beträgt circa 10-15 Arbeitstage für die Verwaltung, wenn die 

Umsetzung einzelnen Maßnahmen durch einen externen Dienstleister unterstützt 

wird. 

Machbarkeit Die Maßnahme ist einfach umsetzbar, insbesondere die gering-investiven Maßnah-

men wie z.B. Anlegen von Blühflächen, Hochbeeten, Pflege von Bäumen. 

Wirtschaftlichkeit Da es sich zum größten Teil um gering-investive Maßnahmen handelt, ist von einer 

hohen Umsetzungswahrscheinlichkeit auszugehen.   

Förderung KIPKI - Teil 2 Investitionen in kommunale Maßnahmen zur Klimawandelanpassung 
(bereits beantragt) 
Gefördert werden z.B. Maßnahmen zur Klimaresilienz, Entsiegelung- und Begrü-
nungsmaßnahmen sowie die Rückhaltung/Sammlung von Niederschlagswasser, 
Dach- und Fassadenbegrünung, StarkregenvorsorgeKfW 444 „Natürlicher Klima-
schutz in Kommunen 
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- z.B. für Naturerfahrungsräume, innerörtliche Kleingewässer renaturie-
ren, Beteiligungsprozesse 

- Zuschuss in Höhe von bis zu 90 % der förderfähigen Kosten 

Klimaschutz  ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☐ mittel ☒ hoch 

Klimaanpassung ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Endenergieeinsparung / 

Lokale Wertschöpfung ☒ direkt ☐ indirekt     |     ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Wertschöpfungseffekte entstehen, falls lokale Betriebe und Dienstleister beauf-

tragt werden. 

Zielgruppe Kindergarten- und Schulkinder 
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Dach- und Fassadenbegrünung 

 
Klimaanpassung 

 

 

Beschreibung Dach- und Fassadenbegrünungen können zur Reduzierung von „Wärmeinseln“ und 

zum Hitzeschutz der Gebäude beitragen. Insgesamt verbessern sie das Mikroklima 

und tragen zudem zur Steigerung der Artenvielfalt bei. Sie nehmen Wasser wie ein 

Schwamm auf, geben dieses als Feuchtigkeit in die umgebende Luft ab und können 

Staub und Schadstoffe aus der Luft binden. An Gebäuden wirken sie zudem 

wärme- und schalldämmend. Zusätzlich erhöht gerade die Fassadenbegrünung die 

Attraktivität des Stadtbilds. Insbesondere im dicht bebauten Zentrum des Quar-

tiers sollten Dach- und Fassadenbegrünungen angestrebt werden, um dem nicht 

vermeidbaren, erhöhten Versiegelungsgrad entgegenzuwirken. Zudem entspricht 

eine bodengebundene Fassadenbegrünung durch Wilden Wein der Ortsidentität. 

Die Maßnahme kann als unterstützend zur Entsiegelung von Straßenräumen ver-

standen werden. Durch eine Informationskampagne können Bürger*innen und 

Gewerbetreibende auf die Möglichkeiten der Begrünung und die Förderungen auf-

merksam werden und ertüchtigen ihr Gebäude ggf. mit einer Dach- oder/und Fas-

sadenbegrünung. Zusätzlich zur Informationskampagne können Eigentümer*in-

nen von Gebäuden mit großen Potenzialen gezielt angesprochen und gemeinsam 

mit ihnen ein Plan zur stufenweisen Umsetzung erarbeitet werden. Um im Quar-

tier ein Vorbild zu schaffen, sollte eine Dach- bzw. Fassadenbegrünung insbeson-

dere bei kommunalen Gebäuden eingesetzt werden. Auf diese Weise ist diese 

Form der Begrünung im Stadtbild allgegenwärtig und zeigt gleichzeitig eine Mög-

lichkeit, wie eine Ausführung gelingt und aussehen kann. Darüber hinaus sollte der 

Leitfaden für Gebäudebegrünung der Energieagentur Rheinland-Pfalz herangezo-

gen werden. 

 

Laufzeit ☐ kurzfristig (< 1 Jahr) ☒ mittelfristig (1 – 3 

Jahre) 

☐ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & Ver-

antwortliche 

Informationskampagne für Bürger*innen 

Auswahl Quartiersbereiche hoher Potenziale und 

Kontaktaufnahme mit Eigentümer*innen 

Verwaltung 

Ggf. Begrünung von kommunalen Gebäuden im 

Quartier 

Verwaltung, Gebäudema-

nagement 

Beginn der Begrünung 

Begleitende Öffentlichkeitsarbeit (z.B. Vorstel-

lung von Best-Practice-Beispielen) 

Verwaltung 

Gebäudeeigentümer*innen 

Ausgaben ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Die Kosten für die Informationskampagne belaufen sich auf max. 5.000 Euro, wäh-

rend die Kosten für eine Dach- bzw. Fassadenbegrünung eines kommunalen Ge-

bäudes je nach Wahl des Systems von 20.000 bis 80.000 Euro variieren. 

Personalaufwand ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Der Personalaufwand beträgt ca. 15 AT.  

Machbarkeit Die Maßnahme ist technisch und wirtschaftlich möglich, sofern sich Gebäudeei-

gentümer*innen finden, die diese Maßnahme umsetzen wollen. 
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Wirtschaftlichkeit Die Umsetzung der Maßnahme wird sich positiv auf die Artenvielfalt und das 

Mikroklima auswirken. Wenn Gebäudeeigentümer*innen dem Vorbild eines kom-

munalen Gebäudes folgen, kann diese positive Wirkung vervielfacht werden. 

Förderung Für kommunale Gebäude (bereits beantragt): 
KIPKI (Teil 2 Investitionen in kommunale Maßnahmen zur Klimawandelanpassung 

- Gefördert werden z.B. Maßnahmen zur Klimaresilienz, Entsiegelung- 
und Begrünungsmaßnahmen sowie die Rückhaltung/Sammlung von Nie-
derschlagswasser, Dach- und Fassadenbegrünung, Starkregenvorsorge 

Klimaschutz  ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Klimaanpassung ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Endenergieeinsparung / 

Lokale Wertschöpfung ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Zielgruppe Bürger*innen, Unternehmen, Verwaltung 
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Kampagne „Naturnaher Garten“ 
 
Klimaanpassung 

 

 

Beschreibung Schottergärten und versiegelte Flächen begünstigen den Rückgang der Artenviel-

falt, heizen sich in Sommermonaten auf und verhindern das Versickern von Regen-

wasser, sodass Kanalisationen überfluten können. Gartenbesitzer*innen sollten 

daher über eine naturnahe Gartengestaltung informiert werden, was auch der Ar-

tenvielfalt und der Erhöhung der Lebensqualität zugutekommt. Dabei sollte einer-

seits zur klimaangepassten Bepflanzung informiert und zu einer intensiven Regen-

wassernutzung motiviert werden. Zisternen zum Auffangen und Nutzbarmachen 

des Regenwassers leisten einen Beitrag den Wasserverbrauch im Haushalt einzu-

dämmen. Die Kampagne kann eine Kombination aus verschiedenen Maßnahmen 

sein:  

• Broschüren, die in Geschäften, bei Veranstaltungen, im Rathaus und auf 
der Website zu finden sind (auch für Vermieter*innen und Wohnungs-
baugesellschaften) 

• Pressemitteilungen bzw. Themenreihe in der Zeitung (ausgewählten The-
men, z.B. Schottergärten, insektenfreundliche Bepflanzung, Wasserspa-
ren im Garten, etc.) 

• Informationsveranstaltungen und Exkursionen mit Referent*innen und 
dem Klimaschutzmanagement, z.B. zum Thema Klimaanpassung im eige-
nen Garten 

• Aktionstage (z.B. ein Nachhaltigkeitstag) mit Informationen, Ständen von 
Naturschutzvereinen, Essen und Trinken, Pflanzenflohmarkt, Gewinn-
spiel, Führungen, Vorträgen, etc. 

• Finanziellen Anreiz für die Nutzung von Zisternen durch eine Deinstalla-
tion des Schmutzwasserzählers 

 

Laufzeit ☐ kurzfristig (< 1 Jahr) ☒ mittelfristig (1 – 3 

Jahre) 

☐ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & Ver-

antwortliche 

Identifizierung einzelner Maßnahmen für die Kam-

pagne 

Klimaschutzmanagement 

Planung der Maßnahmen Klimaschutzmanagement 

Umsetzung der Kampagne Klimaschutzmanagement 

Ausgaben ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Die Ausgaben betragen circa 10.000-30.000€. 

Personalaufwand ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Der Personalaufwand beträgt circa 20-30 Arbeitstage. 

Machbarkeit Die Maßnahme ist technisch und wirtschaftlich gut umsetzbar. 

Wirtschaftlichkeit  

Förderung - 

Klimaschutz  ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Klimaanpassung ☐ direkt ☒ indirekt    |     ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Endenergieeinsparung / 

Lokale Wertschöpfung ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Zielgruppe Bürger*innen 
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11.1.4 Mobilität 
 

Neuordnung und Neugestaltung des Verkehrs auf der Bahn-
hofstraße 
 
Mobilität  

 

 

Beschreibung 
Im Quartier wird insbesondere entlang der Bahnhofstraße der öffentliche Raum 

durch das Auto dominiert. Fußgänger*innen und Radfahrer*innen haben kaum 

Platz und Grünflächen stehen an zweiter Stelle. Dennoch bildet die Bahnhofstraße 

eine wichtige Verkehrsstraße im Quartier und kann im Gegensatz zu Nebenstraßen 

schwer zur Einbahnstraße umgestaltet werden. Da es sich insbesondere im Bereich 

des Marktplatzes um einen Schlüsselraum im Quartier handelt, sollte zwingend ein 

geeignetes Konzept zur Neugestaltung des Verkehrs entwickelt werden. Auf diese 

Weise können Nutzungskonflikte zwischen verschiedenen Verkehrsformen und 

auch zwischen Verkehr und Klimaanpassung reduziert werden. Aufbauend auf 

dem Verkehrsentwicklungsplan für die Gesamtstadt sollten konkret die Konflikte 

auf der Bahnhofstraße beleuchtet und daraus verschiedene Handlungsoptionen 

entwickelt werden. Beispielsweise kann dazu ein gesondertes Verkehrsgutachten 

beauftragt werden. Nach erfolgreicher Umsetzung von Handlungsempfehlungen, 

sollten die neugewonnenen Vorteile, allen voran die Steigerung der Aufenthalts-

qualität und die Gleichberechtigung der Verkehrsteilnehmer*innen, deutlich be-

worben werden. 

 

Laufzeit ☐ kurzfristig (< 1 Jahr) ☒ mittelfristig (1 – 3 Jahre) ☐ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & Ver-

antwortliche 

Vergabe des Verkehrsgutachtens  Verwaltung 

 

Durchführung des Verkehrsgutachtens Externer Dienstleister 

Durchführung der identifizierten Maßnahmen Verwaltung  

Ausgaben ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Die Ausgaben sind abhängig vom Umfang der Maßnahmen und können demnach 

erst nach erfolgter Auswahl der Maßnahmen abgeschätzt werden. 

Personalaufwand ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Zwischen 10-15 AT. 

Machbarkeit 
Die Maßnahme ist technisch und wirtschaftlich einfach umsetzbar, sofern die er-

forderlichen Haushaltsmittel zur Verfügung stehen. 

Wirtschaftlichkeit 
Es wird sich langfristig durch Neuordnung und Neugestaltung des Verkehrs- und 

öffentlichen Raumes die Aufenthaltsqualität und die Gleichberechtigung der Ver-

kehrsteilnehmer*innen in der Bahnhofstraße erhöhen und zu einer Steigerung der 

Attraktivität des Quartiers führen.   

Förderung 
KfW 267 (Kredit) 

- Für grüne Verkehrsprojekte und nachhaltige Mobilität 
- Bis zu 100% der Investitionskosten 

Klimaschutz  ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 
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Endenergieeinsparung 
/ 

Lokale Wertschöpfung ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Sofern lokale Unternehmen mit der Umsetzung beauftragt werden, entstehen lo-

kale Wertschöpfungseffekte.  

Zielgruppe 
Bürger*innen 
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Punktuelle Umgestaltung des Parkraums 
 
Mobilität 

 

 

Beschreibung 
Eine Umgestaltung des Parkraums ist in den Bereichen des Quartiers erforderlich, 

in denen Freiflächen oder Straßenräume entsiegelt und demnach der Parkraum für 

andere Zwecke genutzt werden soll. Ziel ist es, für andere Verkehrsteilnehmer*in-

nen mehr Platz, sowie mehr Erholungsflächen bzw. Grünflächen zu schaffen. Dazu 

ist eine punktuelle Verlagerung des Parkraums erforderlich. Das Gehwegparken 

sollte nach Möglichkeit im gesamten Quartier unterbunden werden, da dies die 

Barrierefreiheit der Fußgängerwege beeinträchtigt. Es sollte ein Wechsel von beid-

seitigem, geduldeten Gehwegparken zu ausgewiesenem einseitigem Parken ge-

ben. Insgesamt sollte aktuell auf einen Wegfall von Parkplätzen, insbesondere im 

verdichteten Quartierskern, verzichtet werden. Denn wie die Parkraumuntersu-

chung im Bereich der Präsident-Mohr-Schule und des Marktplatzes aufgezeigt hat, 

sind die vorhandenen Parkplätze schon in Teilen zu stark ausgelastet. Eine Verlage-

rung der Parkflächen, auch unterirdisch, sollte allerdings punktuell angestrebt wer-

den. Dazu ist zunächst die Suche nach alternativen Parkbereichen erforderlich. 

Mithilfe von Verkehrsversuchen kann eine temporäre Umstrukturierung des ru-

henden Verkehrs getestet und dessen Auswirkungen untersucht werden. Auf diese 

Weise kann die Akzeptanz der Nutzer*innen gesteigert werden. 

 

Laufzeit ☐ kurzfristig (< 1 Jahr) ☒ mittelfristig (1 – 3 Jahre) ☐ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & Ver-

antwortliche 

Festlegung der umzugestaltenden Parkräume und 

Suche nach alternativen Parkbereichen bzw. Ausbau-

potenzial von Parkflächen in der Nähe 

Verwaltung 

Durchführung von Verkehrsversuchen zur Umstruk-

turierung des ruhenden Verkehrs in ausgewählten 

Bereichen 

Verwaltung 

 
Durchführung der Umgestaltung, z.B. Entsiegelung 

von ausgewählten Flächen 

Stadt 

Ausgaben ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Die Ausgaben belaufen sich je nach Ausgestaltung auf 20.000 bis 50.000 Euro. 

Personalaufwand ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Zwischen 10-15 AT. 

Machbarkeit 
Die Maßnahme ist nur unter Einbeziehung der Quartiersbewohner*innen umsetz-

bar, wenn länger andauernde Konflikte vermieden werden sollen. 

Wirtschaftlichkeit 
Die Wirtschaftlichkeit ist abhängig vom Umfang der angestrebten Umstrukturie-

rung und kann demnach nicht bewertet werden. 

Förderung 
KfW 267 (Kredit) 

- Für grüne Verkehrsprojekte und nachhaltige Mobilität 
- Bis zu 100% der Investitionskosten 

Klimaschutz  ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Endenergieeinsparung 
/ 

Lokale Wertschöpfung ☒ direkt ☐ indirekt     |     ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 
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Zielgruppe 
Bürger*innen 
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Radverkehrsrouten im Quartier stärken & ausbauen  
 
Mobilität  

 

 

Beschreibung 
Die Steigerung der Attraktivität des Radverkehrs spielt eine entscheidende Rolle 

für die Mobilitätswende.  

Im Rahmen des Verkehrsentwicklungsplans wurde im Bereich Radverkehr eine 

Stärkung der ausgewiesenen Radroute im Quartier empfohlen. Um ausgehend von 

dieser Radroute, die über den Markplatz verläuft, eine direkte Verbindung zur Prä-

sident-Mohr-Schule zu schaffen, wird die Ergänzung einer quartiersbezogenen 

Radroute entlang der Hammergasse empfohlen, die dann auf den Selztalradweg 

führt. So kann auch der Radverkehr innerhalb des Quartiers, insbesondere unter 

Schüler*innen, gestärkt werden. Bei einer zusätzlichen Neugestaltung des Ver-

kehrs auf der Bahnhofstraße wird die Verkehrssicherheit und die Nutzerfreundlich-

keit der Radrouten weiter erhöht. Darüber hinaus wird auch die Grundstraße unter 

Bürger*innen als gefährlich für Radfahrer beschrieben, sodass hier ebenfalls der 

Ausbau der Radwege ein Fokus sein sollte. Ziel sollte es sein, dass so viele Radrou-

tenbereiche wie möglich entlang von Strecken führen, die vom Autoverkehr voll-

ständig oder zumindest baulich getrennt sind. Dies wird aktuell entlang der Selz 

bereits erfüllt. Sofern die Hammergasse zur Klimastraße (siehe dazu Maßnahmen 

Klimaanpassung) ausgebaut wird, kann dies perspektivisch auch in diesem Bereich 

gewährleistet werden. Da, wo aus platztechnischen Gründen eine Separierung 

nicht möglich ist, sollten Geschwindigkeitsbegrenzungen und farbliche Markierun-

gen auf dem Asphalt, sowie regelmäßige Verkehrsüberwachungen die Sicherheit 

erhöhen. Ergänzend zu Aspekten der Verkehrssicherheit kann durch eine umfas-

sende Beschilderung, das Installieren von weiteren E-Bike-Ladepunkten und das 

Erhöhen der Aufenthaltsqualitäten an Schlüsselpunkten, die touristische oder frei-

zeitbezogene Nutzung der Radrouten verstärkt werden. 

 

Laufzeit ☐kurzfristig (< 1 Jahr) ☐mittelfristig (1 – 3 

Jahre) 

☒langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & Ver-

antwortliche 

Erweiterung der Radroute entlang der Hammer-

gasse als schulwegbezogene Route 

Verwaltung 

Erhöhung der Verkehrssicherheit der Radroute ent-

lang der Bahnhofstraße 

Verwaltung 

Stärkung der touristischen und freizeitbezogenen 

Nutzung der Radrouten durch verschiedene Maß-

nahmen 

Verwaltung 

Ausgaben ☐niedrig ☒mittel ☐hoch 

Bei den Kosten können zum Teil Synergieeffekte mit anderen (Bau-) Maßnahmen 

genutzt werden, sodass für das Maßnahmenpaket mit Ausgaben von 20.000 bis 

50.000 Euro zu rechnen ist.  

Personalaufwand ☐niedrig ☒mittel ☐hoch 

Der Personalaufwand beträgt circa 20-25 Arbeitstage. 

Machbarkeit 
Die Maßnahme ist wirtschaftlich und technisch umsetzbar, sofern die notwendigen 

Haushaltsmittel sowie Fördermittel bereitgestellt werden. 
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Wirtschaftlichkeit 
Der Aufwand kann durch Synergieeffekte reduziert werden, wodurch die Maß-

nahme wirtschaftlich ist. 

Förderung 
KfW 267 (Kredit) 

- Für grüne Verkehrsprojekte und nachhaltige Mobilität 
- Bis zu 100% der Investitionskosten 

Förderung von Infrastrukturmaßnahmen zum Radwegebau (auslaufend) 

- Radwegebaumaßnahme 

- Inkl. Planungskosten, Beschilderung, E-Ladestationen 

- Förderquote: 43% der zuwendungsfähigen Kosten 

Förderung Klimafreundliche Mobilität (Kommunalrichtlinie der Nationalen Klima-

schutzinitiative, auslaufend) 

- Verbesserung des Radverkehrs und intelligente Verkehrssteuerung 

- u.a. Radabstellanlagen, Fahrradparkhäuser, Errichtung oder Umgestal-

tung Radinfrastruktur 

- 50% der zuwendungsfähigen Kosten 

Klimaschutz  ☒direkt ☐indirekt     |     ☐niedrig ☒mittel ☐hoch 

Endenergieeinsparung 
Durch den Ausbau und die Steigerung der Attraktivität des Radverkehrs ist ein Um-

stieg vom MIV auf das Rad zu erwarten. 

Lokale Wertschöpfung ☒direkt ☐indirekt     |     ☒niedrig ☐mittel ☐hoch 

Zielgruppe 
Bürger*innen 
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Ausbau der E-Ladeinfrastruktur im Quartier 
 
Mobilität  

 

 

Beschreibung 
Die E-Ladeinfrastruktur sollte sowohl im öffentlichen als auch im privaten Raum 

ausgebaut werden. Die erstellte Übersicht über die Verteilung der bestehenden 

privaten Ladesäulen im Quartier und dem Interesse an einer privaten Ladesäule 

gibt einen Anhaltspunkt, welche Bereiche verstärkt in den Fokus genommen wer-

den sollten. Um den Ausbau im privaten Raum zu fördern, sollte eine Informati-

onskampagne zum Thema Elektromobilität durchgeführt werden. In diesem Rah-

men sollte für den Vorteil einer eigenen Ladesäule geworben und Möglichkeit für 

Mieter*innen aufgezeigt werden. Geeignete Standorte und geplante Ausbauzeit-

räume für öffentliche Ladesäulen wurden bereits im Elektromobilitätskonzept für 

die Gesamtstadt erarbeitet und sollte im Quartier für eine umfassende Versorgung 

an Schlüsselpunkten unbedingt umgesetzt werden. Die Stadtverwaltung ist nicht 

für den Bau der Ladeinfrastruktur zuständig. 

 

Laufzeit ☐ kurzfristig (< 1 Jahr) ☐ mittelfristig (1 – 3 

Jahre) 

☒ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & 

Verantwortliche 

Planung und Errichtung der öffentlichen Ladesäulen externer Dienstleister 

 
Begleitende Öffentlichkeitsarbeit, Informations- 

kampagne private Ladesäulen 

Verwaltung 

Ausgaben ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch  

Die Ausgaben für die weiteren Ausbaustufen der öffentlichen Ladeinfrastruktur 

werden im Elektromobilitätskonzept auf 42.000 Euro geschätzt. Für eine Informa-

tionskampagne sind zusätzlich ca. 7.000 Euro zu veranschlagen. 

Personalaufwand ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Der Personalaufwand beträgt ca. 10 AT. 

Machbarkeit 
Die Maßnahme ist dann sinnvoll umsetzbar, wenn die notwendigen Haushaltsmit-

tel bereitstehen und eine ausreichende Nutzung erfolgt. 

Wirtschaftlichkeit 
Die Maßnahme ist wirtschaftlich, wenn die Ladesäulen regelmäßig genutzt wer-

den. 

Förderung 
/ 

Klimaschutz  ☒ direkt ☐ indirekt     |     ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Endenergieeinsparung Keine Einsparungen. 

Lokale Wertschöpfung ☒ direkt ☐ indirekt     |     ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Wenn lokale Unternehmen mit der Errichtung und ggf. dem Betrieb beauftragt 

werden, entstehen lokale Wertschöpfungseffekte. 

Zielgruppe 
Private Gebäudeeigentümer*innen, externe Dienstleister 
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Verkehrsberuhigung des Marktplatzes 
 
Mobilität  

 

 

Beschreibung 
Der Marktplatz in Ober-Ingelheim dient als zentraler Punkt im Quartier, was aller-

dings auch erhöhte Nutzungskonflikte zur Folge hat. In Kombination mit einer star-

ken Versiegelung, hohem Parkdruck und einem baulich fest eingegrenzten Be-

reich, führt dies zu einer maximalen Fahrbahnbreite von 4,50 m und einer vermin-

derten Verkehrssicherheit zu Stoßzeiten. Auch im Verkehrsentwicklungsplan 

wurde der Marktplatz als Schlüssel- und gleichzeitig als Problemzone beschrieben 

und eine Verkehrsberuhigung empfohlen. Die Verkehrsberuhigung hat zum Ziel, 

dem nicht-motorisierten Verkehr mehr Platz einzuräumen und die Aufenthalts-

qualität sowie die Verkehrssicherheit nachhaltig zu stärken. Zur Verkehrsberuhi-

gung wurden im Verkehrsentwicklungsplan folgende Maßnahmen vorgeschlagen, 

die beispielsweise durch Verkehrsversuche temporär getestet werden können: 

1) Einordnung als verkehrsberuhigter Bereich 

2) Einordnung als Begegnungs- oder Fußgängerzone 

3) Nutzung von Modalfiltern, um die Verkehrswege für bestimmte Fortbe-

wegungsmittel zu blockieren 

Bei der Wahl der geeigneten Maßnahme sollten die unterschiedlichen Bedürf-

nisse von Gewerbe, Kund*innen und Anwohner*innen berücksichtigt werden. Be-

sonders sollte das Thema Barrierefreiheit in die Planungen einbezogen werden. 

Steigungen, Treppenanlagen und Kopfsteinpflaster können zu einem großen Hin-

dernis für mobilitätseingeschränkte Personen, Menschen mit Rollator oder Kin-

derwagen werden und schränken die gesellschaftliche Teilhabe ein. Wenn eine 

Verkehrsberuhigung des Marktplatzes getestet wird, sollten die Verlagerungsef-

fekte auf Nebenrouten evaluiert und deren potenzielle Auswirkungen mit in die 

Planungen einbezogen werden. Zusätzlich kann durch die städtebauliche, klimati-

sche, strukturelle Verbesserung dieses Knotenpunktes der Gesamtraum als Erleb-

nisraum für alle Akteure wahrgenommen werden. 

 

Laufzeit ☐ kurzfristig (< 1 Jahr) ☐ mittelfristig (1 – 3 

Jahre) 

☒ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & Ver-

antwortliche 

Erarbeitung einer Strategie zur Verkehrsberuhi-

gung des Marktplatzes 

Verwaltung 

Verkehrsversuch(e) und Auswertung der Wirk-

samkeit und Nebeneffekte der getesteten Maß-

nahme(n) 

Verwaltung 

 
Umsetzung der am besten geeigneten Maß-

nahme zur Verkehrsberuhigung 

Verwaltung 

Ausgaben ☐ niedrig ☐ mittel ☒ hoch 

Die Ausgaben sind von der Ausgestaltung der Maßnahme abhängig, weshalb sie 

noch nicht abschließend abgeschätzt werden können. 

Personalaufwand ☒niedrig ☐mittel ☐hoch  

Der Personalaufwand beträgt circa 10-15 Arbeitstage. 

Machbarkeit 
Die Maßnahme ist technisch und wirtschaftlich nur umsetzbar, wenn notwendige 
Haushaltsmittel durch Fördermittel oder anderweitige Finanzierungen bereitge-
stellt werden. 
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Wirtschaftlichkeit 
Die Maßnahme ist wirtschaftlich, wenn Fördermittel zur Verfügung stehen. 

 

Förderung 
KfW 267 (Kredit) 

- Für grüne Verkehrsprojekte und nachhaltige Mobilität 
- Bis zu 100% der Investitionskosten 

KfW 148 IKU – Kommunale und Soziale Unternehmen (Förderkredit) 
- Ausbau der barrierefreien Infrastruktur 
- Förderkredit bis zu 50 Mio. Euro 
- Kombination mit KfW 267 möglich 

Klimaschutz  ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☒niedrig ☐mittel ☐hoch 

Durch die Ausweitung der Fußgängerzone kann eine Umstellung auf klimafreund-

liche Mobilität sowie Freiräume erfolgen. 

Endenergieeinsparung 
Die Einsparungen können nicht abgeschätzt werden. 

Lokale Wertschöpfung ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Zielgruppe 
Alle Bürger*innen, Gewerbetreibende 
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11.1.5 Information, Beratung und Öffentlichkeitsarbeit 
 

Einzelberatungen im Quartier für Interessierte und Bau-
willige 
 
Information, Beratung & Öffentlichkeitsarbeit 

 

 

Beschreibung Die gezielte Beratung soll Bürger*innen und Unternehmen zu Energiespar- und Kli-

maschutzmaßnahmen informieren. Die bundesweite Plattform foerderdaten-

bank.de steht ergänzend als Online-Tool zur Verfügung, um bestehende Fördermit-

tel nach entsprechenden Vorgaben zu filtern. 

Zunächst kann eine Impulsberatung durch das Klimaschutzmanagement durchge-

führt werden. Dabei können über Fördermittel informiert und Fragen zu Sanie-

rungsmaßnahmen beantwortet werden. Aufbauend darauf sollen Sprechstunden 

mit Energieberater*innen angeboten werden, die den Einstieg in die Energiebera-

tung erleichtern sollen und konkrete Sanierungsmaßnahmen passend zum Ge-

bäude behandeln. 

Ziel der Maßnahme ist es daher, im Sanierungsgebiet allen interessierten Hausbe-

sitzer*innen eine konkrete Vor-Ort-Beratung zu ermöglichen. Dazu wird eine enge 

Zusammenarbeit mit den regionalen Energieberater*innen angestrebt. 

 

Laufzeit ☐ kurzfristig (< 1 Jahr) ☐ mittelfristig (1 – 3 

Jahre) 

☒ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & Ver-

antwortliche 

Suche nach mitwirkenden Energieberater*innen  

Prüfung von Kooperationsmöglichkeiten mit be-

nachbarten Kommunen und Energieagenturen 

Verwaltung, ggf. Klimaschutz-

management 

 Beauftragung Energieberater*in und Vorberei-

tung der Kampagne 

Verwaltung 

 Durchführung der Energieberatung und Etablie-

rung des Beratungsangebotes 

Energieberater*innen 

Ausgaben ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Ausgaben für Energieberatungen belaufen sich auf etwa 100 -150 EUR pro Stunde, 

schätzungsweise 5.000 EUR pro Jahr (Annahme von 4 Energieberatungen pro Wo-

che für 8 Monate). Im Rahmen der Kampagne wird der größte Anteil der Energie-

beratungen über Fördermittel finanziert. 

Personalaufwand ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Der Personalaufwand beträgt ca. 30-40 Arbeitstage, falls auch Verwaltungsmitar-

beiter*innen standardisierte Impulsberatungen (Dauer ca. 1 Stunde) durchführen 

sollten. 

Machbarkeit Die Maßnahme ist einfach umsetzbar, sofern Energieberater*innen für eine Ko-

operation gewonnen werden können. 

Wirtschaftlichkeit Ein Beratungsangebot ist zwar aufwendig, jedoch erzielt es einen hohen Nutzen. 

Dadurch, dass der größte Anteil der Ausgaben durch eine Drittmittelfinanzierung 

gesichert ist, ist die Maßnahme wirtschaftlich. 

Förderung Kommunalrichtlinie 2022 – Beratungsleistungen im Bereich Klimaschutz 
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- Gefördert werden Einstiegs- und Orientierungsberatungen sowie Fokus-

beratungen im Bereich Klimaschutz durch fachkundige, externe Dienst-

leister 

- Zuschuss von bis zu 70 % der zuwendungsfähigen Ausgaben 

- Min. Fördersumme: 5.000 Euro 

Klimaschutz  ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☐ mittel ☒ hoch 

Erstenergieberatungen bieten das Potenzial, mehr Bürger*innen für das Thema 

„Energetische Sanierung“ zu begeistern. Die Umsetzung von Vorschlägen der Be-

ratung kann zu erheblichen Emissionssenkungen führen. Anschließende Sanie-

rungsmaßnahmen sind außerdem wahrscheinlicher, da bereits ein Kontakt mit 

Energieberater*innen vorliegt. 

Endenergieeinsparung Die Endenergieeinsparung ist abhängig von den konkreten Sanierungsmaßnahmen 

der privaten Eigentümer*innen. 

Lokale Wertschöpfung ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Wenn durch die Beratungen vermehrt Sanierungen, PV-Installationen oder ein 

Wechsel der Heizungstechnologie erfolgen, werden Aufträge für das lokale Hand-

werk geschaffen. Die Abhängigkeit von fossilen Rohstoffen kann deutlich reduziert 

werden. 

Reichweite ☐ niedrig ☐ mittel ☒ hoch 

Zielgruppe Bürger*innen, Energieberater*innen, Verwaltung 
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Durchführung einer Wärmenetzkampagne 
 
Information, Beratung & Öffentlichkeitsarbeit 

 

 

Beschreibung Um die Wirtschaftlichkeit eines Wärmenetzes sicherzustellen, ist eine möglichst 

hohe Anschlussquote zu erzielen. Um so viele Anschlussteilnehmer*innen wie 

möglich zu gewinnen, sollte unterstützend eine Wärmenetzkampagne initiiert wer-

den. Für die Mobilisierung der Gebäudeeigentümer*innen bietet sich an, die Wirt-

schaftlichkeit verschiedener Versorgungsmöglichkeiten gegenüberzustellen. Dies 

soll zum einen Eigentümer*innen auf das verfügbare Potenzial aufmerksam ma-

chen und zum anderen umfangreich zum geplanten Wärmenetz und den An-

schlussmöglichkeiten informieren. Während der Durchführung der Kampagne 

sollte zusätzliches Beratungspersonal zur Verfügung stehen. Ratsuchende nicht mit 

Informationen unterstützen zu können, führt in der Regel zum Scheitern eines Vor-

habens. Wichtig ist eine umfängliche Bereitstellung von Informationsmaterial und 

Ansprechpartner*innen. Parallel sollten Informationsabende rund um das Thema 

Wärmenetz organisiert werden (Technischer Überblick, Vorstellung des Projektes 

und des Zeitplans des Betreibers, Wirtschaftlichkeit, Regulatorische Rahmenbedin-

gungen, Erfahrungswerte von Bürger*innen). Zusätzlich zu Informationen zum 

Wärmenetz, sollten auch Übergangslösungen vorgestellt werden, falls die Heizun-

gen kurz vor dem Anschluss an das Wärmenetz getauscht werden müssten. Auf 

diese Weise können direkt zu Beginn mehr Anschlussteilnehmer*innen gewonnen 

werden. 

 

Laufzeit ☐ kurzfristig (< 1 Jahr) ☒ mittelfristig (1 – 3 

Jahre) 

☐ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & Ver-

antwortliche 

Vorbereitung der Kampagne  Klimaschutzmanagement 

 Durchführung der Kampagne Klimaschutzmanagement 

Ausgaben ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Die Kosten für Werbung und Informationsmaterial betragen maximal 1.000€. Je 

nach Ausgestaltung der Kampagne fallen Personalkosten, Werbungskosten (Flyer, 

Plakate) und Materialkosten (Infomaterial, Anschauungsmaterial, ein Stand o.Ä.) 

an. Werden externe Fachleute hinzugezogen, ist das entsprechende Honorar zu 

zahlen. Die Kampagnen können auch stadtteilspezifisch durchgeführt werden.  

Personalaufwand ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Der Personalaufwand beträgt circa 20-25 Arbeitstage. 

Machbarkeit Die Maßnahme ist technisch und wirtschaftlich umsetzbar. 

Wirtschaftlichkeit Aufwand und Ertrag stehen in guter Relation zueinander.  

Förderung - 

Klimaschutz  ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☐ mittel ☒ hoch 

Die Informationsmaßnahme kann einen Großteil der Bevölkerung erreichen. Sie 

bezieht sich gezielt auf ein relevantes Themengebiet mit hohem Emissionseinspar-

potenzial. Entsprechend wird eine hohe, indirekte Wirkung erwartet. 

Endenergieeinsparung / 

Lokale Wertschöpfung ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 
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Wenn durch die Kampagne weitere Anschlussteilnehmer*innen gewonnen wer-

den, kann die Abhängigkeit von fossilen Rohstoffen deutlich reduziert werden. 

Reichweite ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Zielgruppe Bürger*innen, Unternehmen, Verwaltung 
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Ausbau des digitalen Informationsangebots 
 
Information, Beratung & Öffentlichkeitsarbeit 

 

 

Beschreibung Um der breiten Öffentlichkeit alle Angebote zur energetischen Sanierung des Ei-

genheims sowie zur Klimaanpassung zugänglich machen zu können, sollte die 

Website für diesen Anlass aktualisiert werden. Es sollten Informations-, Bera-

tungs- und Beteiligungsmöglichkeiten auf dieser Seite platziert werden. Eine wei-

tere Möglichkeit ist es, eine Plattform für Best-Practices-Beispiele von Sanierungs-

maßnahmen und Klimaanpassungsmaßnahmen privater Eigentümer aufzubauen 

und zu integrieren. Dies kann den Nachahmungseffekt für eigene Sanierungen er-

höhen. Ggf. könnten Kontaktdaten hinterlegt werden, damit Bürger*innen mit 

den Eigentümer*innen Kontakt aufnehmen und sich das Best-Practice-Beispiel 

vor Ort anschauen können. Der Stand zu einzelnen Maßnahmen und möglichen 

Beteiligungsangeboten muss laufend aktualisiert und auf der Website veröffent-

licht werden. Die Website soll somit zur zentralen Anlaufstelle für Bürger*innen 

und Unternehmen werden. 

 

Laufzeit ☐ kurzfristig (< 1 Jahr) ☒ mittelfristig (1 – 3 

Jahre) 

☐ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & Ver-

antwortliche 

Aktualisierung der Website zu allen Angeboten 

zum Thema „Energetische Sanierung“ und 

„Klimaanpassung“ 

Verwaltung 

Klimaschutzmanagement 

 Sammlung von Publikationen und Einbindung in 

die Website 

Verwaltung 

Klimaschutzmanagement 

Ausgaben ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Es entstehen neben den Personalkosten keine zusätzlichen Ausgaben. 

Personalaufwand ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Der Personalaufwand beträgt circa 20-40 Arbeitstage. 

Machbarkeit Die Maßnahme ist technisch und wirtschaftlich umsetzbar, da keine zusätzlichen 

finanziellen Mittel aufgewendet werden müssen. 

Wirtschaftlichkeit Da nur Personalkosten anfallen und keine weiteren Ausgaben erforderlich sind, ist 

von einer Wirtschaftlichkeit der Maßnahme auszugehen. 

Förderung - 

Klimaschutz  ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Durch die Aktualisierung der städtischen Homepage kann die gesamte Bevölke-

rung erreicht werden. Es kann die Akzeptanz des Gesamtprojektes sowie deren 

Maßnahmen durch größtmögliche Transparenz steigern. Durch Best-Practice-Bei-

spiele und Publikationen werden die Eigentümer*innen animiert, selbst kleinere 

bis größere Sanierungsmaßnahmen an ihrem Objekt durchzuführen.  

Endenergieeinsparung - 

Lokale Wertschöpfung ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Wenn aufgrund der verbesserten Informationslage bzw. des Nachahmungseffektes 

vermehrt Sanierungen, PV-Installationen oder ein Wechsel der Heizungstechnolo-

gie erfolgen, werden Aufträge für das lokale Handwerk geschaffen. Die Abhängig-

keit von fossilen Rohstoffen kann deutlich reduziert werden. 

Reichweite ☐ niedrig ☐ mittel ☒ hoch 
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Zielgruppe Bürger*innen, Unternehmen 
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Energiesparmodelle in Schulen und Kitas 
 
Information, Beratung & Öffentlichkeitsarbeit 

 

 

Beschreibung Ziel ist es, die Energiekosten in den Einrichtungen zu senken und begleitende 

umweltpädagogische Projekte durchzuführen. Die Leitung dieser Maßnahme kann 

zum Beispiel vom Klimaschutzmanagement übernommen und durch die 

Beauftragung eines externen Dienstleisters begleitet werden. Es wird eine 

flächendeckende Durchführung des Projektes, auch für nicht kommunal getragene 

Kitas und Schulen, empfohlen. 

 

Laufzeit ☐ kurzfristig (< 1 Jahr) ☒ mittelfristig (1 – 3 

Jahre) 

☐ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & Ver-

antwortliche 

Vorgespräche mit Einrichtungen 

Unterstützung eines externen Dienstleisters 

anfragen 

Einstellung der erforderlichen Mittel im 

Haushalt 

Klimaschutzmanagement 

Verwaltung 

Schulen, Kita 

Externer Diensleister 

 Einreichung der Beantragung, Erhalt des 

Zuwendungsbescheid, ggf. Ausschreibung des 

Projekts 

Klimaschutzmanagement 

Schulen, Kita 

Externer Diensleister 

 Realisierung des Projektes Energiesparmodelle 

in Schulen und Kitas 

Externer Dienstleister 

Schulen, Kita 

Ausgaben ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

10.000-20.000 Euro: Dies beinhaltet die Konzeptentwicklung und insb. die Durch-

führung von Workshops und Informationsveranstaltungen. Die Förderquote im 

Rahmen der Kommunalrichtlinie des BMU beträgt 70 %. Dazu kommen ergän-

zende Fördermittel für Sachausgaben, sowohl für die umweltpädagogische Arbeit 

als auch für geringinvestive Maßnahmen wie Türschließer, Thermostatventile oder 

Wassersparaufsätze. Die eingesparten Energiekosten sollen anteilig wieder an die 

Einrichtungen zurückgegeben werden (z.B. i.H.v. 50 % als Energiesparerfolgs- oder 

Aktivitätsprämien). 

Personalaufwand ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Der Personalaufwand wird auf maximal 10 AT geschätzt, da der Hauptaufwand bei 

den jeweiligen Schulen liegt und der Verwaltung nur eine koordinative Rolle 

zukommt. 

Machbarkeit Die Maßnahme ist umsetzbar, sofern ausreichend Einrichtungen teilnehmen. 

Wirtschaftlichkeit Da der Aufwand relativ gering ausfällt, wird der Ertrag hoch sein. 

Förderung Das Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) fördert die 

Maßnahme mit 70 % der förderfähigen Gesamtausgaben für bis zu vier Jahre. 

Klimaschutz  ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☐ mittel ☒ hoch 

Neben der unmittelbaren Senkung des Energieverbrauchs zielt das Projekt vor 

allem auf die dauerhafte und nachhaltige Veränderung von Verhaltensweisen ab, 

was wiederum zu Emissionssenkungen führt. 

Endenergieeinsparung Durch die Senkung des Energieverbrauchs werden wird auch eine 

Endenergieeinsparung erreicht. Die Höhe der Einsparung ist abhängig von den 

durchgeführten Maßnahmen und kann nicht bemessen werden. 
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Lokale Wertschöpfung ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Werden lokale Unternehmen für einzelne Maßnahmen beauftragt 

(Energieeinsparmaßnahmen), kann lokale Wertschöpfung geschaffen werden. Die 

eingesparten Energiekosten wirken sich positiv auf das Budget von Kommune und 

Bildungseinrichtungen aus und können anderweitig lokal verausgabt werden. 

Reichweite ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Zielgruppe Verwaltung, Schulen/ Kitas 
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Dialogformat „Energetische Sanierung im Einklang mit 
dem Denkmalschutz“ 
 
Information, Beratung & Öffentlichkeitsarbeit 

 

 

Beschreibung Zahlreiche Maßnahmen zum Klimaschutz können nicht von Seiten der Verwal-

tung umgesetzt werden, denn beispielsweise der Energieverbrauch der privaten 

Wohngebäude oder der Unternehmen liegt außerhalb des Einflussbereichs der 

Stadt. Um Eigentümer*innen denkmalgeschützter Gebäude stärker zu unterstüt-

zen und zur Mitgestaltung zu motivieren, bietet sich ein Dialogformat an. Ziel ist 

es, die Bürger*innen im Umgang mit energetischen Sanierungen am Denkmal 

weiterzubilden, sodass Unsicherheiten und Hemmnisse abgebaut werden kön-

nen. Denn häufig werden fehlende Informationen oder Zweifel der Genehmi-

gungsfähigkeit als Ursache genannt, warum Sanierungsmaßnahmen nicht ange-

gangen werden. Auch sind die vorhandenen Fördermöglichkeiten, die abgerufen 

werden können, nicht unbedingt bekannt. 

Aus diesem Grund kann in Kooperation mit der Denkmalschutzbehörde, Verei-

nen oder Organisationen sowie beauftragten externen Berater*innen ein regel-

mäßig stattfindendes Dialogformat, z.B. einmal pro Monat durchgeführt werden. 

Das Format soll nicht nur der Information, sondern auch dem Austausch zwi-

schen den Bürger*innen dienen. Dabei können die Vorgehensweise bei bereits 

durchgeführten Maßnahmen besprochen und Erfahrungen ausgetauscht wer-

den. Die Veranstaltungen sollen im öffentlichen Raum stark beworben werden.  

 

Laufzeit ☐ kurz (< 1 Jahr) ☒ mittel (1 – 3 Jahre) ☐ lang (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & Ver-

antwortliche 

Vorbereitung des Dialogformats 

Suche nach Kooperationspartner*innen 

Verwaltung 

 Durchführung und Etablierung des Dialogfor-

mats 

Verwaltung 

Ausgaben ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Die Kosten für Werbung und Informationsmaterial sind als niedrig einzuschätzen. 

Je nach Ausgestaltung des Dialogformates fallen Personalkosten, Werbungskos-

ten (Flyer, Plakate) und Materialkosten (Infomaterial, Anschauungsmaterial, ein 

Stand o. Ä.) an. Werden externe Fachleute hinzugezogen, ist das entsprechende 

Honorar zu zahlen.  

Personalaufwand ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Der Personalaufwand beträgt circa 10-15 Arbeitstage, abhängig von der Ausge-

staltung des Dialogformates. 

Machbarkeit Die Maßnahme ist umsetzbar, wenn ausreichend Kooperationspartner*innen so-

wie externe Berater*innen für das Dialogformat gewonnen werden können. 

Wirtschaftlichkeit Die Maßnahme ist wirtschaftlich, wenn sich ausreichend Bürger*innen an dem 

Format beteiligen und dadurch zu Sanierungsmaßnahmen an ihrem (denkmal-

geschützten) Gebäude motiviert werden.  

Förderung - 

Klimaschutz  ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 
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Die Klimaschutzwirkung von Kommunikationsmaßnahmen ist in der Regel nicht 

direkt messbar. Die Maßnahme kann insbesondere Gebäudeeigentümer*innen 

erreichen.  

Endenergieeinsparung / 

Lokale Wertschöpfung ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Werden lokale Unternehmen mit Sanierungsmaßnahmen/ Photovoltaik-Installa-

tionen beauftragt, kann lokale Wertschöpfung geschaffen werden. 

Reichweite ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Zielgruppe Gebäudeeigentümer*innen, Denkmalschutzbehörde, externe Referent*innen 
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11.2 Projektmanagementplan 

 
Abbildung 108: Projektmanagementplan 
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11.3 Umsetzungshindernisse und Ansätze zu deren Überwindung 

Im Rahmen der Umsetzung von als kostengünstig und klimafreundlich errechneten Lösungen existie-

ren eine Reihe technischer, wirtschaftlicher und akteursbezogener Hemmnisse. Bezüglich der Umset-

zung von Maßnahmen auf Einzelgebäudeebene, insbesondere Photovoltaik, regenerative Heiztechnik 

und Gebäudehüllensanierung, werden folgende Faktoren als zentrale Hemmnisse eingeschätzt: 

• Fehlende Informationen zur Wirtschaftlichkeit 

• Abschreckung durch hohe Anfangsinvestition 

• Scheuen des Aufwands für Planung, Finanzierung, Installation und Betrieb 

• Skepsis gegenüber der noch wenig bekannten Wärmepumpentechnologie 

Auf die Überwindung der genannten Hindernisse zielen folgende im Maßnahmenkatalog benannten 

Handlungsempfehlungen:  

• Hinsichtlich des Ausbaus der Photovoltaik sind vielfältige Maßnahmen vorgesehen, die die ge-

nannten Hemmnisse adressieren. Hierzu zählen Contracting-Modelle und die Ausweitung von 

Beratungs- und Informationsangeboten. 

• Informationsdefizite bezüglich einer wirtschaftlich-ökologischen Gebäudeoptimierung werden 

mithilfe von Maßnahmen zur Sensibilisierung der Bevölkerung für Klimaschutz/Energiewende 

sowie durch eine Ausweitung des Beratungs- und Informationsangebots adressiert. Darüber 

hinaus spielen Informationen für und über das Handwerk eine wichtige Rolle. Es ist von hoher 

Bedeutung, Bürger*innen stetig über alle Kanäle zu Neuigkeiten und Veränderungen zu infor-

mieren, insbesondere auch über aktuelle Projekte und den Umsetzungsstand bei kommunalen 

Maßnahmen. Regelmäßige Veranstaltungen, Informationsmaterial und Kampagnen sorgen für 

mehr Akzeptanz in der Bürgerschaft. Dies wird auch durch eine fortlaufend aktualisierte Inter-

netpräsenz erzielt. 

• Da das Sanierungsmanagement zur Umsetzung der Maßnahmen seit 2024 nicht mehr durch 

die KfW gefördert wird, müssen personelle und finanzielle Ressourcen der Stadt für die Um-

setzung aufgewendet werden. Damit dies gelingt, sollten wenn möglich entsprechende Haus-

haltsmittel dafür vorgehalten werden. Mit der Klimaschutzmanagerin hat die Stadt bereits eine 

gute Unterstützung. Diese ist jedoch für die Gesamtstadt zuständig und nicht ausschließlich für 

den Stadtteil Ober-Ingelheim. Daher sollte ggf. über eine weitere Personalstelle nachgedacht 

werden, die sich explizit der Umsetzung des Quartierskonzeptes widmet.  

• Besonders wichtig wird zukünftig auch die Mitwirkung der Bürgerschaft. Diese wurde während 

der Erarbeitung des Quartierskonzeptes bei mehreren Beteiligungsformaten einbezogen und 

für das Thema sensibilisiert. Es kann festgestellt werden, dass die Bürgerschaft von Ober-Ingel-

heim bei den Veranstaltungen eine sehr rege Teilnahme und viel Engagement gezeigt hat. Hie-

rauf sollte weiter aufgebaut werden. Daher wird bei den Maßnahmen vorgeschlagen ein Be-

teiligungsformat zu etablieren, das sich mit der Zeit aus der Bürgerschaft heraus verstetigt und 

so eine Multiplikatorwirkung in das Quartier erzielt wird.  
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12 Kommunikationsstrategie und Controlling 

12.1 Kommunikationsstrategie 

Um das Quartierskonzept öffentlich zu kommunizieren, sind geeignete mediale Instrumente auszu-

wählen. Über die reine Information hinaus hat die Kommunikationsstrategie das Ziel, die Bürgerschaft 

zu sparsamem und klimafreundlichem Verhalten zu motivieren. Wenn die Maßnahmen des Quartiers-

konzepts umgesetzt werden, nimmt die Stadt Ingelheim am Rhein eine Vorbildrolle ein und kann sich 

in Informationskampagnen und Veranstaltungen glaubwürdig präsentieren. 

Die Kommunikationsstrategie verfolgt folgende Ziele: 

• Bekanntmachung des Quartierskonzepts „Ober-Ingelheim“, der erarbeiteten Inhalte des Kon-

zepts und des Umsetzungsstandes 

• Erreichen von möglichst vielen Personen 

• Sensibilisierung der Öffentlichkeit für Klimaschutz, Verkehrs- und Energiewende  

• Umdenken in der Bevölkerung 

• Nachhaltiges grünes Quartier: Vermittlung der Botschaft, dass Ingelheim einschließlich Bür-

gerschaft, Vereinen, Gewerbe, Politik und Verwaltung Klimaschutz und Klimawandel ernst 

nehmen, notwendige Maßnahmen für eine nachhaltige Zukunft umsetzen, und dies gleichzei-

tig vielfältige Vorteile in Bezug auf die wirtschaftliche Entwicklung und die Lebensqualität im 

Ort mitbringen kann 

Zielgruppe der Kommunikationsstrategie sind somit: 

• Privatpersonen (Eigentümer*innen, Mieter*innen) 

• Gewerbe und Landwirtschaft 

• Verwaltung 

• Bildungseinrichtungen 

• Vereine 

• Kirchengemeinden 

Bereits während der Konzepterstellung wurden vielfältige Maßnahmen zur Projektkommunikation 

entwickelt und umgesetzt, von Pressemitteilungen und Internetauftritt bis hin zu öffentlichen Veran-

staltungen zur Beteiligung und Information aller relevanten Stakeholder. Diese Maßnahmen gilt es im 

Zuge der Konzeptumsetzung fortzusetzen und zu ergänzen. 

Alle Instrumente sollten in Kooperation mit der lokalen Presse und auf der städtischen Website ange-

kündigt und nachbereitet sowie mit Plakaten beworben werden. 

  



 

 

Kommunikationsstrategie und Controlling 

181 

Im Folgenden werden weitere Instrumente und Möglichkeiten dargestellt, die die Stadt Ingelheim am 

Rhein begleitend bei der Umsetzung der Maßnahmen nutzen sollte. Die Strategie setzt sich aus den 

Bereichen „Informieren“ und „Beteiligen“ und ihren Instrumenten zusammen (Abbildung 109). 

 

 
Abbildung 109: Kommunikationsstrategie - Bereiche und Instrumente 

 

Im Folgenden werden die Instrumente erläutert und Beispiele gegeben. Durch die Instrumente im Be-

reich „Informieren“ soll Abstraktes greifbar gemacht werden. Der Klimawandel ist ein komplexer Pro-

zess. Es ist nicht erforderlich, dass jede*r Einzelne die Details erklären kann. Viel wichtiger ist, dass die 

Folgen zum großen Teil auf unseren Lebensstil zurückzuführen sind, der sich aber nicht gänzlich ändern 

muss, um die Folgen zu mildern. Es soll motiviert und Begriffe positiv besetzt werden, da die Verhal-

tensanpassungen einen Gewinn an Lebensqualität mit sich bringen können. Die Stadt sollte es sich zur 

Aufgabe machen, den Gewinn an Lebensqualität, Verhaltensalternativen und positive Beispiele (Best-

Practice-Beispiele) zu kommunizieren. 

Mit den Instrumenten aus dem Bereich „Beteiligen“ kann insbesondere der Gemeinschaftsgedanke 

gestärkt werden. Klimaschutz, Klimaanpassung sowie die Energie- und Mobilitätswende werden be-

sonders dann wirksam, wenn alle Beteiligten an einem gemeinsamen Ziel arbeiten und an einem 

Strang ziehen. Zusätzlich bieten die Instrumente dieses Bereichs Möglichkeiten für besonders aktive 

Interessierte, sich für die Stadt und den Klimaschutz einzusetzen. Diese Bürger*innen können auch als 

Multiplikator*innen dienen, um mehr Breitenwirksamkeit zu erzielen. 

12.1.1 Instrumente zur Information 

Flyer/Info-Material 
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Beschreibung Flyer und Info-Material können das Quartierskonzept in einer 

Kurzfassung präsentieren und sollten umgesetzte Maßnahmen 

veranschaulichen.  

Zielgruppe Bürger*innen, Unternehmen, Vereine, Schulen, Kita 

 

Vorträge/Veranstaltungen/Aktionstage 

Beschreibung Die Stadt kann selbst Vorträge, Veranstaltungen oder Aktionstage 

zu den Themen Klimaschutz, Klimaanpassung, Energie- und Mobi-

litätswende abhalten. Zusätzlich sollten Vereine oder Expert*in-

nen eingeladen werden, um den Veranstaltungen einen größeren 

Rahmen zu geben und um die Attraktivität zu erhöhen. In Betracht 

kommen hierfür auch z.B. Energieversorger, Ingenieur-, Architek-

tur- und Planungsbüros, Energieberater*innen und Handwerksfir-

men. Wenn möglich, sollten die Präsentationen und die Ergeb-

nisse der Bürgerschaft online zur Verfügung gestellt werden. 

Zielgruppe Bürger*innen, Unternehmen, Vereine, Schulen, Kita 

 

Kampagnen 

Beschreibung Eine Kampagne verfolgt ein klar definiertes Ziel und ist langfristig 

angelegt. Dieses Instrument könnte beispielsweise genutzt wer-

den, um gezielt für Photovoltaikanlagen auf Privatdächern oder 

den Anschluss an ein mögliches Wärmenetz zu werben. 

Zielgruppe Bürger*innen, Unternehmen 
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Ausstellungen 

Beschreibung Ausstellungen laden zum Verweilen, Experimentieren und Infor-

mieren ein. Für Schulen und Kita kann es z.B. Mitmach-Ausstellun-

gen geben, bei denen sich Kinder und Jugendliche spielerisch mit 

den Themen Klima und Energie auseinandersetzen. 

Zielgruppe Bürger*innen, Unternehmen, Vereine, Schulen, Kita 

 

Exkursionen 

Beschreibung Exkursionen können beispielsweise zu Nahwärmenetzen und 

Energieversorgern organisiert werden. Denkbar sind auch Spa-

ziergänge zu den Themen Artenvielfalt/Artensterben, Landwirt-

schaft im Wandel, Entwicklung des Waldes etc. Bei Exkursionen 

und Spaziergängen kann anschaulich gezeigt werden, worüber ge-

sprochen wird. Lokale Vereine können in die Planung einbezogen 

werden. 

Zielgruppe Bürger*innen, Unternehmen, Vereine, Schulen, Kita 
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12.1.1 Instrumente zur Beteiligung 

Quartiersbeirat 

Beschreibung Beiräte haben eine beratende Funktion inne und geben Politik 

und Verwaltung Anregungen und Empfehlungen. Der Quartiers-

beirat sollte sowohl aus Expert*innen (z.B. aus Unternehmen oder 

Vereinen) als auch aus interessierten Bürger*innen bestehen, um 

ein höheres Maß an Neutralität zu gewähren. Der Beirat bündelt 

lokales Wissen und kann Empfindsamkeiten der Bevölkerung 

kommunizieren, Maßnahmen initiieren und bei Bedarf auch 

schlichtend auftreten. Eine mögliche Abgrenzung der Aufgaben 

gegenüber der Steuerungsgruppe (s. 11.1.1) könnte darin beste-

hen, dass diese eher Entscheidungen vorbereitet, während der 

Quartiersbeirat stärker der Multiplikation in die Bürgerschaft die-

nen kann. Ggf. ist aber auch die Beschränkung auf ein Gremium 

sinnvoller, dies ist abzuwägen. 

Zielgruppe Bürger*innen, Unternehmen, Vereine 

 

Arbeitsgemeinschaften 

Beschreibung Arbeitsgemeinschaften arbeiten an selbst gesteckten Themen. Sie 

können helfen, lokales Wissen zu bündeln und bei der Umsetzung 

der Maßnahmen unterstützend wirken oder eigene Projekte an-

gehen. 

Zielgruppe Bürger*innen, Unternehmen, Vereine, Energieversorger 

 

Energiegenossenschaften 

Beschreibung Energiegenossenschaften erhöhen die Akzeptanz der erneuerba-

ren Energien deutlich, da die Beteiligten finanziell profitieren und 

der NIMBY-Effekt („Not in my backyard“) abgeschwächt wird. Die 

demokratische Struktur von Genossenschaften verleiht den An-

teilseigner*innen zusätzliche Steuerungsmöglichkeiten. 

Zielgruppe Bürger*innen, Unternehmen, Vereine 
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Befragungen 

Beschreibung Durch Befragungen zu bestimmten Themen kann eine erhöhte 

Akzeptanz geschaffen werden, da die Meinung der Bürger*innen 

direkt miteinbezogen wird. Befragungen können dabei helfen, alle 

Perspektiven und auch die Bedenken sichtbar zu machen. 

Zielgruppe Bürger*innen, Unternehmen, Vereine 

  



 

 

Kommunikationsstrategie und Controlling 

186 

12.2 Controlling 

Um zu prüfen, ob die hier empfohlenen Maßnahmen erfolgreich umgesetzt werden, zu verringerten 

Emissionen und Einsparungen führen und gesellschaftlich akzeptiert sind, sollte ein Controlling etab-

liert werden. Wichtig ist, dass es mit wenig Aufwand verbunden ist, damit die Stadt dazu selbst in der 

Lage ist. Um das Controlling sachgerecht und stetig durchzuführen, müssen klare Verantwortlichkeiten 

definiert werden. Ein Controlling ist außerdem erforderlich, damit im Falle eines oder mehrerer Perso-

nalwechsel ausreichende Dokumentationen vorliegen. Das Controlling muss gegenüber der Bürger-

schaft ausreichend kommuniziert werden (siehe vorhergehender Abschnitt). Es wird vorgeschlagen, 

ein doppelt gestütztes Controlling aufzusetzen, das aus einer Beschlusskontrolle und einer Wirkungs-

kontrolle besteht (Abbildung 110). 

 

 
Abbildung 110: Zweistufiges Controlling82  

  

 

82 Eigene Darstellung, angelehnt an Schwabe 2006, S. 697 
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12.2.1 Beschluss- und Umsetzungskontrolle 

Um festzustellen, welche Maßnahmen umgesetzt worden sind, sollte es ein einheitliches Erfassungs-

system geben. In Abbildung 111 ist beispielhaft dargestellt, wie durchgeführte Maßnahmen dokumen-

tiert werden können. Es sollte jährlich geprüft werden, welche und wie viele Maßnahmen umgesetzt 

worden sind und wie oft eine Wiederholung oder Verlängerung einiger Maßnahmen notwendig ist. Es 

sollte zusätzlich festgehalten werden, warum eine Maßnahme nicht umgesetzt werden konnte, um es 

ggf. einige Jahre später unter veränderten Rahmenbedingungen erneut zu versuchen. 

X-X: Maßnahme 

Handlungsfeld 
 

 

Umsetzungszeitraum  

 
 

Angaben zum Projekt   

 
  

Ausgaben [€] 

 

 

 

 
 

Wirkung [t CO2] 
 

 

 
 

Beteiligte  

 
 

Veranstaltung(en)  

 
 

Teilnehmeranzahl(en)  

 
 Eindruck der Teilneh-

mer*innen 
 

 
 Eindruck des Veran-

stalters  
 

 
 

Kritik  

Sonstiges  
Abbildung 111: Musterbogen Umsetzungskontrolle Maßnahmen  
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12.2.2  Wirkungskontrolle 

Die Wirkungskontrolle besteht aus der Fortschreibung der Energie- und CO2-Bilanz sowie einer Indika-

toren-Analyse. Die für diesen Bericht erstellte Energie- und CO2-Bilanz bildet die Grundlage für eine 

Fortschreibung. Die Berechnungen sollten alle drei Jahre wiederholt werden und die Ergebnisse öf-

fentlich kommuniziert werden, um nicht nur Rechenschaft abzulegen, sondern auch um positive wie 

negative Entwicklungen zu dokumentieren. Auf dieser Basis können sich die Bürgerschaft und weitere 

Akteur*innen zu Wort melden, um gemeinsam weitere Handlungsempfehlungen zu entwickeln. Durch 

die Kommunikation des Sachstandes wird zudem das Engagement der Bürgerschaft im Rahmen der 

Erstellung und in der Umsetzungsphase des vorliegenden Quartierskonzepts gewürdigt. 

Darüber hinaus ist es für ein zielgerichtetes Monitoring zur lokalen Energiewende wichtig, geeignete 

Indikatoren festzulegen und deren Entwicklung regelmäßig zu überprüfen. Auch bei der Fortschrei-

bung der Bilanzen sollten diese Indikatoren zu Rate gezogen werden, um eine gute Vergleichsmöglich-

keit mit den landes- und bundesweiten Entwicklungen zu erzielen. Tabelle 12 stellt mögliche zentrale 

Indikatoren für Ingelheim am Rhein dar. 

Aus der Fortschreibung kann abgeleitet werden, an welchen Punkten nachgesteuert werden muss und 

welche sich als besonders geeignet erwiesen haben, und so ggf. auch als Vorbild für andere Kommunen 

dienen können. 
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Tabelle 12: Indikatoren für das lokale Monitoring 

Teilbereich Indikatoren 

Erneuerbare 
Energien 

Anteil der erneuerbaren Energien am Endenergieverbrauch (in %) 

Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien (in kWh/a) 

Verhältnis zwischen lokaler EE-Stromproduktion und lokalem Stromverbrauch  
(in %) 

Wärmeerzeugung aus erneuerbaren Energien (in kWh/a) 

Verhältnis zwischen lokaler EE-Wärmeproduktion und lokalem Wärmeverbrauch 
(in %) 

Effizienz und 
Verbrauch 

Endenergieverbrauch nach Sektoren (Strom, Wärme, Verkehr; in kWh/a) 

Endenergieeinsparung gegenüber dem Zeitpunkt der Konzepterstellung  
(in kWh/a und %) 

Entwicklung des Stromverbrauchs gegenüber dem Zeitpunkt der Konzepterstel-
lung (in kWh/a und %), mit separater Ausweisung von zusätzlichen Stromver-
bräuchen durch den Ausbau von Wärmepumpen und Elektromobilität 

Entwicklung des Wärmeverbrauchs gegenüber dem Zeitpunkt der Konzepterstel-
lung (in kWh/a und %) 

Verkehr Anteil Elektroautos an allen Kfz im Quartier (in %) 

Verringerung des Verbrauchs fossiler Kraftstoffe durch Antriebswende hin zu 
Elektromobilität (in kWh/a und Litern/a) 

Emissionen Treibhausgasemissionen gesamt und nach Sektoren (in t CO2eq/a) 

Treibhausgasemissionen pro Kopf, gesamt und nach Sektoren (in t CO2eq pro 
Kopf und Jahr) 

Vermiedene Treibhausgasemissionen durch Einsatz erneuerbarer Energien und 
Endenergieeinsparung im Quartier (in t CO2eq/a) 
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